Landeshauptstadt Hannover 04.03.2004
Einladung

zur a) 43. - nichtéffentlichen - Sitzung
der Vergabekommission

des Stadtentwicklungs- und Bauausschusses

auf Mittwoch, den 17.03.2004, um 8.30 Uhr
in den Raum 200 der Bauverwaltung,
Rudolf-Hillebrecht-Platz 1

b) 44. - 6ffentliche - Sitzung

des Stadtentwicklungs- und Bauausschusses

auf Mittwoch, den 17.03.2004, um 15.00 Uhr
im Hodlersaal des Rathauses, Trammplatz 2

Tagesordnung:

. OFFENTLICHER TEIL
1. Genehmigung der Niederschrift:

- der 37. Sitzung des Stadtentwicklungs- und Bauausschusses vom 03.12.2003

2. Antrag der CDU-Fraktion zur Austragung der FuBball-WM 2006
(Drucks. Nr. 0293/2004)

3. Antrag der FDP-Fraktion zum Nachnutzungskonzept fiir die IGA 2017 in Hannover
(Drucks. Nr. 0357/2004)

4. Antrag der CDU-Fraktion zum Verzicht auf Einrichtung von Buscaps
(Drucks. Nr. 0386/2004)

5. Antrag von Ratsherrn Wruck zur Aufwertung der GeorgstraBe durch Zulassung von
Gastronomie auf der Dreieckswiese im Winkel zwischen GeorgstraBe und
RathenaustraBe
(Drucks. Nr. 0401/2004)



6. Bebauungsplane

a) Bebauungsplan Nr. 752, 3. Anderung - Urnenfriedhof Misburg
Aufstellungs- und Auslegungsbeschluss
(Drucks. Nr. 0141/2004 mit 3 Anlagen) - bereits Gbersandt

Hierzu sind die Bezirksbirgermeister der Stadtbezirksrate 03 und 05 eingeladen.

b) Bebauungsplan Nr. 1065 - westlich Stadtfelddamm
Aufstellungs- und Auslegungsbeschluss
(Drucks. Nr. 0487/2004 mit 3 Anlagen) - bereits Gbersandt

Hierzu sind die Bezirksbiirgermeisterin des Stadtbezirksrates 09 und die
Bezirksbiirgermeister der Stadtbezirksrate 03 und 04 eingeladen

c) Bebauungsplan Nr. 1387 - Hamburger Allee
Beschluss uUber Anregungen, Satzungsbeschluss
(Drucks. Nr. 0023/2004 mit 4 Anlagen -ersetzt Drucks. Nr. 1338/2003) - bereits Ubersandt

Hierzu ist der Bezirksbiirgermeister des Stadtbezirksrates 01 eingeladen.

d) Bebauungsplan Nr. 1411 - BodestraBe -
Auslegungsbeschluss, vorbehaltlicher Satzungsbeschluss
(Drucks. Nr. 2275/2001 N1 mit 4 Anlagen) - bereits Ubersandt

- Zusatzantrag der SPD-Fraktion und Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur
DS 2275/2001, B-Plan Nr. 1411 - BodestraBe
(Drucks. Nr. 2947/2001)

Hierzu ist der Bezirksbiirgermeister des Stadtbezirksrates 13 eingeladen.
e) Bebauungsplan Nr. 1668 - Kompostplatz Seelhorst
Aufstellungs- und Auslegungsbeschluss
(Drucks. Nr. 0229/2004 mit 3 Anlagen) - bereits Gbersandt
Hierzu sind die Bezirksbiirgermeister der Stadtbezirksrate 05 und 08 eingeladen.

7. MaBnahmen zum vorbeugenden Brandschutz im Historischen Museum
(Drucks. Nr. 0550/2004 mit 4 Anlagen)

8. Anwendung der Eingriffsregelung in der Bauleitplanung: Buchung von
AusgleichsmaBnahmen auf das Okokonto
(Drucks. Nr. 0417/2004 mit 1 Anlage)

9. Widmung des Kreipeweges



10.

11.

12.

13.

14.

(Drucks. Nr. 0536/2004 mit 1 Anlage)

Hierzu ist die Bezirksbiirgermeisterin des Stadtbezirksrates 09 eingeladen.

StraBenausbaubeitrag Kreipeweg
- Aufwandsspaltung -
(Drucks. Nr. 0571/2004 mit 1 Anlage)

Hierzu ist die Bezirksbiirgermeisterin des Stadtbezirksrates 09 eingeladen.
StraBenbenennung im Stadtteil GroB-Buchholz
(Drucks. Nr. 0265/2004 mit 1 Anlage)

Hierzu ist der Bezirksbiirgermeister des Stadtbezirksrates 04 eingeladen.

Bericht des Baudezernats liber Leistungen im Jahr 2003
(Informationsdrucksache Nr. /2004 mit 1 Anlage) - wird gesondert Ubersandt -

Bericht der Verwaltung

Mitteilungen und Anfragen

Schmalstieg
Oberbirgermeister



CDU-Fraktion
( Antrag Nr. 0293/2004 )

Antrag der CDU-Fraktion zur Austragung der FuBball-WM 2006

Antrag,
zu beschlieBen:

Bis zur Austragung der FuBball-WM 2006 unterrichtet die Verwaltung den AusschuB fur
Arbeitsmarkt-, ~ Wirtschafts-  und Liegenschaftsange-legenheiten sowie  den
Stadtentwicklungs- und BauausschuB regelmaBig Uber den Stand der Vorbereitungen und
Planungen. Um dies zu gewahrleisten, wird in jeder Ausschusssitzung ein entsprechender
Tagesordnungspunkt aufgenommen.

Begriindung

Bereits bei der Ausrichtung der Expo sind viele Planungsfehler gemacht worden, die bei
entsprechender Einbindung der politischen Gremien vermieden worden waren. Damit sich
dieses negative Beispiel nicht wiederholt, ist eine kontinuierliche Unterrichtung der
Fachausschusse erforderlich

Rainer Lensing Vorsitzender

Hannover / 02.02.2004



FDP-Fraktion
( Antrag Nr. 0357/2004 )

Antrag der FDP-Fraktion zum Nachnutzungskonzept fiir die IGA 2017 in Hannover

Antrag,

zu beschliessen:

Die erforderliche Machbarkeitsstudie fir die Bewerbung um die IGA 2017 in Hannover
beinhaltet neben einem stadtebaulich-landschaftsplanerischen Konzept mit
Finanzierungs- und  Wirtschaftslichkeitsuntersuchungen ein Nachnutzungskonzept
fir das Ausstellungsgelande der Deurag-Nerag im Stadtteil Misburg..

Begriindung

Erfolgt mindlich.:

Patrick Déring

-Frationsversitzender-

Hannover / 09.02.2004



CDU-Fraktion
( Antrag Nr. 0386/2004 )

Antrag der CDU-Fraktion zum Verzicht auf Einrichtung von Buscaps

Antrag,
Einrichtung von Buscaps
zu beschlieBen:

Die Region Hannover wird aufgefordert, in der Landeshauptstadt Hannover keine
weiteren Buscaps mehr einzurichten.

Begriindung

Die Studie der IHK Hannover aus dem Dezember 2003 hat bewiesen, dass
Buscaps sowohl 6konomisch als auch ékologisch keinen Sinn machen.

An anderer Stelle (wie z.B. im Schienenverkehr) werden Milliarden
ausgegeben, um schnellen und langsamen Verkehr zu trennen und dadurch
das Gesamtsystem zu optimieren.

Im Gegensatz dazu werden in Hannover weitere Buscaps gebaut und da

das innerstadtische Verkehrssystem weiter belastet. So hat die Bundesanstalt
fir StraBenwesen festgestellt, dass bei zweistreifigen HauptverkehrsstraBen
im 10 Minuten Takt ab einer Verkehrsstarke ab 700 Fahrzeugen je Stunde und
Richtung Buscaps erhebliche Nachteile fir den Gesamtverkehrsablauf mit s
bringen und deshalb nicht mehr eingerichtet werden sollen.

Der Rat der LHH «immt diese Studien zum Anlass, die Region Hanno
aufzufordern, die Verkehrsplanung entsprechend dieser Studien anzupassen;
und auf die Einrichtung weiterer Buscaps zu verzichten.

Rainer Lensing
Vorsitzender

Hannover / 12.02.2004



Landeshauptstadt Hannover

In den Stadtentwicklungs- und 1. Stellungnahme
Bauausschuss
In den Verwaltungsausschuss Nr.
In die Ratsversammlung

0386/2004 St

=

Anzahl der Anlagen 0

Zu TOP

Antrag der CDU-Fraktion zum Verzicht auf Einrichtung von Buscaps
Antrag,

dem Antrag aus der Drucksache Nr. 0386/2004 nicht zu folgen, wonach die Region
Hannover aufgefordert wird, in der Landeshauptstadt Hannover keine weiteren Buskaps
mehr einzurichten.

Kostentabelle

Begriindung

Die Region und die Ustra beabsichtigen im Jahre 2004 weitere Bushaltestellen umzubauen.
Der Verwaltung liegt eine Liste tber 28 EinzelmaBnahmen vor. Zurzeit werden die einzelnen
Projekte geprift. Darunter sind auch Projekte, bei denen vorhandene Haltestellen ohne
Verlegung des Bordes umgebaut werden. Diese MaBnahmen haben keine Auswirkungen
auf den Individualverkehr.

Zurzeit wird in den politischen Gremien der Region Hannover Uber die Beschlussdrucksache
1 b 0084/2004 zum Thema “3. GVFG-Folgeantrag: Busbeschleunigung” beraten. Die
Regionsverwaltung weist in ihrer Drucksache darauf hin, das die Schaffung von Buskaps
nur nach Zustimmung durch die betroffenen Kommunen erfolgt.



Der Umbau von Bushaltestellen in den stadtischen StraBen wird daher nur erfolgen, wenn
die Stadt Hannover zugestimmt hat. Die Verwaltung wird alle MaBnahmen, die als
realisierungsféhig angesehen werden, den politischen Gremien zur Beschlussfassung
vorlegen.

Die Beschlussdrucksache der Verwaltung Uber die im Jahre 2004 geplanten
UmbaumaBnahmen an Bushaltestellen soll nach Ostern in die politischen Gremien der Stadt
eingebracht werden. Die Verwaltung wird dabei auch auf die oben angefiihrte Drucksache
der Region eingehen.

66.0T
Hannover / 17.04.2004



Ratsherr Wruck
( Antrag Nr. 0401/2004 )

Antrag von Ratsherrn Wruck zur Aufwertung der GeorgstraBe durch Zulassung von
Gastronomie auf der Dreieckswiese im Winkel zwischen GeorgstraB3e und
RathenaustraBe

Antrag,

Aufwertung der GeorgstraBe durch Zulassung von Gastronomie auf der
Dreieckswiese im Winkel zwischen GeorgstraBe und RathenaustraBBe

Zu beschlieBen:

Die Verwaltung schafft die Voraussetzung dafir, dass auf der Dreieckswiese im Winkel
zwischen GeorgstraBe und RathenaustraBe (fast angrenzend an den Georgsplatz) die
Einrichtung von StraBengastronomie (Teehduschen, Pavillon o. &.; keine Trinkhalle)
genehmigt werden kann.

Begriindung

Die o. g. Dreieckswiese dient zur Zeit groBenteils als Hundeklo und als Rastplatz fir
Alkoholiker und Tippelbrider. Zugleich hat die GeorgstraBe in diesem Bereich es verdient,
durch Gastronomie im Griinen aufgewertet zu werden. Uberhaupt fehlt es der Innenstadt vor
allem im Sommer an StraBengastronomie. Der vorgeschlagene Standort erscheint sehr
geeignet, diesem Mangel abzuhelfen.

Gerhard Wruck

WiH



Hannover / 16.02.2004



Landeshauptstadt Hannover

In den Ausschuss fir 1. Stellungnahme
Umweltschutz und Grinflachen

In den Stadtentwicklungs- und Nr.|0401/2004 St
Bauausschuss
In den Verwaltungsausschuss Anzahl der Anlagen |0

In die Ratsversammlung 74 TOP
u

Stellungnahme der Verwaltung zum Antrag von Ratsherrn Wruck zur Aufwertung der
GeorgstraBe

Antrag,

dem Antrag des Ratsherrn Wruck nicht zu folgen.

Berticksichtigung von Gender-Aspekten

Aussagen zur Geschlechterdifferenzierung sind in diesem Fall nicht relevant und werden
daher auch nicht nadher ausgefihrt.

Kostentabelle
Es entstehen keine finanziellen Auswirkungen.

Begriindung

Die auf der bebauten Seite der GeorgstraBBe vorhandene Gastronomie mit den Freiflachen
entspricht dem Boulevardcharakter der StraBe und wird als ausreichend eingestuft.

Die Seite der Rathenauwiese sollte von der Bebauung und kommerzieller
Gastronomienutzung freigehalten werden.



Die Verwaltung empfiehlt, hier weiterhin keine Voraussetzungen fur die Einrichtung von
Gastronomiebetrieben zu schaffen, damit die Griinflachenseite als Gegenpol zur bebauten
Seite als Aufenthaltsmdglichkeit im Griinen ohne Verzehrzwang bestehen bleiben kann.

61.1 (alt) 61.11 (neu)
Hannover / 10.03.2004



Beschluss-

drucksache
Landeshauptstadt Hannover

In den Stadtbezirksrat
Misburg-Anderten

In den Ausschuss flr Nr.
Umweltschutz und Griinflachen
In den Stadtentwicklungs- und Anzahl der Anlagen |3
Bauausschuss

In den Verwaltungsausschuss
In die Ratsversammlung

An den Stadtbezirksrat
Bothfeld-Vahrenheide (zur
Kenntnis)

0141/2004

=

Zu TOP

BITTE AUFBEWAHREN - wird nicht noch einmal versandt

Bebauungsplan Nr. 752, 3. Anderung, Urnenfriedhof Misburg
Aufstellungs- und Auslegungsbeschluss

Antrag, .
1. die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 752, 3. Anderung zu beschlieen,

2. dem Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 752, 3. Anderung mit Begriindung
zuzustimmen,

3. die 6ffentliche Auslegung des Entwurfes mit Begriindung geman
§ 3 Abs. 2 BauGB zu beschlieBen.

Begriindung des Antrages:

Die frihzeitige Beteiligung der Burgerinnen und Burger fand vom 9.7.2002 bis 9.8.2002
statt. Ein Burger aus Misburg, der gleichzeitig Mitglied im Heimatbund Niedersachen e. V.
-Gruppe Misburg- ist und der Heimatbund Niedersachsen e. V. -Gruppe Misburg- haben
angeregt, den Gedenkstein flr den Urnenfriedhof aus der Zeit der Vélkerwanderung im
slidlichen Bereich des Bebauungsplanes zwischen der Trafostation und der Anderter StraBe
aufzustellen. Er wirde dann dort stehen, wo der Urnenfriedhof tatsachlich war. Die
Wegeverbindung und die Zufahrt zum neuen Baugrundstick kénnten dann direkt
nordwestlich angrenzend gebaut werden.

Stellungnahme der Verwaltung:

Die Anregungen sollen insoweit berticksichtigt werden, dass der Gedenkstein wie angeregt
aufgestellt werden soll. Dies ist im Kaufvertrag zwischen der Stadt und dem Erwerber
festzuschreiben. Die FuB- und Radwegverbindung soll jedoch im nordwestlichen Bereich



angelegt werden, weil nur so eine Ubersichtliche Verbindung zur StraBe Hinter der Alten
Burg hergestellt werden kann.



Die naturschutzfachliche Stellungnahme des Fachbereichs Umwelt und Stadtgriin ist dieser
Drucksache als Anlage 3 beigeflgt.

Die Beschlisse sind erforderlich, um das Bebauungsplanverfahren weiterflihren zu kénnen.

61.2(alt) / 61.12 (neu)
Hannover / 14.01.2004



Anlage 1 zur Drucksache Nr. /2004

Bebauungsplan Nr. 752, 3.Anderung
- Urnenfriedhof Misburg -

Bisheriges Verfahren und Geltungsbereich

Planungsabteilung: Ost

Stadtteil: Misburg - Nord

Geltungsbereich:
Grundstick Anderter Str. 13

Bisherige Drucksachen-Beschlisse:

15-0198/2001 Beschliisse des
15-0200/2001 Stadtbezirksrates
15-0503/2001 Misburg-Anderten
15-0724/2001 zur Anderung des
Bebauungsplanes
Nr. 752
15-0153/2002 Beschluss zur
vorgezogenen
Blrgerbeteiligung
15-0723/2002 Zusatzantrag zum
Beschluss zur
vorgezogenen

Blrgerbeteiligung



Anlage 2 zur Drucksache Nr. /2004

Begrindung

Bebauungsplan Nr. 752, 3. Anderung Stadtteil: Misburg-Nord

- Urnenfriedhof Misburg -
Geltungsbereich:

Grundstlick Anderter Str. 13
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1. Zweck des Bebauungsplanes

In 4 Antréagen (DS 15-0198/2001, 15-0200/2001, 15-0503/2001, 15-0724/2001) hat der Stadtbe-
zirksrat Misburg-Anderten die Uberplanung des Grundstiicks beschlossen. Ziel der Planung soll
die Schaffung einer sicheren Wegeverbindung von der StraBe Am Seelberg zum Schulzentrum in
der StraBe Hinter der Alten Burg und eine optische Aufwertung dieses Bereichs durch eine
bauliche Nutzung des Grundstiicks sein. Die Zuwegung zum Grundstlick Anderter StraBe 11 A
soll dabei méglich sein.

Der derzeitige Bebauungsplan setzt fir das v. g. Grundstiick ,6ffentliche Grunflache® fest. Das
Grundstlick wird als provisorischer Parkplatz und Wegeverbindung genutzt. Griinanlagen sind
nicht angelegt worden. Einen besonderen Bedarf an 6ffentlichem Griin gibt es im Stadtteil nicht.
Er ist von Wald und landwirtschaftlichen Flachen (Seckbruchwiesen) umgeben und verfligt mit
Staatsforst und dem Griinband Mittellandkanal Uber gut ausgestattete Naherholungsgebiete und
wohnungsnahes Grln.



Die neuen Planungsziele kénnen nur durch eine Plananderung verwirklicht werden.

Der Flachennutzungsplan stellt fiir den Anderungsbereich gemischte Bauflaiche und
Wohnbauflache dar. Durch die Bebauungsplananderung soll fir das Grundstlck ein Mischgebiet
festgesetzt werden. Diese neue Nutzung ist damit aus dem Flachennutzungsplan entwickelt.

Eine UVP gemaB UVP-Gesetz ist nicht durchgefiihrt worden. Die Gr6Be des Plangebiets liegt
weit unter der GrbBe, fir die eine Umweltvertraglichkeitsprifung vorgeschrieben ist. Die
Bebauung und Umgestaltung einer Uberwiegend mit wassergebundener Decke befestigten und
als Parkplatz genutzten Freiflache wird negative Auswirkungen auf die Umwelt haben, da die
vorhandenen Baume und Straucher nicht erhalten werden kdnnen. Eine Eingriffsregelung ist
erforderlich.

Das Plangebiet liegt im Ortszentrum Misburgs an der Anderter StraBe. Die umliegende Bebau-
ung besteht aus 2- bis 3-geschossigen Wohn- und Geschéaftshausern.

Mit der 2. Anderung des Bebauungsplans Nr. 752 - Hinter der Alten Burg - wurde ein allgemeines
Wohngebiet in 2-geschossiger Bauweise festgesetzt.

2. Einzelheiten
2.1 Bauland

Der Bereich der Anderung wird als Mischgebiet festgesetzt. Durch diese Ausweisung und Her-
stellung einer baulichen Begrenzung der Anderter StraBe im Einmindungsbereich der StraBe Am
Seelberg wird das Zentrum von Misburg gestéarkt. Der Bau eines Wohn- und Sanitatshauses mit
Werkstatt soll ermdglicht werden. Fir das Bauland werden eine GRZ von 0.6 und eine GFZ von
1.0 festgelegt. In Anpassung an die Nachbarbebauung wird die Geschossigkeit auf 3 Geschosse
an der Anderter StraBe und 2 Geschosse im ruckwartigen Bereich festgelegt. Auf einen
offentlichen Parkplatz muss hier verzichtet werden, weil die vorhandene Flache nur fir die
Unterbringung des Geschéftshauses und die dafir erforderlichen notwendigen Stellplatze
ausreicht. An der Hannoverschen StraBe und an der WaldstraBe stehen ausreichend 6ffentliche
Parkplatze zur Verfligung.

Durch die Ausweisung neuen Baulandes ergibt sich die Anforderung den Nachweis zu fUhren,
wie den Anforderungen des Nds. Spielplatzgesetzes entsprochen werden soll. Durch das Neu-
baugebiet ergibt sich ein zusétzlicher Bedarf von ~ 100 m2. Der vorhandene Spielplatz stdlich
des Schulzentrums versorgt einen Bereich zwischen Waldstr./SeckbruchstraBe im Norden und
dem Gewerbegebiet WeiBe Erde im Siden. Da aus diesem Bereich sich ein Bedarf von ~ 1.400
m? ergibt, der bestehende Spielplatz aber nur 750 m? Spielflache aufweist, gibt es bereits heute
ein rechnerisches Fehl von 650 m2. Dieses und der jetzt neu entstehende Bedarf wird durch die
umfangreichen Freiflachen des nicht eingezdunten Schulzentrums kompensiert. Die Vorausset-
zungen fir eine Ausnahmeregelung nach § 5 Abs. 2 Nds. Spielplatzgesetz liegen vor.

Mittelfristig ist vorgesehen, das Gelande zwischen der ehemaligen Mergelgrube HPC Il und dem
Baugebiet An der Johanniskirche baulich zu nutzen. Hier soll es auch einen neuen Spielplatz
geben und auf diese Weise sollen langfristig die Anforderungen im angesprochenen Spielbereich
in Bezug auf GréBe und Erreichbarkeit ohne Inanspruchnahme von Ausnahmeregelungen erfillt
werden.



Im Plangebiet befand sich ein historischer Urnenfriedhof aus der Zeit von ca. 500 n. Chr., der
1958 vollstdndig von Anton Scholand freigelegt wurde. GemaRB Stellungnahme der Bezirksregie-
rung darf die Flache des ehemaligen Urnenfriedhofs bebaut werden. Zur Erinnerung an den
Urnenfriedhof wurde 1980 auf Initiative des Heimatbundes ein Gedenkstein — ein Findling mit
Bronzeplatte — am Rande des Graberfeldes aufgestellt. Der Gedenkstein fir den Urnenfriedhof
soll einen neuen Standort erhalten. Der Heimatbund hat vorgeschlagen, die Gedenkstatte des
Urnenfriedhofs aus der Zeit der Vilkerwanderung naher an seinem ehemaligen Kernbereich zu
errichten. Der &stliche Teil des Graberfeldes lag in der Vorzone der Trafostation. In diesem
Bereich ist der Fund noch einzelner Relikte nicht ausgeschlossen. Aus diesem Grund gibt es den
Hinweis im Bebauungsplan, dass der Beginn von Bauarbeiten der oberen Denkmalpflegebehdrde
(Bezirksregierung Hannover) anzuzeigen ist. Das Grundstiick ist als Bauland ausgewiesen und
gehdrt der Landeshauptstadt Hannover. Sie wird das Baugrundstiick an einen Investor / eine
Investorin verkaufen und im Kaufvertrag regeln, dass der Findling mit Gedenkplatte hier platziert
und einsehbar gehalten wird. Der Heimatbund hat sich erboten, die Gedenkstéatte zu pflegen.

2.2 ErschlieBung

Das Plangebiet ist durch die Anderter StraBe erschlossen. Uber das Grundstiick verlauft ein Teil
der Wegeverbindung zwischen Anderter StraBe und der StraBe Hinter der Alten Burg - ein wich-
tiger Schulweg. Das Wegestiick wird im Plan gesichert. Es soll als Geh-/Radweg ausgebaut
werden. Durch eine verkehrsbehdérdliche Genehmigung soll die Zufahrt zur Garage des
Grundsticks Anderter StraBe 11 A ermdglicht werden (Beschilderung: Zufahrt zu dem
Grundstick Anderter StraBe 11 A frei). Fur Rettungsfahrzeuge soll die Zufahrt ebenfalls méglich
sein.

Um eine sichere Nutzung fur FuB- und Radverkehr zu ermdéglichen ist die 6ffentliche
Verkehrsflache sieben Meter breit festgesetzt.

Im Plangebiet befindet sich eine Trafostation. Von hier aus werden Versorgungskabel an die
Anderter StraBe gefihrt. Sowohl Kabeltrasse wie auch die Trafostation missen von der
Bebauung freigehalten werden und mit Fahrzeugen fir den Versorgungstrager zugéanglich sein.
Die Geh-, Fahr- und Leitungsrechte sowie die Trafostation sind im Bebauungsplan festgesetzt.

2.3 Altlasten/Kampfmittel

Innerhalb des Plangebietes selbst sind konkrete Altlasten nicht bekannt. Allerdings ist nicht aus-
zuschlieBen, dass im Bereich, der als Parkplatz genutzt wird der Oberboden durch aromatische
Kohlenwasserstoffe oder Mineralélkohlenwasserstoffe belastet ist. Treten Auffalligkeiten bei Bau-
maBnahmen auf, ist die Region Hannover einzubinden.

Ostlich des Plangebietes gibt es eine Altablagerung, deren Abgrenzung bislang nicht genau
bestimmt ist. In relativer Nahe zum Plangebiet wurde eine flachenhafte Auffillung von bis zu
60 cm Héhe mit Beimengungen von Asche, Ziegelschutt, Teer- und Holzresten aufgefunden.

Daneben wurde auf dem nérdlichen Nachbargrundstiick punktuell eine &hnliche Auffillung - hier
mit einer Machtigkeit von 2,5 m - festgestellt, mdglicherweise ein verflllter Bombentrichter.



In dieser Nachbarschaft ist - auch wenn es konkrete Hinweise nicht gibt - nicht auszuschlieBen,
dass im Plangebiet &hnliche Aufflllungen vorhanden sind. In den oben angeflhrten Fallen hatte
das Fillmaterial keine nutzungsrelevanten Belastungen. Vor BaumaBnahmen sollten die Flachen
aber aus abfallrechtlicher Sicht auf eine Auffillung hin Gberprift werden.

Der Bereich der Anderung liegt in der Nahe der ehemaligen Raffinerie Deurag-Nerag. Die Raffi-
nerie war im zweiten Weltkrieg Ziel intensiver Bombardierung. Luftbilder der Alliierten wurden von
der Bezirksregierung/Kampfmittelbeseitigungsdezernat ausgewertet. Die Aufnahmen zeigen eine
Bombardierung im B-Plangebiet.

Es ist daher nicht auszuschlieBen, dass es hier noch Blindganger gibt, von denen Gefahr aus-
geht. Die Bezirksregierung empfiehlt eine Bauhubiberwachung mit anschlieBender Sohlenson-
dierung.

2.2 Eingriffsregelung

Die Planflache ist teilversiegelt und weist einen kurzen, scherrasenartigen Bewuchs auf. Der
offensichtlich starke Nutzungsdruck zeigt sich in einem Trampelpfad. Begrenzt wird die Flache an
zwei Seiten durch einen alten schitzenswerten Gehdlzbestand.

Die Beeintrachtigung von Naturhaushalt und Landschaftsbild soll durch folgende
AusgleichsmaBnahmen kompensiert werden:

Pflanzung von 11 B&umen im Bereich der LilienthalstraBe (siehe Anlage 1 zur Begrindung).
Diese MaBnahme wurde bereits im Rahmen des 1000-Baume-Programms umgesetzt und auf
das Okokonto gebucht.

Pflanzung von 7 Bdumen an der Kugelfangtrift, ebenfalls eine bereits umgesetzte MaBnahme aus
dem Okokonto (siehe Anlage 2 zur Begriindung).

Auf dem Baugrundstiick sollen 4 standortgerechte heimische Laubbdaume 1. oder 2. Ordnung
gepflanzt und erhalten werden.

3. Kosten

Die Kosten fir die Anlage des o6ffentlichen FuB-/Radweges betragen ~ 60.000 £.
ErschlieBungsbeitrage werden nicht erhoben.

Far die Herstellung der AusgleichsmaBnahmen sind ca. 13.500,- € aufzubringen. Die Kosten sind
durch die zu erwartenden Einnahmen nach der Satzung zur Erhebung von
Kostenerstattungsbeitragen nach § 135 ¢ BauGB gedeckt. Die MaBnahmen sind zu 83,44 % den
Bauflachen und zu 16,56 % den Verkehrsflachen zuzuordnen.

Das zukunftige ca. 2000 m? groBe Baugrundstick ist in stadtischem Eigentum und soll verkauft
werden. Der Verkaufserlds betragt ca. 440.000 €.



Begriindung des Entwurfes Der Rat der Landeshauptstadt Hannover hat
aufgestellt der Begrindung des Entwurfes
Fachbereich Planen und Stadtentwicklung, am zugestimmt.
Januar 2004
(Heesch)

Fachbereichsleiter 61.12/15.1.2004



Anlage 3 zur Drucksache Nr. /2004

An: 61.5
Kopien: 67.10 Su
Landeshau tsladt Hannover zK.an:
Hausmitteilung
Von: 67.6/Dra
Datum: 22.01.2004
Hausruf: 45787 Fax: 42914

Bebauungsplan Nr. 752, 3. Anderung
Gutachtliche Stellungnahme der Landschafts- und
Naturschutzabteilung

Planung
Eine bisherige wenig genutzte 6ffentliche Verkehrsflache soll nunmehr als Allgemeines

Wohngebiet ausgewiesen und zweigeschossig bebaut werden. Die GRZ soll bei 0,4
liegen.

Bestandsaufnahme und Bewertung aus Sicht des Naturschutzes

Die Planflache ist teilversiegelt und weist einen kurzen, scherrasenartigen Bewuchs
auf. Der offensichtlich starke Nutzungsdruck zeigt sich in einem Trampelpfad. Begrenzt
wird die Flache an zwei Seiten durch einen alten schiitzenswerten Gehélzbestand.

Auswirkungen der Planung

Bestehende Baumstandorte sollten — wenn mdglich - in die Planung integriert werden,
womit der Eingriff minimiert werden kann.

Eingriffsregelung

Erhebliche Beeintrachtigungen von Naturhaushalt und Landschaftsbild sind durch
geeignete AusgleichsmaBnahmen zu kompensieren.

(von Drachenfels)




Beschluss-

drucksache
Landeshauptstadt Hannover

In den Stadtbezirksrat
Buchholz-Kleefeld

In den Stadtbezirksrat Ricklingen Nr.
In den Ausschuss fir
Umweltschutz und Griinflachen Anzahl der Anlagen 3
In den Stadtentwicklungs- und
Bauausschuss

In den Verwaltungsausschuss
In die Ratsversammlung

An den Stadtbezirksrat
Bothfeld-Vahrenheide (zur
Kenntnis)

0487/2004
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Zu TOP

BITTE AUFBEWAHREN - wird nicht noch einmal versandt

Bebauungsplan Nr. 1065, westlich Stadtfelddamm
Aufstellungs- und Auslegungsbeschluss

Antrag,
1. die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 1065 zu beschlieBen,

2. dem Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 1065 mit Begriindung zuzustimmen,

3. die o6ffentliche Auslegung des Entwurfes mit Begriindung geman
§ 3 Abs. 2 BauGB zu beschlieBen.

Beriicksichtigung von Gender-Aspekten:

Bei der geplanten MaBnahme — Ausweisung eines Sondergebietes flir Wissenschaft
und Forschung — werden Manner und Frauen voraussichtlich in gleichem MaBe
betroffen.

Die vorhandene OPNV-Anbindung ist jedoch méglicherweise fiir einige der
Beschaftigten als ungiinstig anzusehen. Da bei der geplanten Nutzung davon
auszugehen ist, dass einzelne Firmen in Mehrschichtbetrieb arbeiten werden,
missen Beschéftigte, die nicht Gber eigene Verkehrsmittel verfligen, in den
Abendstunden von und zur Bushaltestelle einen FuBweg von ca. 400 bis 600 m
durch ein eher unbelebtes Gebiet zurlicklegen. Dieser Standortnachteil wird jedoch
in Kauf genommen, da es sich hier um eine notwendige Erweiterung des
Medical-Parks handelt, die nur in direkter Nachbarschaft zur Medizinischen



Hochschule Hannover sinnvoll ist.



Kostentabelle

Darstellung der zu erwartenden finanziellen Auswirkungen:

Investitionen in€ bei der Verwaltungs- in € p.a. bei der
Hsh-Stelle haushalt; Hsh-Stelle
(im Budget Nr.) auch (im Budget Nr.)
/Wipl-Position Investitions- /Wipl-Position
folgekosten
Einnahmen Einnahmen
Finanzierungs- 0,00 Betriebsein- 0,00
anteile von Dritten nahmen
sonstige Ein- 0,00 Finanzeinnah- 0,00
nahmen men von Dritten
Einnahmen 0,00 Einnahmen 0,00
insgesamt insgesamt
Ausgaben Ausgaben
Erwerbsaufwand 0,00 Personal- 0,00
ausgaben
Hoch-, Tiefbau 0,00 Sachausgaben 0,00
bzw. Sanierung
Einrichtungs- 0,00 Zuwendungen 0,00
aufwand
Investitionszu- 0,00 Kalkulatorische 0,00
schuss an Dritte Kosten
Ausgaben 0,00 Ausgaben 0,00
insgesamt insgesamt
Finanzierungs- 0,00 Uberschuss/ 0,00
saldo Zuschuss

Die finanziellen Auswirkungen flr die Stadt werden in der Anlage 2 (Begriindung zum
Bebauungsplanentwurf) in Abschnitt 7 dargestellit.

Begriindung des Antrages:

Nach den Zielvorstellungen des Flachennutzungsplanes soll beidseitig des Stadtfelddamms
nordlich der Medizinischen Hochschule eine gréBere, zusammenhéngende
Sonderbauflache fir Wissenschaft und Forschung entwickelt werden. Ostlich des
Stadtfelddamms sind in vier Bebauungsplénen die planungsrechtlichen Voraussetzungen fir
entsprechende Sondergebiete geschaffen worden. Diese Flachen sind heute grdBtenteils
bebaut und werden von der Medical Park GmbH und Forschungsinstituten hauptsachlich
aus dem Bereich Biotechnologie genutzt. Der Flachenbedarf im Sondergebiet ,Medical-Park
“hat in den vergangenen Jahren kontinuierlich zugenommen, vor allem auch deshalb, weil
die vor Ort anséssigen Firmen jetzt ihre Forschungsergebnisse z. B. in Form von
pharmazeutischen Produkten umsetzen méchten. So méchte ein Biotech-Unternehmen aus
dem Medical Park die Produktion eines neuartigen Arzneimittels aus dem Bereich der
Zelltherapie aufnehmen und sucht einen geeigneten Standort im Bereich des Medical-Parks.
Daher ist jetzt der Zeitpunkt gekommen, um mit der Entwicklung weiterer
Sondergebiets-Bauflachen fir Wissenschaft und Forschung westlich des Stadtfelddamms
zu beginnen. Es bietet sich an, zunachst die im stadtischen Eigentum stehende, ehemalige

Ackerflache hierflr zu nutzen.




Die fruhzeitige Beteiligung der Burgerinnen und Birger fand vom 28.02.2002 bis 27.03.2002
statt. Es gingen Anregungen von Kleingartenbesitzern aus der Nachbarschaft und vom
Vorstand des Kleingartenvereins Waldfrieden Il e. V.ein.

Die Anregungen im Einzelnen:

Die Anregungen von zwei Ehepaaren, die Géarten am Streitdckergraben besitzen, sind zum
besseren Verstandnis wortlich zitiert:

"Wir haben uns mit dem Bebauungsplan eingehend befasst und méchten sowohl als
engagierte Naturliebhaber als auch als direkt Betroffene Einwande gegen den
Bebauungsplan erheben.

Die Bebauung des Feldes bedeutet eine weitere Verdrangung von Flora und Fauna. Aus
eigener Beobachtung kénnen wir bezeugen, dass das zur Bebauung vorgesehene
Feldgrundstiick seit vielen Jahren Lebensraum ist u.a. fir Feldhasen, Falken,
Fischreiher, Lerchen und Kiebitze, teilweise also auch fir bedrohte Tierarten. AuBerdem
sind im angrenzenden, jetzt bereits vorhandenen, naturnahen Entwasserungsgraben
Frésche und andere Amphibien zu Hause und der noch unbefestigte Weg zu den
Kleingartengrundstlicken wird zu den entsprechenden Zeiten von querenden Kroten
benutzt.

Diesen Tieren wirde mit Realisierung des Bauvorhabens die Existenzgrundlage
entzogen bzw. der Lebensraum genommen werden. Zwar wurde das Feld bisher schon
bewirtschaftet, aber in einer schonenden Weise. Dies zeigte sich z.B. darin, dass sich in
monatelangen Ruhephasen der Natur Zeit gegeben wurde, sich zu entwickeln und
regenerieren und dass regelmaBig nur Teile des Feldes gepfligt wurden Der hintere
Bereich, in dem sich im Winter oft das Wasser sammelt, wurde z. T. gar nicht
bewirtschaftet. Eine weitgehende Zu-Betonierung / Versiegelung der Flache bedeutet
hingegen einen schwerwiegenden Eingriff in der Natur.

Unser Gegenvorschlag: Der vordere Teil des Feldes wird bebaut und die hintere Halfte
bleibt als naturnahes Feuchtbiotop erhalten, d.h. wird auch nicht mehr landwirtschaftlich
genutzt. Dadurch wirden die negativen Folgen der Bebauung fir Natur und
Wasserhaushalt zumindest teilweise ausgeglichen, d.h. es wird nicht mit aller Gewalt ein
Feuchtgebiet trockengelegt, ohne Ricksicht auf die 6kologischen Folgen.

Dem Bau eines ca. 100 m langen Entwéasserungsgrabens (Stichgraben) in nérdlicher
Richtung zur Rohrleitung des Kleefelder Grabens méchten wir entschieden
widersprechen. Erstens ist dieser Graben in Wahrheit als Regenriickhaltebecken
geplant, da ja der eigentliche Engpass - das nur ca. 30 cm breite Abflussrohr des
Kleefelder Grabens - nicht beseitigt wird. Wiirde der neben dem zu bebauenden Feld
vorgesehene Entwasserungsgraben nur geringfligig breiter geplant oder die Anlage
eines kleinen Teiches auf dem Feld oder z. T. im Bereich eines offenbar z.Z. nicht
genutzten angrenzenden Gartengrundstiicks vorgesehen, kénnte man auf den
Stichgraben verzichten.

Unseres Erachtens verletzt die Planung den Grundsatz der VerhaltnismaBigkeit, denn
durch den Bau des breiteren Stichgrabens werden mehrere Gartengrundstiickspachter
um ihre Gérten gebracht, zwei Strommasten missen weichen bzw. neu aufgestellt
werden, mehrere Schuppen, zwei Gartenteiche, einige Baume, viele, z.T. Gber 5 m hohe
Straucher sowie ein erst kurzlich renoviertes Steinhaus im Wert von Uber 20.000,-- €
mussten entfernt bzw. abgerissen werden. Es ist sicherlich eine Fehlkalkulation, wenn
damit gerechnet wird, dass es fiir die Stadt giinstiger ware, die Pachtgartner und den
Eigentiimer zu entschadigen, als ein wenig mehr Land fir die Entwasserung bzw. als
Ruckhaltebecken im Bereich des Feldes zu reservieren.

Neben den materiellen Aspekten méchten wir insbesondere auf den hohen ékologischen
Wert der betroffenen Gérten hinweisen. Wir sind Pachter des nérdlichsten der drei



Garten und sind wie unsere direkten Nachbarn sehr darum bemiiht, die Eingriffe in die
Natur zu minimieren, um u.a. Igeln, Amphibien und anderen Tieren dort einen
Lebensraum zu erhalten bzw. zu schaffen. Frau (Name ist in der vertraulichen
Erganzung zu dieser Drucksache genannt.) ist aktives Mitglied in der Igelschutz-Initiative
Hannover (IGSI) und nutzt den Garten auch, um dort hilfsbeddrftige Tiere zu versorgen
und auszuwildern. AuBerdem méchten wir auf den Artenreichtum in unserem Garten
hinweisen: Neben Tieren wie Igeln und Fledermausen sind dort viele Amphibien
(Frésche, Lurche, mehrere Molcharten und Erdkréten) zu Hause. In den Hecken im
Zaunbereich (die einer Verbreiterung des Grabens auch zum Opfer fielen) leben eine
Vielzahl heimischer Vigel. Weiterhin sind uns schon viele selten gewordene Insekten
,2uber den Weg gelaufen®, z.B. Laufkafer, Maikafer, Glihwirmchen, Libellen, Hornissen
und Erdhummeln.

Wir méchten abschlieBend darum bitten, bei Ihrer Planung die 6kologischen Aspekte im
Stadtgebiet starker zu berlcksichtigen. Dabei sind auch die Belange von arbeitenden
Mitbilrgern zu beachten, die auf den Erhalt Ihres zur Erholung wichtigen Gebietes einen
Anspruch haben und dieses Umfeld Uber viele Jahre zu einem ebenfalls fir die Umwelt
wertvollen Teil gestaltet haben."

"Grundsatzlicher Einwand gegen die Bebauung dieses Areals:

Die im Bebauungsplan angegebene Flache ist eines der letzten Rickzugsgebiete im
Bereich Buchholz, in dem mindestens zwei der auf der roten Liste der gefahrdeten Arten
stehenden Tiergattungen leben, namlich Kiebitze und Feldhasen. Seit mindestens 20
Jahren nisten und briten jahrlich bis zu 3 Kiebitz-Paare erfolgreich im westlichen,
abgesenkten Feldbereich. Mindestens ebenso lange lebt dort eine kleine Population von
Feldhasen. Beide Tierarten wirden mit Sicherheit verdréangt werden, wenn die geplanten
Bauvorhaben realisiert wirden. Der Gemusebauer, der das Feld bisher bewirtschaftet
hat, achtete stets mit groBer Vorsicht darauf, bei der Feldarbeit die Gelege der Kiebitze
und die Sassen der Feldhasen nicht zu zerstéren. AuBerdem wurde in der Regel nicht
gesamte Flache des Feldes auf einmal bearbeitet, so dass immer ausreichend Deckung
fur die Tiere vorhanden war. Sind diese Tatsachen bei der Bestandsaufnahme
berlcksichtigt worden?

Einwendung wegen mangelnder Bertcksichtigung der Belange der Kleingartner und
unverhaltnismaBig hoher Kosten fur die Verbreiterung des nérdlichen Grabens an den
Kleingarten:

Die Planung, wie das von der zu betonierten Flache ablaufende Regenwasser
aufzufangen und in den verrohrten Kleefelder Graben zu leiten ist, verrat eine enorme
Missachtung der Belange der Mitburger, die seit Jahrzehnten die Kleingarten nutzen,
pflegen und zu einem 6kologisch wertvollen Areal gemacht haben. Mit einem Federstrich
der Planer soll bei einigen Garten ca. 1/3 der Flache abgeschnitten, Gartenhduser

Lplatt* gemacht und die so gewonnene Flache zu einem Rickhaltekanal fir
Regenwasser umfunktioniert werden.

In der ausliegenden Beschreibung ist von 2 Kleingarten die Rede, die betroffen seien,
tatséchlich sind es aber drei.Offensichtlich ist den Planern entgangen, dass die
Parzellen, von denen sie einen Teil abtrennen wollen, noch einmal unterteilt sind und
zwar der vordere (ca. 54 x 69 m) gleichmaBig in 6 Garten je 23 x 27 m, die andere
betroffene Parzelle (ca. 40 x 70 m) in 3 Garten je 23 x 40 m. Zur Verdeutlichung lege ich
einen Lageplan bei, in dem die Grenzen der Kleingartner eingetragen sind. AuBerdem
muUsste unseres Erachtens auch eine Umwidmung des Geléndes erfolgen, da die Flache
als Dauerkleingarten ausgewiesen ist.

Es muss gepruft werden, ob diese Verbreiterung des Grabens zu Lasten der
Kleingartner



o wirklich erforderlich ist, denn die 100 m Entwéasserungsgraben, die an den
Kleingarten vorbeiflihren, machen nur ca. 15 % der Gesamtlange aus, und wenn ja,

0 es besonders im Hinblick auf die zu erwartenden Kosten fiir die Umsetzung der
derzeitigen Planung nicht 6konomischer ware, eine andere Lésung anzustreben.

Bei der jetzigen Bauleitplanung fallen fir die ca. 100 m Entwasserungskanal entlang den
Kleingarten folgende Kosten an:

Abriss und Entschadigung von 3 Schuppen, von denen 2 in einwandfreiem Zustand sind,

Entschédigung fur einen Gartenteich, der besiedelt ist von Fréschen, Teichmolchen und
unzahligen Libellenlarven,

Versetzung eines Strommastens, der flr die Versorgung der Kolonie erforderlich ist,

Beseitigung eines Strommastens im Garten und Beseitigung der Stromzuleitung zum
Garten der benachbarten Familie,

Abriss und Entschadigung eines Steinhauses,
Neuerstellung von 100 m Gartenzaun,
Entschadigung fur div. Obstbdume,

Kauf von ca. 600 - 1000 m2 Grundflache.

Materiell nicht zu beziffern ist der Verlust an ékologischer Qualitat, denn gerade die
Seite zum schon vorhandenen Wassergraben hin wurde von uns (den Pachtern) unter
besonderer Beriicksichtigung dkologischer Gesichtspunkte gestaltet (einheimische
Bische, Straucher und Baume deren Friichte als Futterquellen fur Végel dienen,
Schaffung von Nist- und Uberwinterungsplatzen fir Heckenbriter und Igel usw.).

Als Alternative bote sich an:

Verbreiterung der Entwasserungsgraben an der Seite der Bebauungsflache um 10 - 15
% oder aber Errichtung eines Teiches auf der gesamten Flache (ca. 600 m?) des nicht
bewirtschafteten Gartens, der hinter unserem Garten liegt. Auch bei dieser Lésung
ergaben sich fur die Kommune deutliche 6kologische Vorteile. Dieser Garten wird nicht
mehr bewirtschaftet und die Bausubstanz der vorhandenen Gartenlaube und des
Schuppens ist stark in Mitleidenschaft gezogen, da die Dacher schon seit einiger Zeit
undicht sind. Die Gartenlaube steht vor dem Einsturz. Das wirde die
Entschadigungssumme flr die zu beseitigenden Gebaude erheblich reduzieren. Es
wirden samtliche Kosten fir die Umsetzung bzw. Beseitigung der Strommasten
wegfallen, auBerdem auch die Kosten fir die 100 m Gartenzaun."

Einer Familie, die das Grundstlick Stadtfelddamm 34 bewohnt:

Der Bebauungsplan nehme ihnen die einzige Zufahrt zum Grundstiick. Die Fahrstreifen
sollten beibehalten werden.

Des Vorstandes Kleingartenkolonie Waldfrieden Il e. V.:

Der Weg nérdlich des Streitdckergrabens musse erhalten bleiben, da sonst der
Radigerweg in der Kolonie nicht mehr zu erreichen sei. Eine Eigentiimerin halte im
Garten Tiere und ein Pferd (durch Grunddienstbarkeit gesichert, die das Gehen, Fahren
und Reiten sowie Viehtreiben auf den Zugangswegen gestattet). Im Notfall misse das
Pferd mit einem Pferdeanh&nger transportiert werden kénnen. AuBerdem gebe es in der
Kolonie vier bewohnte Gérten, die ebenfalls erreichbar bleiben mussten.

Stellungnahme der Verwaltung:

Die Planung ist nach der Beteiligung der Blrgerinnen und Blrger gedndert worden. Der
Weg nérdlich des Streitackergrabens liegt jetzt auBerhalb des Geltungsbereiches des



Bebauungsplanes und wird durch die Planung nicht beeintrachtigt. Er bleibt im heutigen
Zustand voll erhalten. Auf einen Eingriff in die westlich an das Plangebiet angrenzenden
Garten kann durch Umplanung der Entwasserung des Plangebietes ebenfalls verzichtet
werden. Der sidlich des geplanten Sondergebietes vorhandene Weg bleibt ebenfalls
erhalten. Er wird entsprechend seiner Zweckbestimmung - ErschlieBung der Klein-
garten - als "Dauerkleingéarten” festgesetzt. Durch diese Anderungen ist ein GroBteil der
Anregungen berucksichtigt.

Hinsichtlich der Eingriffe in Natur und Landschaft wird auf die Begriindung des
Bebauungsplanes, Abschnitt 2.5 Flache mit MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft und Abschnitt 4.2 Naturschutz

(Anlage 2) sowie die gutachterliche Stellungnahme des Fachbereiches Umwelt und
Stadtgrin (Anlage 3) verwiesen. Gefahrdete Tier- und Pflanzenarten sind danach im
Plangebiet nicht bekannt. Der Eingriff wird durch AusgleichsmaBnahmen voll
ausgeglichen.

Die AusgleichsmaBnahme in Isernhagen-Sud ist bereits durchgefihrt. Sie wurde in der
Drucksache Nr.1116/2002 N1 (Anwendung der Eingriffsregelung in der Bauleitplanung:
Buchung von AusgleichsmaBnahmen auf das Okokonto) dem Bebauungsplan Nr. 1065
zugeordnet. Der Stadtbezirksrat Bothfeld-Vahrenheide wurde in diesem Beschlussverfahren
bereits beteiligt und erhalt die Drucksache zum Bebauungsplan deshalb nur zur Kenntnis.

Die gutachterliche Stellungnahme des Fachbereichs Umwelt und Stadtgrin ist als Anlage 3
beigeflgt.

61.2(alt) / 61.12 (neu)
Hannover / 18.02.2004
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Anlage 1 zur Drucksache - Nr. /

Bebauungsplan Nr. 1065
- Westlich Stadtfelddamm -

Bisheriges Verfahren und Geltungsbereich

s MS&?&M = Planteil A
: N e Stadtteil: GroB-Buchholz

Geltungsbereich:

Das Plangebiet umfasst eine Ackerflache
(Flurstick 5/4 in der Flur 14 der Gemarkung
GroB-Buchholz) und den Streitdckergraben
(Flurstiick 124/2 in der Flur 14 der Gemarkung
GroB-Buchholz).

Die Ackerflache und der Streitdckergraben
liegen zwischen den Kleingartenanlagen Edel-
weiBB und Waldfrieden |l westlich der StraBe
Stadtfelddamm gegeniber dem Fraunhofer-
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Planteil B
Stadtteil: Isernhagen - Sud

Geltungsbereich:

Das Plangebiet umfasst eine ca. 5.570 m? grof3e
Teilflache des Flursticks 77/1 in der Flur 20 der
Gemarkung Isernhagen - Sud.

Das Flurstick liegt 6stlich des Weges Breitentrift
in Ho6he der Einmindung des Weges
Kreuzkdmpe.
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Stadtteil: Wettbergen

Geltungsbereich:

Das Plangebiet umfasst einen zehn Meter
breiten Streifen des Flurstiicks 11 in der Flur 1
der Gemarkung Wettbergen an der Westgrenze
des Flurstiicks.

Das Flurstiick liegt nérdlich des Wettberger
Baches und westlich von Wettbergen-West (in
Hbéhe des Erich-Lindstaedt-Hofes) am land-
wirtschaftlichen Weg in Richtung Sportpark
Empelde.

Planteil D
Stadtteil: Wettbergen

Geltungsbereich:

Das Plangebiet umfasst einen zehn Meter
breiten Streifen des Flurstiicks 13/2 in der Flur 1
der Gemarkung Wettbergen an der Westgrenze
des Flursticks.

Das Flurstick liegt nérdlich des Wettberger
Baches und westlich von Wettbergen-West (in
Hohe des Perelsweges) am landwirtschaftlichen
Weg in Richtung Sportpark Empelde.

Planteil E
Stadtteil: Wettbergen

Geltungsbereich:

Das Plangebiet umfasst eine ca. 4.810 m? groBe
Teilflache des Flursticks 21/3 in der Flur 3 der
Gemarkung Wettbergen.

Das Flurstick liegt sddlich vom Hirtenbach
westlich der Hamelner Chaussee in Héhe der
StraBe Im Hellerloh.

Bisherige Drucksachenbeschliisse:
15-3117/2001 Beschluss zur vorgezognen Birgerbeteiligung



Anlage 2 zur Drucksache - Nr.

Begrindung

Bebauungsplan Nr. 1065
- Westlich Stadtfelddamm -

Planteil A
Stadtteil: GroB3-Buchholz

Geltungsbereich:

Das Plangebiet umfasst eine Ackerflache
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Planteil B
Stadtteil: Isernhagen - Sud

Geltungsbereich:

Das Plangebiet umfasst eine ca. 5570 m?
groBe Teilflache des Flurstlicks 77/1 in der
Flur 20 der Gemarkung Isernhagen - Sid.

Das Flurstiick liegt 6stlich des Weges Breiten-
trift in H6he der Einmindung des Weges
Kreuzkampe.
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Stadtteil: Wettbergen

Geltungsbereich:

Das Plangebiet umfasst einen zehn Meter
breiten Streifen des Flurstiicks 11 in der Flur 1
der Gemarkung Wettbergen an der West-
grenze des Flursticks.

Das Flurstick liegt nérdlich des Wettberger
Baches und westlich von Wettbergen-West (in
Hbhe des Erich-Lindstaedt-Hofes) am land-
wirtschaftlichen Weg in Richtung Sportpark
Empelde.

Planteil D
Stadtteil: Wettbergen

Geltungsbereich:

Das Plangebiet umfasst einen zehn Meter
breiten Streifen des Flursticks 13/2 in der Flur
1 der Gemarkung Wettbergen an der West-
grenze des Flursticks.

Das Flurstick liegt nérdlich des Wettberger
Baches und westlich von Wettbergen-West (in
HOéhe des Perelsweges) am landwirtschaft-
lichen Weg in Richtung Sportpark Empelde.

Planteil E
Stadtteil: Wettbergen

Geltungsbereich:

Das Plangebiet umfasst eine ca. 4.810 m?
groBe Teilflache des Flursticks 21/3 in der
Flur 3 der Gemarkung Wettbergen.

Das Flurstick liegt sudlich vom Hirtenbach
westlich der Hamelner Chaussee in Héhe der
StraBe Im Hellerloh.

1. Zweck des Bebauungsplanes

Nach den Zielvorstellungen des Flachennutzungsplanes soll beidseitig des Stadtfelddamms
nordlich der Medizinischen Hochschule eine gréBere, zusammenhangende Sonderbauflache flr
Wissenschaft und Forschung entwickelt werden. Ostlich des Stadtfelddamms sind in vier Be-
bauungsplanen die planungsrechtlichen Voraussetzungen flir entsprechende Sondergebiete
geschaffen worden. Diese Flachen sind heute gréBtenteils bebaut und werden von der Medical
Park GmbH und Forschungsinstituten hauptsachlich aus dem Bereich Biotechnologie genutzt.
Eine bisher nicht genutzte gréBere Flache &stlich des Stadtfelddamms hat sich ein anséssiges
Institut reservieren lassen, zwei noch freie Flachen sind bereits verkauft, so dass nur noch zwei
Flachen frei verflgbar sind. Es kann somit festgestellt werden, dass der Flachenbedarf im Son-
dergebiet ,Medical-Park” in den vergangenen Jahren kontinuierlich zugenommen hat, vor allem
auch deshalb, weil die vor Ort anséssigen Firmen jetzt ihre Forschungsergebnisse z. B. in Form
von pharmazeutischen Produkten gewerblich umsetzen méchten. So méchte ein Biotech-Unter-
nehmen aus dem Medical-Park die Produktion eines neuartigen Arzneimittels aus dem Bereich
der Zelltherapie aufnehmen und sucht einen geeigneten Standort im Bereich des Medical-Parks.
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Daher ist jetzt der Zeitpunkt gekommen, um mit der Entwicklung weiterer Sondergebiets-Bau-
flachen fir Wissenschaft und Forschung westlich des Stadtfelddamms zu beginnen. Es bietet
sich an, zun&chst eine im stadtischen Eigentum stehende, ehemalige Ackerflache hierfir zu
nutzen. Die Alternative ware die Nutzung nérdlich angrenzender, noch bewirtschafteter Klein-
garten. Die Entwicklung dieser Flachen soll im Interesse der ansassigen Kleingartner aber erst
begonnen werden, wenn sich Uber die mit dieser Planaufstellung zur Verflgung gestellten Bau-
flachen weiterer Bedarf abzeichnet.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes sollen in der Nachbarschaft zu Kleingartenanlagen die
planungsrechtlichen Voraussetzungen fir eine geordnete stadtebauliche Entwicklung ge-
schaffen und insbesondere die ErschlieBung des Plangebietes gesichert werden.

Die Festsetzungen des Bebauungsplanes sind aus den Darstellungen des Flachennutzungs-
planes der Landeshauptstadt Hannover entwickelt.

2. Stadtebauliche Ziele des Bebauungsplanes
2.1 Bauland

Das Plangebiet westlich der StraBe Stadtfelddamm umfasst eine ehemalige Ackerflache, die an
zwei Seiten von der Kleingartenanlage EdelweiB und an der Nordseite von der Kleingartenan-
lage Waldfrieden Il umgeben ist. An der stdlichen und westlichen Plangrenze sind Erschlie-
Bungswege flr die angrenzenden Kleingarten vorhanden. Unmittelbar an der nérdlichen Plan-
grenze verlauft im Plangebiet der Streitédckergraben.

Entsprechend der im Abschnitt 1 der Begrindung getroffenen Feststellung, das der Bedarf an
Sondergebietsflachen kontinuierlich steigt, wird die Baulandflache im Plangebiet als sonstiges
Sondergebiet fir Wissenschaft und Forschung ausgewiesen. Das Sondergebiet soll der Unter-
bringung von Einrichtungen fir Wissenschaft und Forschung dienen. In Anbetracht der angren-
zenden Kleingartenanlagen sollen aber nur Einrichtungen zuldssig sein, die hinsichtlich ihres
Stérungsgrades den im Mischgebiet im Sinne von § 6 Baunutzungsverordnung (BauNVO) zu-
lassigen Gewerbebetrieben entsprechen (siehe hierzu auch den Abschnitt 4.3 der Begriindung).

Im sonstigen Sondergebiet sollen die im § 1, Abs. 2 der textlichen Festsetzungen genannten
Einrichtungen und Nutzungen zuldssig sein. Der Nutzungskatalog entspricht im wesentlichen
dem der 6stlich angrenzenden Sondergebiete l1angs der Feodor-Lynen-StraBe. Unter Ziffer 5 des
Absatzes 2 sollen auch Wohnungen fur Betriebsinhaber und Betriebsleiter zulassig, das ent-
spricht dem in der BauNVO (blichen Personenkreis vergleichbarer Baugebiete. In der Ziffer 8
entfallt bei den zuldssigen Nutzungen zur gewerblichen Verwertung der Forschungsergebnisse
die bislang in den Sondergebieten an der Feodor-Lynen-StraBe getroffene einschrankende Re-
gelung, dass hierbei die wissenschaftlichen und forschenden Téatigkeiten Uberwiegen missen.
Eine Beibehaltung dieser Regelung kénnte u. U. zum einen dazu fuhren, dass eine bisher im
Medical-Park forschende Firma zwecks gewerblicher Umsetzung ihres Forschungsergebnisses
nicht im Plangebiet angesiedelt werden kann, wenn die wissenschaftliche und forschende Tétig-
keit absehbar nicht Uberwiegt und die beabsichtigte gewerbliche Nutzung ggf. auch nicht nach
Ziffer 9 genehmigt werden kdénnte. Zum anderen kann es passieren, dass eine angesiedelte
Firma bei entsprechender Expansion im gewerblichen Bereich letztendlich planungsrechtlich
nicht mehr gesichert wéare, sondern fir sie lediglich die Regeln des Bestandsschutzes gelten
wirden. In der Ziffer 9 wird die zweite Voraussetzung, unter der Betriebe zur Herstellung von
Produkten und Geréaten, soweit ein raumlich-sachlicher Zusammenhang mit der Medizinischen
Hochschule oder den Forschungsinstituten besteht, genehmigt werden kénnen, jetzt im Inte-
resse der Rechtsklarheit eindeutiger formuliert. Statt wie bisher ,wenn von ihnen keine Belasti-
gungen oder Stérungen ausgehen kdnnen, die nach der Eigenart des Baugebietes im Baugebiet
selbst oder in dessen Umgebung unzumutbar sind“ soll jetzt hinsichtlich des Stérungsgrades
Bezug auf die in einem Mischgebiet im Sinne von § 6 BauNVO zulédssigen Gewerbebetriebe
genommen werden.

Da das sonstige Sondergebiet durch die getroffene Einschrankung schalltechnisch die Qualitat
eines Mischgebietes aufweist, in dem regelmaBig auch das Wohnen zulassig ware, wird keine
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Notwendigkeit gesehen, weitergehende Festsetzungen schallschutztechnischer Art hinsichtlich
maoglicher Wohnungen flr Aufsichts- und Bereitschaftspersonen wie fur Betriebsinhaber und
Betriebsleiter zu treffen.

Das MaB der baulichen Nutzung orientiert sich an der Ausnutzung der &stlich angrenzenden
Sondergebiete. Allerdings werden wegen der unmittelbaren Nachbarschaft zu Kleingarten nur
maximal drei Vollgeschosse zugelassen, eines weniger als auf der anderen Seite des Stadtfeld-
damms. Die in der BauNVO empfohlenen Obergrenzen fir die Grundflachenzahl wie fir die Ge-
schossflachenzahl werden nicht erreicht. Mit der im Sondergebiet festgesetzten Baugrenze wird
sichergestellt, dass die kilnftigen Gebaude einen ausreichenden Abstand zu den Kleingéarten
einhalten.

Die folgenden ,Grin“ - Festsetzungen bewirken eine Eingrinung des Baugebietes, eine Gliede-
rung und Auflockerung der zulassigen Baumasse, eine Verhinderung einer durchgéngigen Ver-
siegelung und somit einen positiven Beitrag zur Gestaltung des kinftigen Stadtbildes in diesem
Bereich bzw. einen angemessenen Ubergang zu den angrenzenden Kleingartenanlagen.

Mindestens 20 % der Flachen der Baugrundstiicke im sonstigen Sondergebiet sind mit einer
bestimmten Pflanzdichte zu begrinen (siehe hierzu den § 2 der textlichen Festsetzungen). Hier-
auf anzurechnen sind die anzupflanzenden B&dume zur Gliederung der offenen Stellplatzanlagen
(siehe unten). Diese Festsetzung tragt gleichzeitig dazu bei, den durch die Festsetzung eines
Sondergebietes vorbereiteten Eingriff in den Naturhaushalt zu minimieren (siehe hierzu auch
den Abschnitt 4.2 der Begriindung).

Im Plangebiet sind die Dachflachen, die eine Dachneigung von weniger als 20 Grad aufweisen,
dauerhaft und flachendeckend zu begriinen. Ausnahmen von der Dachbegriunungspflicht kon-
nen zugelassen werden, wenn sie im Widerspruch zum Nutzungszweck steht, wie z. B. bei
Dachflachen fur Belichtungszwecke und zur Installation technischer Anlagen, bzw. sie zu einem
wirtschaftlich und technisch unangemessenen Aufwand flhrt (z. B. bei stitzlosen, weit span-
nenden Hallen in leichter Bauweise). In diesen Ausnahmeféllen sind bei Dachern von weniger
als 20° Dachneigung mindestens 25 Prozent der Dachflachen dauerhaft zu begriinen.

Die offenen Stellplatzanlagen in den Baugebieten sind durch ein Baumraster zu gliedern. Fir
jeweils vier hergestellte Stellplatze ist mindestens ein heimischer, standortgerechter Laubbaum
anzupflanzen und zu erhalten.

Die nach den baurechtlichen Vorschriften notwendigen Einstellplatze kénnen auf den jeweiligen
Grundsticken realisiert werden.

2.2 Verkehr

Zur ErschlieBung des Plangebietes soll eine StichstraBe gebaut werden, die Uber den Stadtfeld-
damm an die Feodor-Lynen-StraBe angebunden wird. Der Bebauungsplan weist fir die Stich-
straBe eine entsprechende Verkehrsflache aus, die so bemessen ist, dass auch o6ffentliche
Parkplatze im StraBenraum untergebracht werden kénnen. Die an der Siid- und Westgrenze des
Plangebietes zur ErschlieBung der angrenzenden Kleingartenanlagen vorhandenen Wege
bleiben erhalten (siehe hierzu auch den Abschnitt 2.4 der Begriindung).

In ca. 500 Meter Entfernung vom Plangebiet wird die Haltestelle Neue-Land-StraBe an der Karl-
Wiechert-Allee von Buslinien bedient, die jeweils in beiden Fahrtrichtungen Anschluss an die
Stadtbahn haben.

2.3 Gewaisser

An der nérdlichen Plangrenze flieBt der Streitédckergraben, ein Gewasser Ill. Ordnung, der als
Vorfluter erhalten werden muss. Der Streitdckergraben soll naturnah ausgebaut werden, der
Bebauungsplan sieht daflr eine entsprechende Flache vor. Der Ausbau des Streitdckergrabens
bedarf eines Planfeststellungs- bzw. Plangenehmigungsverfahrens nach dem Nds. Wasser-
gesetz.
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2.4 Grunflache

An der stdlichen Plangrenze befindet sich auf dem stadtischen Grundstiick ein Weg, der einer-
seits zur ErschlieBung der angrenzenden Kleingartenanlagen beitragt und andererseits zusam-
men mit sich anschlieBenden Gemeinschaftswegen eine Anbindung an die Eilenriede schafft.
An der westlichen Plangrenze ist ebenfalls ein Weg vorhanden, der die angrenzenden Klein-
garten an den zuvor genannten Weg anbindet. Der Weg im Westen liegt zum Teil auf dem
stadtischen Grundstiick. Diese fir die ErschlieBung notwendigen Wege sollen erhalten werden
und werden entsprechend der in den angrenzenden Bebauungsplanen getroffenen Festsetzung
als Grinflache mit der Zweckbestimmung Dauerkleingarten festgesetzt.

2.5 Flache mit MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,
Natur und Landschaft

Bei Verwirklichung der Planung entsteht ein Eingriff in Natur und Landschaft, der in vollem Um-
fang kompensiert werden soll. Durch die im Sondergebiet vorgesehene MinimierungsmaB-
nahme kann der Eingriff nicht vollstandig kompensiert werden, so dass Ausgleich auBerhalb
geschaffen werden muss. Im Plangebiet selbst oder in der Umgebung stehen daflir keine
Flachen zur Verfigung, so dass der weit Uberwiegende Teil der erforderlichen AusgleichsmaB-
nahmen auf Flachen in den Stadtteilen Isernhagen-Std und Wettbergen vorgenommen werden
soll. In den Planteilen B bis E werden dafir Flachen mit MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft ausgewiesen. Die dort vorgesehenen
MaBnahmen sind im Abschnitt 4.2 der Begriindung beschrieben.

3. Versorgung

Zur Versorgung des Gebietes missen die erforderlichen Leitungen und Kanale noch eingebaut
werden, dafir steht die 6ffentliche Verkehrsflache der StichstraBe zur Verfligung. Im Stadtfeld-
damm verlauft eine Fernwarmeleitung, so dass grundsatzlich ein Anschluss der kiinftigen Bau-
grundstiicke an das Fernwarmenetz méglich ist (siehe hierzu den Abschnitt 4.4 der Begrin-
dung).

Das Gelande des Plangebietes féllt von Osten nach Westen ab. Aufgrund dieser topografischen
Verhaltnisse ist es erforderlich, dass fir den Bau des Regenwasserkanals, der an einen vorhan-
denen Kanal im Stadtfelddamm angeschlossen werden muss, zur Erzeugung eines ausrei-
chenden Gefalles die geplante StichstraBe auf ein bestimmtes Niveau gebracht wird. Das heift,
es ist eine Gelandeaufschittung fir den Bau der StraBe notwendig. Da die gesamte Ober-
flachenentwésserung an diesen Regenwasserkanal anzuschlieBen ist, bedeutet das eine Ge-
landeaufschittung fir die gesamte Flache des Sondergebietes. Die Oberflachenentwasserung
der bei der Aufschittung entstehenden Bdschungen erfolgt Uber kleine Mulden direkt in den
Streitackergraben.

Fir die Ableitung des Oberflachenwassers aus dem Plangebiet gilt fir Grundstiicke Uber
2.000 m? Grundstlcksflache eine Abflussbeschrankung von 60 I/s ha. Darlber hinausgehende
Wassermengen sind auf dem Grundstlck zu speichern.

4. Umweltvertraglichkeit
4.1 Vorbemerkung

Mit der Planaufstellung wird planungsrechtlich keine Grundflache ermdglicht, fir die eine formale
Umweltvertraglichkeitspriifung oder eine allgemeine Vorprifung des Einzelfalls im Sinne des
Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG) erforderlich wére.



4.2 Naturschutz

Der gr6Bte Teil des Plangebietes wird derzeit ackerbaulich genutzt. Der im Planungsgebiet offen
geflihrte Streitdckergraben weist beiderseits Baumbestand auf. Vorkommen gefahrdeter Tier-
und Pflanzenarten sind nicht bekannt. Die Grundwasserneubildungsrate ist im Plangebiet ge-
ring. Aufgrund geringer Deckschichten ist allerdings auch das Schutzpotential fir das Grund-
wasser gering. Von Bedeutung ist die Flache fir die Kaltluftproduktion.

Bei Verwirklichung der Planung ist mit einer groBen Versiegelung belebten Bodens zu rechnen.
Bedingt durch die geringe Deckschichtenmachtigkeit besteht auBerdem vor allem wahrend der
Bauphase ein erhéhtes Verschmutzungsrisiko fir das Grundwasser.

Durch die neuen Baurechte sind also Beeintrachtigungen des Naturhaushaltes zu erwarten. An
der Festsetzung des Sondergebietes soll aber festgehalten werden, da es sich um geeignete
Flachen flir Wissenschaft und Forschung in der unmittelbaren Nachbarschaft bestehender Son-
dergebiete handelt und es sich in den letzten Jahren gezeigt hat, dass der Flachenbedarf im
Wissenschafts- und Forschungsbereich kontinuierlich steigt.

Der zu erwartende Eingriff soll daher hingenommen und entsprechend dem in Hannover prakti-
zierten Grundsatz, entstehende Eingriffe in den Naturhaushalt mdéglichst in vollem Umfange
auszugleichen, kompensiert werden. Ein vollstédndiger Ausgleich ist sowohl tatsachlich als auch
rechtlich ohne gréBere Probleme zu leisten. Minimiert wird der Eingriff dadurch, dass mind. 20 %
der Grundstiicksflache der einzelnen Baugrundstiicke mit einer bestimmten Pflanzdichte zu be-
grinen ist (siehe § 4 der Textlichen Festsetzungen). Mit der genannten MinimierungsmafBnahme
kann kein vollstandiger Ausgleich im eigentlichen Eingriffsgebiet erreicht werden.

Zur gewlnschten Vollkompensation ist es deshalb erforderlich, dass die noch fehlende Kom-
pensation auBerhalb des Planteiles A in den Stadtteilen Isernhagen - Sid und Wettbergen vor-
genommen wird. Auf der Flache des Planteiles B wird zu 65 % intensiv genutztes Grlnland in
extensiv genutztes Grinland und zu 35 % Acker in extensiv genutztes Griinland umgewandelt.
Diese MaBnahme im Staditteil Isernhagen - Std ist bereits weitestgehend umgesetzt. Die MaB-
nahme selbst war bereits auf dem so genannten Oko-Konto verbucht (siehe hierzu die Druck-
sache Nr. 1116/2002 N1), so dass mit den jetzt fir den Planteil B getroffenen Festsetzungen
eine Zuordnung erfolgt, um die MaBnahme nach der Satzung zur Erhebung von Kostenerstat-
tungsbetragen nach § 135 ¢ BauGB in der Landeshauptstadt Hannover abrechnen zu kénnen.
Auf den Flachen der Planteile C bis E im Stadtteil Wettbergen soll die Anpflanzung von Ge-
hélzen, freiwachsenden Hecken und Waldmanteln feldgehélzartig erfolgen.

Mit den getroffenen Festsetzungen zur Minimierung und zum Ausgleich kdnnen die im Plange-
biet zu erwartenden Eingriffe kompensiert werden.

Die Ausgestaltung der AusgleichsmaBnahmen einschlieBlich deren Durchfliihrungsdauer ergibt
sich aus der Anlage zu der Satzung zur Erhebung von Kostenerstattungsbetrdgen nach § 135 ¢
BauGB in der Landeshauptstadt Hannover. Die festgesetzten Flachen mit MaBnahmen zum
Ausgleich in den Planteilen B bis E werden zu 84,4 % dem durch Planzeichen gekennzeich-
neten Bauland, in dem Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten sind, und zu 15,6 % der
durch Planzeichen gezeichneten o6ffentlichen Verkehrsflache, in der Eingriffe in Natur und
Landschaft zu erwarten sind, zugeordnet.

Eine Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers ist wegen zu geringen Grundwasser-
flurabstandes nicht méglich. Auch die beabsichtigte Aufschittung des Gelandes éndert daran
nichts. Durch die Aufschittung des Gelandes kann aber das in der gutachtlichen Stellungnahme
(siehe oben sowie die Anlage 3 zur Drucksache) benannte Verschmutzungsrisiko des Grund-
wassers verringert werden.

Die im Plangebiet festgesetzte Dachbegrinungspflicht bildet neben der positiven Auswirkung
auf das Stadt- und Landschaftsbild auch einen kleinen, aber durchaus wichtigen Beitrag zur
Verbesserung der Umwelt. Hierdurch kénnen die kleinklimatischen Verhaltnisse verbessert
werden, Niederschlagswasser kann gespeichert werden und es entstehen Standorte fir zahl-



reiche Pflanzen und Tiere. Auch die Gliederung der Stellplatzanlagen durch ein Baumraster
wirkt sich positiv auf das Stadt- und Landschaftsbild und auf das Kleinklima aus.

4.3 Nachbarschaft von Kleingarten und Sondergebiet

Durch die im § 1 der textlichen Festsetzungen getroffene Einschrankung sind im sonstigen Son-
dergebiet nur Einrichtungen und Betriebe zuldssig, die hinsichtlich ihres Stérungsgrades denen
im Mischgebiet entsprechen. An ein so definiertes sonstiges Sondergebiet kann ohne Ein-
schrankungen ein allgemeines Wohngebiet grenzen, da es sich in diesem Fall um die nach der
BauNVO klassische Abstufung allgemeines Wohngebiet / Mischgebiet handelt. Es ist nach der
DIN 18005, die einen fachlich anerkannten MaBstab darstellt, wiinschenswert, in Kleingarten-
anlagen einen schalltechnischen Orientierungswert analog eines allgemeinen Wohngebietes
einzuhalten. Mit der getroffenen schalltechnischen Einschrankung flr das sonstige Sondergebiet
wird den angrenzenden Kleingarten sozusagen automatisch der Schutzanspruch eines allge-
meinen Wohngebietes zugewiesen. Da eine Schutzbedurftigkeit der Kleingarten nur fir den
Tageszeitraum besteht, ware auch ein Mehrschichten-Betrieb im sonstigen Sondergebiet nach-
barschaftsvertraglich.

4.4 Klima und Energie

Der Senkung des Energieverbrauches kommt in der heutigen Zeit im Hinblick auf den Klima-
schutz eine besondere Bedeutung zu. Besondere stédtebauliche Griinde wie z. B. enge Tal-
lagen sind in GroB-Buchholz nicht gegeben, die planungsrechtliche Festsetzungen hinsichtlich
der Nichtverwendung oder Beschréankung bestimmter luftverunreinigender Stoffe rechtfertigen
wdrden.

Ostlich des Plangebietes am Stadtfelddamm ist eine Fernwarmeleitung vorhanden. Von daher
ist es grundsatzlich moglich, mit einem von dort abgehenden Stich das Plangebiet mit Fern-
warme zu versorgen.

Beim Verkauf der stadtischen Grundstiicksflachen wird im Grundstiickskaufvertrag eine Rege-
lung hinsichtlich der im Plangebiet anzustrebenden Niedrigenergiebauweise sowie eines An-
schlusses an das Fernwarmenetz, soweit dieser zu Konditionen angeboten wird, die nicht un-
glnstiger als im Ubrigen Stadtgebiet sind, aufgenommen.

4.5 Altlasten und Kampfmittel

Aus dem Verdachtsflachenkataster gibt es fiir das Plangebiet keine Hinweise auf eine Altlasten-
verdachtsflache. Ostlich angrenzend an das Plangebiet ist die Verdachtsflache 4361 (Labor auf
dem Grundstlick Nikolai-Fuchs-StraBe 1) bekannt. Eine durchgefiihrte Minirecherche ergab
keine Hinweise auf eventuell vorhandene Kontaminationen. Aufgrund der beabsichtigten, wenig
sensiblen Nutzung innerhalb des Plangebietes besteht kein weiterer Untersuchungsbedarf. Der
nordéstlich des Plangebietes bekannte Einzelfall 466 ist fir das Plangebiet nicht relevant.

Nach Aussage des Kampfmittelbeseitigungsdienstes weisen die alliilerten Luftbildaufnahmen aus
dem zweiten Weltkrieg Bombeneinschlage im Planteil A auf. Daher ist zu beflirchten, dass noch
Bombenblindgéanger vorhanden sind. Aus Sicherheitsgrinden wird deshalb eine Uberpriifung
durch Sondierung empfohlen. In den Ubrigen Planteilen sind auf den Luftbildern keine Bomben-
einschlage erkennbar. Unmittelbar westlich des Plangebietes Teil E befindet sich ein Splitter-
graben einer ehemaligen Flakstellung.

5. Nach anderen gesetzlichen Vorschriften getroffene Festsetzungen
- nachrichtliche Angaben —

Der Planteil B liegt innerhalb des Landschaftsschutzgebietes Obere Wietze. Die Planteile C, D
und E liegen innerhalb des Landschaftsschutzgebietes ,Hirtenbach - Wettberger Holz".



6. Stadtebauliche MaBnahmen - Umlegung

Zur Sicherung der ErschlieBung und Neugestaltung der Grundstlicke hat der Rat mit Beschluss
vom 23.06.1965 fur den Bereich ,Roderbruch“ die Umlegung angeordnet. Der Planteil A liegt
innerhalb dieses Umlegungsgebietes.

7. Kosten fiir die Stadt

Die Flachen des Plangebietes befinden sich insgesamt im Eigentum der Landeshauptstadt
Hannover.

Der Ausbau der StichstraBe einschlieBlich Oberflachenentwésserung, Beleuchtung und Ver-
kehrsgriin wird Kosten in Héhe von ca. 362.000 € verursachen, der von der Stadt aufzubrin-
gende Anteil betragt nach Abzug der zu erwartenden ErschlieBungsbeitréage ca. 36.000 €.

Flr die zu bauenden Entwasserungsein  richtungen einschlieBlich des naturnahen Ausbaues
des Streitackergrabens sind ca. 169.000 € erforderlich. Ca. 35.000 € davon sind fir die Ober-
flachenentwasserung im Ansatz fir die StichstraBe enthalten, die lber die zu zahlenden Er-
schlieBungsbeitrage abgerechnet werden kénnen. Die restlichen Ausgaben sind durch zu erwar-
tenden Einnahmen an Abwasserbeitragen gedeckt.

Die entstehenden Kosten der aus entwasserungstechnischen Grinden erforderlichen Gelande-
aufschittung im Planteil A betragen ca. 445.000 €. Abgesehen von dem Anteil, der voraus-
sichtlich durch die Herstellung der StichstraBe entsteht und daher Uber die ErschlieBungsbei-
trdge abgerechnet werden kann, mindern diese durch die Aufschittung entstehenden Kosten
die Verkaufserlése der Grundstiicksverkaufe und gehen somit zu Lasten des allgemeinen Haus-
haltes. Die Schatzung der anteiligen Einnahmen an ErschlieBungsbeitrdgen flr die Geldndeauf-
schittung ist zur Zeit nicht moglich, da sie von Faktoren abhéangig ist, die erst nach der Detail-
planung bekannt sind.

Far die Herstellung der AusgleichsmaBnahmen auf den Ausgleichsflachen in den Planteilen C
bis E sind ca. 50.000 € aufzubringen. Diese Kosten sind durch die zu erwartenden Einnahmen
nach der Satzung zur Erhebung von Kostenerstattungsbetragen nach § 135¢c BauGB gedeckt.
Uber die zuletzt genannte Satzung erfolgt auch die Abrechnung der Herstellungskosten fiir die
AusgleichsmaBnahme im Planteil B, die bereits weitestgehend umgesetzt ist, und der Bereit-
stellungskosten fur die Grundstucksflachen, auf denen AusgleichsmaBnahmen in den Planteilen
B bis E vorgesehen sind und die sich bereits im Eigentum der Stadt befinden.

Die Finanzierung der Ausnahmen kann nur entsprechend der jeweiligen Finanzlage in den
Haushaltsplanen sichergestellt werden.

Begriindung des Entwurfes Der Rat der Landeshauptstadt Hannover hat
aufgestellt der Begrindung des Entwurfes
Fachbereich Planen und Stadtentwicklung am . . zugestimmt.
Februar 2004
(Heesch)

Fachbereichsleiter 61.12/23.02.2004



Anlage 3 zur Drucksache Nr. /

Gutachtliche Stellungnahme des Fachbereichs Umwelt und Stadtgriin
zum Bebauungsplan Nr. 1065
entsprechend dem Ratsbeschluss vom 22.10.1987 (723/1987)

Planung
Vorgesehen ist die Ausweisung eines Sondergebietes fir Wissenschaft und Forschung in IlI-
geschossiger Bauweise mit einer GRZ von 0,6. Die Uberbaubare Flache liegt bei etwa 2 ha.

Die nérdliche Grenze bildet ein Entwasserungsgraben (Streitdckergraben). Sidlich
angrenzend liegt eine ErschlieBungsstraBe mit Wendehammer.

Bestandsaufnahme und Bewertung aus Sicht des Naturschutzes

Der gréBte Teil der Flache wird derzeit ackerbaulich genutzt. Der im Planungsgebiet offen
geflhrte Streitdckergraben weist beiderseits Baumbestand auf. Vorkommen gefahrdeter
Tier- und Pflanzenarten sind nicht bekannt.

Die Grundwasserneubildungsrate ist im Plangebiet gering. Aufgrund geringer Deckschichten
ist allerdings auch das Schutzpotential flir das Grundwasser gering. Von Bedeutung ist die
Flache fur die Kaltluftproduktion.

Auswirkungen der Planung

Es ist mit einer ca. 2 ha groBen Versiegelung belebten Bodens zu rechnen. Bedingt durch
die geringe Deckschichtenmachtigkeit besteht auBerdem vor allem wahrend der Bauphase
ein erhéhtes Verschmutzungsrisiko flr das Grundwasser.

Eingriffsregelung
Da alte Baurechte fir das Plangebiet nicht bestehen, ist die Eingriffsregelung in vollem
Umfang anzuwenden.

02.02.2004



Beschluss-

drucksache
Landeshauptstadt Hannover

In den Stadtbezirksrat Mitte

In den Stadtentwicklungs- und
Bauausschuss N
In den Ausschuss flr
Umweltschutz und Grinflachen
In den Verwaltungsausschuss
In die Ratsversammlung
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Anzahl der Anlagen |4

Zu TOP

BITTE AUFBEWAHREN - wird nicht noch einmal versandt

Bebauungsplan Nr. 1387 - Hamburger Allee, Beschluss liber Anregungen,
Satzungsbeschluss

Antrag,

1. die vorgebrachten Anregungen von der
a. Regio Bus Hannover GmbH
b. Region Hannover
c. USTRA Hannoversche Verkehrsbetriebe A.G.
nicht zu beriicksichtigen,
2. den geman § 3 Abs.3 in Verbindung mit § 13 BauGB geéanderten Entwurf des
Bebauungsplanes Nr. 1387 unter Aufrechterhaltung des Beschlusses vom 07.10.2001

geman § 10 Abs. 1 BauGB in Verbindung mit § 6 Abs. 1 NGO als Satzung zu

beschlieBen sowie der geanderten Begriindung zuzustimmen.
Begriindung des Antrages

Der Bebauungsplan Nr. 1387 - Hamburger Allee hat in der Zeit vom 03.06. - 02.07.99 6&ffentlich
ausgelegen. Mit der Drks.Nr. 2549/99 hat der Rat die zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr.
1387 vorgebrachten Anregungen zurlickgewiesen.

-



Ein Satzungsbeschluss erfolgte zunachst nicht, da die Suche des Investors nach einem
Mitinvestor zur Projektrealisierung erfolglos blieb. Um in dieser flr die Stadt Hannover unklaren
Situation die Ziele des bereits ausgehandelten und vom Investor unterzeichneten
stadtebaulichen Vertrages - u.a. Neubau eines ZOB - nicht zu gefahrden, wurde die Drks.
Nr.837/2000 mit dem Satzungsbeschluss - der bereits 2001 dem Verwaltungsausschuss
vorgelegen hat - vom Rat zunachst nicht beschlossen, um das Inkrafttreten des v.g.
Bebauungsplanes auszusetzen.

In weitergehenden Verhandlungen konnte die Verwaltung erreichen, dass die Zielsetzung einer
stadtebaulich und architektonisch qualitatsvollen Gesamtlésung des ehemaligen Postgelandes
fir ein SB-Warenhaus und weitere Einzelhandelsflachen sowie einer Hochgarage, Hotels und
Buros auch unter dem tlw. Erhalt vorhandener Baulichkeiten und deren Umnutzung erhalten
bleibt. Der veranderten Gebaudeanordnung musste allerdings die Ausweisung der neuen
RundestraBe angepasst werden. In dem urspringlichen Entwurf verlief die RundestraBe parallel
zur Hamburger Allee und der ZOB befand sich im rickwartigen Bereich; nunmehr ergibt sich
eine parallele Ausrichtung der neuen RundestraBe zu den angrenzenden Bahngleisen mit
einem etwas verkleinerten ZOB auf der Flache des mittlerweile abgerissenen ehem.
Postzollamtes direkt an der Kreuzung RundestraBBe / Lister Meile.

Da die erforderlichen Anderungen des Bebauungsplanentwurfes die Grundziige der Planung
nicht berlihren, konnte eine vereinfachte Anderung auf der Grundlage des § 3 Abs.3 BauGB,
letzter Satz in Verbindung mit § 13 Nr. 2 BauGB durchgefiihrt werden. Den von der Anderung
betroffenen Tragern 6ffentlicher Belange sowie den Eigentimern ist hinsichtlich dieser
Anderungen Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben worden.



Die Verwaltung hatte fir eine abschlieBende Beratung vor den Sommerferien die Drucksache
zum Satzungsbeschluss (Drks.Nr. 1338/2003) gegen Ende der Beteiligungsfrist dem
Stadtbezirksrat Mitte am 16.06.03 zur Anhérung und dem Stadtentwicklungs- und
Bauausschuss am 18.06.03 vorgelegt. Unmittelbar danach gingen die v.g. Anregungen zum
ZOB ein.

Die Verwaltung hat in Gesprachen mit den Einwanderhebern versucht, die vorgebrachten
Anregungen auszurdumen. Eine Zurlicknahme konnte nicht erreicht werden, so dass eine

formelle Entscheidung durch den Rat erfolgen muss.

zu 1.a

Die Regiobus Hannover GmbH betreibt die 3 RegioSprinterLinien 300, 500, 700. Sie stellt fest,
dass die kinftige ZOB-Flache wesentlich kleiner als die bisher zur Verfliigung stehende ist. Sie
legt groBen Wert auf eine raumliche Trennung zwischen den Bussen des Reiseverkehrs und
des OPNV, da nur so ein reibungsloser Betriebsablauf zu gewahrleisten sei.

Unter Verweis auf die derzeitigen betrieblich notwendigen Wartepositionen der vielen dort
einsetzenden und endenden Fahrten ihrer Linien fehlten genaue Angaben Uber die kunftigen
Positionen der zu Pausenzeiten abgestellten Busse. Die vorgesehenen Flachen wirden hierfar
nicht ausreichen.

Flr eine abschlieBende Bewertung bitten sie nachzuweisen, dass die Konzeption des neuen
ZOB des Bebauungsplanes den Anforderungen des OPNV in Bezug auf

e Befahrbarkeit durch Linienbusse

e Raumliche Trennung der Busse des Linienverkehrs und der Touristik

e ausreichende Zahl an Ankunfts-, Abfahrts- und Wartepositionen fiir den OPNV

genuge. Diesbeziglich sei auch die gesamte Verkehrsfiihrung im unmittelbaren Umfeld,
besonders am Knoten "Lister Meile/RundestraBe" zu sehen. Auf Grund des zu erwartenden
hohen Verkehrsaufkommen sei eine Priorisierung des Linienverkehrs im Zulauf zum Knoten

unumganglich.



Die Servicestelle der RegioBus solle statt im ehemaligen Postgeb&aude im &stlichen Bereich der
Teilflache ZOB vorgesehen werden. Neben der noch festzulegenden GréBe und Infrastruktur
(Warteraum fir Fahrer, sanitdre Anlagen etc.) hatte dieser Standort den Vorteil, dass ihre
Fahrgaste die Busse auf kurzem Wege erreichen und der Betriebsablauf auf dem ZOB
hinreichend Uberwacht werden kénne.

Sie verweist auf die Verpflichtung der Stadt Hannover, an dieser zentralen Stelle des
Stadtgebietes auch kiinftig einen funktionsfahigen OPNV kostenlos sicherzustellen.

So lange kein Nachweis Uber die Realisierbarkeit der verkehrlichen und betrieblichen
Anforderungen erfolge, kénne dem vorgelegten B. Planentwurf nicht zugestimmt werden.

zulb

Die Region Hannover weist in ihrer Stellungnahme daraufhin, dass die Siedlungsentwicklung
der Stadt vorrangig auf den 6ffentlichen Nahverkehr auszurichten sei und deshalb der OPNV zu
einer attraktiven Alternative zum Individualverkehr ausgestaltet werden solle. Eine besondere
Bedeutung kdme den Verknlpfungspunkten von S-Bahn mit Stadtbahn und Bus wie dem ZOB
zu. Seit 1976 bestehe zwischen der Stadt Hannover und dem ehemaligen Kommunalverband
GroBraum Hannover eine vertragliche Vereinbarung Uber die unbefristete Nutzung des ZOB
Hannover auf dem Areal zwischen dem ehemaligen Paketpostamt - dem Postgelande - der
Hamburger Allee und der Lister Meile.

Fir eine endglltige Stellungnahme zur Verlegung des ZOB bestehe weiterer
Abstimmungsbedarf und sei eine Aktualisierung der vertraglichen Festlegungen erforderlich. Die
Anforderungen der Region seien der Stadt Hannover bekannt.

Des weiteren auBert sie sich wie folgt:

e die 10 Positionen fiir An- u. Abfahrt seien nicht ausreichend.

e die bisherige Zweckbestimmung der Flache soll nicht von "Zentraler Omnibus Bahnhof" in
"Private StraBenverkehrsflache , Flache flr Bushalteplatze " gedndert werden. Es soll die
Bezeichnung "ZOB" beibehalten werden.

e die Leistungsfahigkeit der Zuwegung zum neuen ZOB, besonders am Knoten
Rundestr/Lister Meile und Rundestr./Hamburger Allee sei sicherzustellen.



e die Uberbauung des neuen ZOB und die Anlage des neuen ZOB mit einer lichten Héhe von
4,70 m misse vor dem Hintergrund der Bellftung, Beleuchtung und von
Sicherheitsaspekten gesondert begutachtet werden.

e die Serviceeinrichtungen fir den neuen ZOB sollen statt im ehemaligen Postgebaude am
Ostlichen Ende vorgesehen werden.

e die Region erwartet ndhere Erlauterungen zu dem stadtebaulichen Vertrag beztglich der
genannten Regelungen mit dem Investor.

e Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht weisst sie daraufhin, dass mit der vorgesehenen
Bebauung der Stidwestseite der Hamburger Allee bei nicht reflexionsfreien
Gebdudefassaden es unter Umstanden zu einer Erhéhung der Verkehrsgerdusche auf der
Nordseite der vorhandenen Bebauung an der Hamburger Allee kommen kénne. Dies sei
durch entsprechende Untersuchungen bei der Planung zu berticksichtigen.

zui.c

Die hannoverschen Verkehrsbetriebe AG, die USTRA erklart, dass die kiinftigen 10 Positionen

fir An- und Abfahrten von Linienbussen der RegioBus und der USTRA fiir die Durchfiihrung

eines geordneten Betriebsablauf unzureichend sind.

e Die erforderliche Anzahl solle in gemeinsamen Abstimmungsgesprachen ermittelt werden.

e Sie fordert sicherzustellen, dass die OPNV-Betreiber des kiinftig privaten ZOB keine
Nutzungsgebihren zu zahlen haben.

e Neu zu errichtende Lichtsignalanlagen seien mit Vorrangschaltung flr Busse zu versehen
bzw. vorhandene zu erhalten.

Hierzu fOhrt die Verwaltung aus:

zu 1.a-c

Ziel der mit dem Bebauungsplanentwurf verfolgten stadtebaulichen Neuordnung ist u.a. die
Bebauung der heutigen ZOB-Flache und die Standortsicherung fur einen flachenmaBig
reduzierten ZOB auf der Flache des ehemaligen Postzollamtes - mittlerweile stadtisches
Grundstick - durch die Ausweisung einer privaten StraBenverkehrsflache mit der naheren
Zweckbestimmung "Flache fir Bushalteplatze", die ab dem 1.0bergeschoss Uberbaubar ist.

Die reduzierte ZOB-Flache wird fir den Busbetrieb erganzt durch weitere Wartepositionen und
Positionen fir An- und Abfahrten in den ca. 2,5 m breiten Seitenstreifen auf der West- und
Sldseite der neuen RundestraBe, die als 6ffe_r%’gliche Verkehrsflache festgesetzt ist. Der



vorhandene Seitenstreifen entlang der Stidseite der Hamburger Allee steht - wie bereits heute -
in Héhe des ZOB auch weiterhin fiir in Pause befindliche Busse des OPNV zur Verfligung. Auf
diesen o6ffentlichen StraBenflachen kénnen 20 - 25 Busse abgestellt werden.

Die Region Hannover, RegioBus und auch die USTRA sind tber die Planungsabsichten
ausfuhrlich informiert worden. Es bestand bisher gemeinsam mit ihnen kein Zweifel daran, dass
die Verlegung des ZOB in der vorgelegten Form mdglich sein wird und die erforderlichen
Betriebsablaufe in dem noch zu erstellendem Betriebskonzept unter Beteiligung der o.g.
Unternehmen optimiert wiirden. Die Verwaltung hat dazu 2 Gutachten in Auftrag gegeben, die
neben Alternativen zum Betriebsablauf auch Betreiber- und Finanzierungsmodelle aufzeigen.
Nach Vorlage und Auswertung der Gutachten wird die Verwaltung im Rahmen der notwendigen
Abstimmung mit allen Beteiligten die Verlegung des ZOB vorbereiten. Die Ratsgremien werden
dartber gesondert informiert.

Grundlage fir den Betrieb des ZOB am bisherigen Standort ist zunachst ein Nutzungsvertrag
zwischen der Oberpostdirektion und der Landeshauptstadt Hannover vom 8. Sept. 1975, worin
maBgeblich die Flachenbereitstellung mit der ehemaligen Post geregelt wurde. Der Vertrag
zwischen der Stadt Hannover und dem ehemaligen GroBraum Hannover vom 9. August 1976
sind die Modalitaten zum Betrieb des ZOB wie Verkehrssicherungspflicht und
Betriebskostenabrechnung. Darlberhinaus ist auch eine Kiindigungsméglichkeit aus wichtigen
Grund festgeschrieben.

Ausweislich des Fahrplanbuches aus dem Jahr 1976 wurde der ZOB im Sommerfahrplan von
ca. 23 Buslinien des OPNV angefahren. Mit der Vervollstandigung des Stadtbahnnetzes und
deren VerknUpfung mit den Buslinien - vornehmlich an den Endhaltestellen der Stadtbahnen
und den S-Bahnhaltestellen - reduzierte sich der Umfang der Buslinien, die den ZOB direkt
anfahren. Zur Zeit beginnen und enden 3 sog. Sprinterlinien (300 - Pattensen, 500 - Gehrden,
700 - Wunstorf) von Regiobus an der Haltestelle "Hannover ZOB" im StraBenzug Lister Meile.

Diese Busse parken zu Pausenzwecken entweder auf dem ZOB oder an der Hamburger Allee.

Die Haltestelle "Raschplatz/ZOB" - unmittelbar vor der Bahnunterfihrung in der Lister Meile -
wird von der USTRA - Buslinie 121 (HaltenhofstraBe - Altenbekener Damm) regelmaBig in
beiden Richtungen bedient.

Zuséatzlich endet bzw. beginnt in den friihen Morgen- und Abendstunden sowie am
Wochenende die Buslinie 134 (Nordring - ZOB) in diesem Haltestellenbereich.

Angesichts dieser Frequentierung ist ein ZOB fiir den OPNV in der urspriinglichen GrdBe nicht
-6-



mehr erforderlich. Fir notwendige Ruhezeiten der hier endenen Buslinien stehen -wie eingangs
beschrieben - auch zukiinftig gentigend Flachen in den 6ffentlichen Verkehrsflachen in der
neuen RundestraBe und der Hamburger Allee zur Verflgung.

Ein Rechtsanspruch des OPNV auf Erhalt des bisherigen ZOB oder kostenlosen Ersatz ist aus
den bestehenden Vertradgen bzw. Vereinbarungen nicht abzuleiten. Die Vertragspartner haben
seinerzeit die Kiindigung aus wichtigen Grund vereinbart. Angesichts der stéadtebaulichen
Zielsetzung, den Bereich Raschplatz mit der Realisierung dieses Bebauungskonzeptes
fortzuentwickeln und den geschilderten Veranderungen im OPNV - Betrieb auf dem ZOB,
besteht eine begriindete Mdglichkeit zur Kiindigung des Vertrages und Vereinbarung neuer
Regelungen.

Den Anregungen wird daher nicht gefolgt.

Der private Busverkehr, als Mitbenutzer des ZOB, ist durch den Verband der Busunternehmer in
die Gesprache eingebunden. Er beflirwortet die eingangs beschriebenen Konzeptionsansatze
eines separaten - durch Nutzungsentgelte finanzierten - ZOB mit zentraler Abfertigung der
Reisebusse und kurzen Aufenthaltszeiten; das langerfristige Abstellen erfolgt an anderen
Standorten.

Entsprechend dieser Ausfiihrungen hatte sich die Stadt Hannover gegentber der Region im
Rahmen der Erstellung des Nahverkehrsplanes der Region erklart und dafiir ausgesprochen,
Aussagen Uber die zuklinftige GréBe und Bedeutung des ZOB Hannover darin aufzunehmen.
Die Region hat diese Stellungnahme zwar zur Kenntnis genommen, aber nicht bertcksichtigt.
Sie verweist dabei zun&chst auf die Stadt Hannover als Veranlasser und Kostentrager der
Verlegung des ZOB und die noch immer fehlende Konkretisierung des kinftigen ZOB.



Unter dem Kapitel 2.3 Verkehr ist in der Begriindung auf die Inhalte des stadtebaulichen
Vertrages mit dem ErschlieBungsvertrag ausfuhrlich Bezug genommen, so dass weitere
Informationen fir die Region nicht erforderlich sind.

Zu den Anmerkungen der Region Hannover zur festgesetzten lichten Durchfahrtshéhe von 4,70
m wird daraufhingewiesen, dass dieses MaB3 das gefahrlose Unterqueren aller nach
StraBenverkehrsordnung zuldssigen Fahrzeuge auch nach Realisierung der zulassigen
Uberbauung des geplanten ZOB gewahrleistet . Innerhalb der Uberbauung verbleibt
ausreichend Platz fur die technische Installation mit Beleuchtung und Beluftungsanlagen.

Die mdglichen Larmreflexionen der gegeniibergelegenen Bebauung an der Hamburger Allee
wurden rechnerisch Gberprtft. Unter den hohen stadtebaulichen Anspriichen einer
Neubebauung an dieser Seite des Innenstadtringes ist allgemein von gestalteten
Fassadenteilen auszugehen, die zu einer Erhéhung der Larmdruckpegel von 2-3 db(A) flhren
kénnen. Diese Larmwerte sind fir das menschliche Ohr an der Grenze zum Wahrnehmbaren
und daher vernachlassigbar.

Die Verwaltung hatte unmittelbar nach Eingang der Bedenken mit Vertretern der Region als
Sprecher der verschiedenen OPNV - Beteiligten (1a-c) ein Gesprach gefiihrt. Nach der
eingehenden Erlauterung der ZOB-Planung wurde verabredet, dass die Region ihre
Stellungnahme angesichts der ausgetauschten Argumente nochmals Uberarbeitet. Die Region
hat anschlieBend jedoch schriftlich mitgeteilt, dass Sie ihre Bedenken uneingeschrankt aufrecht

erhélt und bietet weitere Gesprache an.

AbschlieBend ist festzustellen, dass in Abwagung der stadtebaulichen Zielsetzung genigend
Flachen fiir den Linienverkehr des OPNV und fiir den privaten Busverkehr zum Betreiben eines
ZOB mit den Festsetzungen im Bebauungsplanentwurf gesichert sind und daher den
Anregungen nicht zu folgen ist.

Die kiinftige Organisation des Betriebes mit Ankunft-, Abfahrt- und Wartepositionen des OPNV
sowie die Details zur Linienbefahrbarkeit, der Trennung des Touristikbusverkehrs und
OPNV-Busverkehrs, die genaue Verkehrsfiihrung im Umfeld mit dem Knoten Lister Meile, der

endgultigen Lage der Servicestelle werden nach Vorlage und Auswertung der gutachterlichen
Vorschldge zu den Betriebs-, Betreiber- und Finanzierungskonzepten unter Federfihrung des

Fachbereiches Bauen, Tiefbau im Rahmen der weiteren Gespréache mit den OPNV-Betreibern
-8-



und den privaten Betreibern auf der Grundlage der im B.Planentwurf vorgenommenen
Flachensicherung festgelegt werden.

Zu 2.

Im Hinblick auf den Satzungsbeschluss und der damit einhergehenden endguiltigen
planerischen Abwéagung in dem Bauleitplanverfahren hat eine erneute Prifung der in der
Drks.Nr. 2549/99 abgehandelten Einwendungen ergeben, dass auch unter heutigen
Gesichtspunkten an der seinerzeitigen Entscheidung festzuhalten ist (s. Anlage 4.1 und 4.2).

Die naturschutzfachliche Stellungnahme ist als Anlage 3 beigeflgt.

Die beantragten Beschlisse sind erforderlich, um das Planverfahren abzuschlieBen zu kénnen.

61.11
Hannover / 06.01.2004
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Landeshauptstadt Hannover
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Zu TOP

BITTE AUFBEWAHREN - wird nicht noch einmal versandt

Bebauungsplan Nr. 1411 - BodestraBe -
Auslegungsbeschluss, vorbehaltlicher Satzungsbeschluss

ﬁnt:jae?r,l Entwurf des Bebauungsplanes Nr.1411 mit Begriindung zuzustimmen,

2. die offentliche Auslage des Entwurfes des Bebauungsplanes Nr. 1411 mit Begrindung
geman § 3 Abs. 2 BauGB zu beschlieBen

3. den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 1411 gemaB § 10 BauGB in Verbindung mit § 6
NGO bereits jetzt als Satzung zu beschlieBen sowie der Begriindung des
Bebauungsplanes unter dem Vorbehalt zuzustimmen, dass wahrend der 6ffentlichen
Auslegung keine Anregungen erhoben werden.

Beriicksichtigung von Genderaspekten:

Die Auswirkungen dieser Drucksache sind geschlechtsneutral.

Kostentabelle
Durch den Bebauungsplan Nr. 1411 entstehen der Stadt keine Kosten.

Siehe auch Anlage 2 zu dieser Drucksache, Abschnitt 7 -Kosten fir die Stadt-



Begriindung
Neben der Bestandssicherung fiir die vorhandene Bebauung, grenzt der Bebauungsplan

unterschiedliche Nutzungen von einander ab. Planungs- und Sanierungsziel ist es, die
Einzelhandelsnutzungen und publikumsintensiven Nutzungen in diesem Bereich auf den
Bestand zu begrenzen und die Ubrigen bisher gewerblich genutzten Bereiche moglichst fir
Betriebe des be- und verarbeitenden Gewerbes bzw. Handwerkes zu erhalten.

Dartberhinaus sichert der Bebauungsplan die Flachen fir die geplante Verlangerung des

Weidendammes.

Es ist zweckmaBig, zeitgleich mit dem Auslegungsbeschluss auch den Satzungsbeschluss
unter dem Vorbehalt zu fassen, dass im Rahmen der éffentlichen Auslegung keine
Anregungen gemacht werden. Sollten dennoch Anregungen vorgetragen werden, wirde ein
neuer Satzungsbeschluss erforderlich. Die beantragten Beschlisse sind erforderlich, um
das Bebauungsplanverfahren weiterfihren bzw. abschlieBen zu kénnen und damit die
stadtebaulichen Ziele der Stadt auf Dauer zu sichern.

Der Aufstellungsbeschluss fiir den Bebauungsplan Nr. 1411 wurde bereits am 20. Marz
1997 gefasst. Die seit dem 3. August 2001 geltenden Regelungen zur
Umweltvertraglichkeitspriifung sind nach den Uberleitungsvorschriften des § 245¢ Abs. 2
BauGB auf den vorliegenden Bebauungsplan nicht anzuwenden, da das Verfahren vor dem
14. Marz 1999 férmlich eingeleitet worden ist.



Das Beschlussverfahren zur Auslegung des Bebauungsplans Nr.1411
wurde seitens der Verwaltung, im Januar 2002 zunachst angehalten, weil
fir den Fortgang des Verfahrens noch keine Einigung bezliglich der
Inanspruchnahme von Flachen der DB Netz erzielt werden konnte.

Zeitgleich brachten die SPD-Fraktion und BUNDNIS 90/ Die GRUNEN
einen Zusatzantrag ein (Drks.Nr. 2947/ 2001):

"Beziiglich der laut F-Planung vorgesehenen Verldngerung der
Weidendammtrasse priift die Verwaltung sinnvolle
Entwicklungsalternativen flir das B-Plan-Gebiet bei einem Verzicht
auf die geplante Trasse. Die Priifung bezieht zum Beispiel folgende
Fragestellungen ein:

1. Mbéglichkeit zur Erweiterung des Plangebietes in Richtung Nordost
um die von der DB nicht mehr benétigten, ehemaligen Gleisflachen

und Nutzung als Gewerbeflachen,

2. Méglichkeiten zur Wohnumfeldverbesserung am Engelbosteler
Damm im Abschnitt nérdlich der HaltenhoffstraBe, z.B
StraBenraumgestaltung, Geschwindigkeitsreduzierung,
Begriinung, FuBgangeriiberweg zum Spielplatz ,,Auf dem Loh*

3. Méglichkeiten zur Reduzierung des motorisierten gewerblichen
und individuellen Verkehrs auf der Achse Schulenburger
LandstraBe/Weidendamm unter Zuhilfenahme eines City- Logistik
Systems fiir die Versorgung des Einzelhandels und durch

Verlagerung zugunsten des OPNV."



Die Verwaltung hat folgendes Ergebnis erzielt:
zu 1
Die Gesprache mit der DB Netz wurden aufgrund des Antrages wieder
aufgenommen. In weitergehenden Verhandlungen konnte die Verwaltung
erreichen, dass auBerhalb des Bebauungsplanes mehr Flache fir die
Planung der StraBentrasse zur Verfligung gestellt und der Stadt
angeboten werden.
Aus heutiger Sicht deutet sich daher an, dass weniger Eingriffe in die
privaten Grundstiicke notwendig werden kénnen:
o Die Wohnhauser Engelbosteler Damm132 (Vorder- und Hinterhaus)
kénnen voraussichtlich erhalten werden.
® Teile der Garagen auf dem Grundstiick Engelbosteler Damm 130 und
der Gewerbehalle auf dem Grundstiick Engelbosteler Damm 128 / 130
werden voraussichtlich weniger in Anspruch genommen werden.
Die konkrete Festlegung der Lage und des Ausbaues der neuen
Weidendammtrasse sollte aber zweckméBiger Weise in einem weiteren
Planverfahren zeitnah zu deren Realisierung erfolgen. Dies wird erst
langfristig erfolgen, da mit erheblichen Baukosten flir diesen
Streckenabschnitt zu rechnen ist und deren Finanzierung nicht gesichert
ist. Zudem bedarf es noch eines eigenen Entwidmungsverfahrens, um
die Flachen der DB AG fiir den StraBenbau in Anspruch nehmen zu
kénnen.
Mit der vorliegenden Festsetzung als nicht iiberbaubare Fldache gelten fiir
die betroffenen Garagen und die Gewerbehalle die Grundsétze des
Bestandschutzes.

zu 2.

Aus der Sicht der Verwaltung sind hier keine MaBnahmen méglich oder
erforderlich, die StraBe und das Umfeld sind technisch in Ordnung und
entsprechen den stadtischen Standards. Der Engelbosteler Damm erflllt



derzeit die Funktion einer HauptverkehrsstraBBe, daher scheiden
insbesondere MaBnahmen zur Geschwindigkeitsreduzierung /
Verkehrsberuhigung aus. Ein Zebrastreifen ist aus rechtlichen Griinden
nicht méglich.

zu 3.

Die Stirkung des OPNV und damit verbunden eine Verlagerung des
motorisierten Verkehrs zugunsten des OPNV ist auch ein wichtiges Ziel
der Planung. Durch den Bau der geplanten Trasse werden MIV und OPNV
friihzeitig voneinander getrennt, so dass sich fiir den OPNV wie auch fiir
das Umfeld in diesem Bereich neue Gestaltungsmaéglichkeiten ergeben.
Auf den Bau der Trasse kann nicht verzichtet werden. Die vorgesehene
Verlangerung der Weidendammtrasse und die Achse Schulenburger
LandstraBe ist Bestandteil des geplanten HauptverkehrsstraBennetzes
der Landeshauptstadt Hannover und damit fiir die Abwicklung von
Kraftfahrzeugverkehr vorgesehen. Sollte die Trasse nicht realisiert
werden kénnen, muss eine Alternativroute als Hauptverkehrsstrasse
definiert werden. Die einzige Alternative ist die BodestraBBe, liber die
heute der Verkehr abgewickelt wird. Die BodestraBe ist jedoch nicht als
Hauptverkehrsstrasse angelegt worden, so dass mit Beeintrachtigungen
im Verkehrsablauf gerechnet werden miisste.

Die Reduzierung des motorisierten Verkehrs unter Zuhilfenahme eines
City- Logistik- Systems erfolgt bereits in Eigenregie durch
Kaufhausketten, Supermérkte, usw. Diese Systeme arbeiten mit groBen
Einzugbereichen um entsprechende Verlagerungspotentiale zu
erschlieBen und lassen sich nicht auf einzelne StraBenziige, wie hier die

geplante Trasse anwenden.

Die Uberpriifungen zur Weidendammtrasse entsprechend dem Antrag
haben ergeben, dass



e auf die neue Trasse nicht verzichtet werden kann (Punkte 1 und 2)

® zusétzliche Bahnflachen in Anspruch genommen werden kénnen
(Punkt 3)

o Die endgiiltige Festsetzung der notwenigen Verkehrsflachen in
diesem Bereich bleibt weiteren Planverfahren vorbehalten.

Unabhéngig von der Lage der StraBentrasse soll mit diesem
Bebauungsplan weiterhin das Planungs- und Sanierungsziel der
Begrenzung der Einzelhandelsnutzungen auf den Bestand
festgeschrieben und gesichert werden. Dies ist notwendig, da sich
bereits Anfragen zur Erweiterung der Einzelhandelsnutzung im

gerichtlichen Streitverfahren befinden.

Das unterbrochene B-Planverfahren wird deshalb in seiner

urspriinglichen Form weitergefihrt.

Die beabsichtigten Planungen erfordern keine Festsetzungen fir
KompensationsmaBnahmen. Die Stellungnahme der Unteren Naturschutzbehérde ist als
Anlage 3 beigeflgt.

61.4
Hannover / 03.03.2004



Anlage 1 zur Drucksache Nr. /2001

Bebauungsplan Nr. 1411
- BodestraBe -

Geltungsbereich und bisheriges Verfahren

Planungsabteilung:
61.4 Sanierungs- und
EntwicklungsmaBnahmen

Stadtteil: Nordstadt

Geltungsbereich:

Engelbosteler Damm,

Engelbosteler Damm 130 Nordseite,
Bahngelande,

BodestraBe,

Bisherige Drucksachenbeschliisse:

758/97 Aufstellungsbeschluss

3194/99 Beschluss zur vorgezogenen
Blrgerbeteiligung

831/2000 erneuter Aufstellungsbeschluss



Anlage 2 zur Drucksache Nr. /2001

Begrindung

Bebauungsplan Nr. 1411 Stadtteil: Nordstadt

Geltungsbereich:

Engelbosteler Damm,
Engelbosteler Damm 130
Nordseite, Bahngelande,
BodestraBe

1. Zweck des Bebauungsplans

Mit dem Bebauungsplan 1411 sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen fir
die Realisierung folgender Planungsziele geschaffen werden:

1. Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen

2. Sicherung der Flachen fiir die Weidendammtrasse

Inhalt



Deckblatt

Inhalt

1.

2.

1.

Zweck des Bebauungsplans

Stadtebauliche Ziele des Bebauungsplans

2.1. Bestand / Entwicklung aus dem Flachennutzungsplan
2.2. Art der baulichen Nutzung

2.3. MaB der baulichen Nutzung

. Verkehr
. Offentliche Kinderspielplatze

. Umweltvertraglichkeit

5.1. Larmschutz

5.2. Naturschutz

5.3. Altlasten

. Stadtebauliche MaBnahmen - Umlegung

. Kosten

Zweck des Bebauungsplans

10

10



Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt innerhalb des férmlich festgestellten
Sanierungsgebietes Nordstadt. Mit dem Bebauungsplan 1411 sollen die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen fur die Realisierung folgender Planungsziele geschaf-
fen werden:

1. Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen
2. Sicherung der Flachen fiir die Weidendammtrasse

Als planungsrechtliche Voraussetzung flr die Zulassigkeit der geplanten Nutzungen
und far die Durchfihrung der erforderlichen bodenordnenden MaBnahmen (Umle-
gung) ist die Aufstellung eines Bebauungsplanes erforderlich. Gleichzeitig werden
die bisher innerhalb des Plangebietes geltenden Festsetzungen des Durchflihrungs-
plans Nr. 59 vom 17. Februar 1954 aufgehoben.

2. Stadtebauliche Ziele des Bebauungsplans
2.1. Bestand / Entwicklung aus dem Flachennutzungsplan

Am Engelbosteler Damm und an der BodestraBe befinden sich mehrgeschossige
Gebaude mit reiner Wohnnutzung, gemischter Nutzung oder reiner Bilro- bzw. La-
dennutzung. Im rickwartigen Teil sind bis zum Bahngelande gewerbliche Nutzungen
und insbesondere ein groBflachiger Einzelhandelsbetrieb mit ca. 2800 m? Geschoss-
flache vorhanden. AuBerdem befindet sich noch ein Parkhaus an der Einmiindung
der BodestraBe in den Weidendamm.

Die Festsetzungen des Bebauungsplans sind aus den Darstellungen des Flachen-
nutzungsplans entwickelt, der hier Gewerbliche Bauflachen und die geplante Wei-
dendammtrasse als HauptverkehrsstraBe darstellt. Da die Landeshauptstadt Hanno-
ver noch nicht die Planungshoheit Uber die gesamte Flache der Weidendammtrasse
hat, ist es auch nicht mdglich hier eine 6ffentliche Verkehrsflache festzusetzen. (na-
heres zu diesem Thema siehe Punkt 3. Verkehr). Der Bebauungsplan Nr. 1411 setzt
in seinem Geltungsbereich den Durchflihrungsplan 59, der entlang des Engelboste-
ler Damms Gemischtes Wohngebiet und flir die gesamte Restflache bis zum Bahn-
gelande Gewerbegebiet festsetzt, auBer Kraft.

2.2. Art der Nutzung

Der Bebauungsplanentwurf hat das stadtebauliche Ziel, die vorhandene Nutzungs-
struktur im Plangebiet zu sichern. Fir die entlang des Engelbosteler Dammes und
der BodestraBe vorhandene gemischte Nutzung mit Wohn-, Geschéfts- und Bliroge-
b&uden soll ein Mischgebiet festgesetzt werden.

Der im rickwartigen Teil zur Bahnlinie hin anséssige Stahlbaubetrieb und damit auch
eine groBe Zahl an Arbeitsplatzen werden durch die Festsetzung eines Gewerbege-
bietes an diesem Standort im Bestand gesichert. Fir das Gewerbegebiet passt der
Bebauungsplan das Spektrum der zuldssigen Nutzungen an die Rechtslage der der-
zeit geltenden Baunutzungsverordnung von 1990 an. Dartber hinaus werden im
Gewerbegebiet Einzelhandelsbetriebe ausgeschlossen. Damit soll verhindert wer-
den, dass sich an diesem Standort noch mehr Einzelhandel etabliert. Die Auswei-



tung der Flachen fur den Einzelhandel neben dem hier an der BodestraBe schon
bestehenden Angebot von ca. 4000 m? hatte in dieser fir die Nordstadt peripheren
Lage einen weiteren Kaufkraftverlust fur den Engelbosteler Damm als Hauptein-
kaufsmeile der Nordstadt zu Folge. Gerade fur den nérdlichen Engelbosteler Damm
ware ein Abwandern von Einzelhdndlern in die BodestraBe schwer zu verkraften.

Nach dem ECON-Gutachten von 1989 wird als Erweiterungsflache fir Einzelhan-
delsflachen in der Nordstadt der sudliche Bereich des ehemaligen Giterbahnhofs an
der KopernikusstraBBe vorgesehen. Nur hier ist es mdglich einen im Stadtteil integrier-
ten Standort zu entwickeln, der in zentraler Lage in der Nordstadt gelegen ist und mit
den bestehenden Geschaftsbereichen am Engelbosteler Damm und an der Luther-
kirche ein attraktives Geschéaftszentrum bilden kann.

Ferner wird in dem ECON-Gutachten aus gewerbeplanerischer Sicht davon abgera-
ten, im ndrdlichen Bereich des Weidendamms und an der BodestraBBe weitere Ein-
zelhandelsflachen zuzulassen. Dies wirde zu einer Zersplitterung des begrenzten
Entwicklungspotentials auf dem Einzelhandelssektor mit der Folge fihren, dass die
angestrebte stadtebauliche und versorgungsstrukturelle Konzentration des Ge-
schaftsbesatzes unterlaufen wirde.

Vor dem Hintergrund dieser Erkenntnisse hat die Stadt in dem Geltungsbereich des
1997 rechtsverbindlich gewordenen Bebauungsplanes 1414 an der Kopernikusstra-
Be bereits Kerngebietsflachen festgesetzt, auf denen der Einzelhandel in der Nord-
stadt dem ECON-Gutachten entsprechend entwickelt werden kann. Diesem Pla-
nungsziel wirde eine weitere Konzentration von Einzelhandelsflachen an der Bode-
straBe entgegenstehen und die Umsetzung der Planungen in der KopernikusstraBe
zum Scheitern bringen.

Ein weiteres Problem liegt in der verkehrlichen ErschlieBung fir eine verkehrsinten-
sivere Nutzung als der bisherigen ( mehr zu diesem Thema unter Pkt. 3 ,Verkehr*).

Die Flachen im Plangebiet, die derzeit als Einkaufszentrum genutzt werden, sollen
durch eine entsprechende Festsetzung als sonstiges Sondergebiet ,Einkaufszent-
rum*“ planungsrechtlich gesichert werden. Eine Erweiterung der Einzelhandelsflachen
an der BodestraBe ist allerdings mit Blick auf das vorstehend genannte ECON-
Gutachten fir die Entwicklung des Einzelhandels in der Nordstadt nicht vertretbar.
Deshalb begrenzt der Bebauungsplan die Gesamtverkaufsflache mit 2500 m2 auf ein
am Bestand orientiertes MaB. Die nach § 3 Nr. 3 der textlichen Festsetzungen aus-
nahmsweise zulassigen Nutzungen, wie Dienstleistungsbetriebe, Schank- und Spei-
sewirtschaften sowie Biro- und Verwaltungsnutzungen im Obergeschoss, dienen nur
der Erganzung der allgemeinen Zweckbestimmung als sonstiges Sondergebiet ,Ein-
kaufszentrum® und sichern planungsrechtlich im wesentlichen auch die bereits vor-
handenen Nutzungen, wie z.B. die dort ansassige Dienststelle der Deutschen Post in
Verbindung mit einem Schreibwarengeschaft. Durch diese Festsetzung ergibt sich
auch eine gréBere Flexibilitat bei der Bewirtschaftung eventuell freiwerdender Laden-
lokale.

In letzter Zeit ist zu beobachten, das Einzelhandelsbetriebe aber auch Einkaufszent-
ren durch besonders hohe Werbetrager auf sich aufmerksam machen. Dieses
Bestreben mag darin begriindet sein, sich bei der Teilnahme an dem sich verschér-
fenden Wettbewerb gewisse Vorteile vor der Konkurrenz zu verschaffen und die
Kundenstréme auf sich zu lenken. Diese Vorgehensweise macht aus der Sicht des



Einzelhandels besonders in der Nahe und damit Sichtbarkeit von Hauptverkehrs-
straBen und Uberdrtlichen Verkehrswegen Sinn. Uber diese Funktion hinaus sind
diese Anlagen jedoch dazu geeignet, wegen ihrer auBerst pragenden und weithin
sichtbaren Wirkung die Belange des Ortsbildes zu beeintrachtigen. Dies insbesonde-
re dann, wenn durch die groBe Hbhe dieser Anlagen eine kilometerweit Uber das
Baugebiet hinaus merkliche Wahrnehmbarkeit erzeugt wird. Dies kann zu einer un-
erwlnschten Veranderung des vorhandenen Orts- bzw. Landschaftsbildes flihren, da
durch die angrenzenden grofBflachigen Gleisanlagen der Deutschen Bahn von derar-
tigen Werbepylonen eine groBe Fernwirkung ausgeht. AuBerdem wirde ein hoher
Werbepylon flir die aus Richtung Hainholz Kommenden den Stadtteileingang in die
Nordstadt dominieren und somit den ersten Eindruck von dem Stadtteil pragen. Mit
der Begrenzung von Werbetragern als Nebenanlagen oder als selbstéandige Anlagen
(Fremdwerbung) auf eine Gesamthéhe von 15 m - sei es als Pylone oder als Aufbau-
ten auf Gebauden - wird einerseits erreicht, dass den gebietsbezogenen Belangen
des Einzelhandels und des Gewerbes Rechnung getragen wird. Zudem werden bei
dieser Begrenzung die beschriebenen Ubergreifenden negativen Auswirkungen ver-
mieden. Selbstdndige Werbeanlagen sollen nur als Ausnahme zugelassen werden
darfen, um zu verhindern, dass die Erscheinungsform des Baugebiets durch Wer-
bemasten eine unerwiinschte Pragung erhalt.

2.3. Maf3 der Nutzung

Die Nordstadt ist von einer straBenbegleitenden zumeist griinderzeitlichen Block-
randbebauung gepragt. Die an den StraBBenfronten des Plangebietes vorhandene
Bebauung soll deshalb erhalten bleiben bzw. erganzt werden. An der BodestraBe
wird das stadtebauliche Ziel verfolgt, den in der HaltenhoffstraBe vorhandenen raum-
lich gefassten StraBenraum bis zum Weidendamm weiterzufiihren. Um sicherzustel-
len, dass notwendige Neubauten stadtebaulich befriedigend in das Ortsbild eingefligt
werden, begrenzt der Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse auf ein am Be-
stand orientiertes MaB. AuBerdem sind zu den Verkehrsflachen hin Baulinien aus-
gewiesen, die von den Neubauten wieder aufgenommen werden muassen. Zur star-
keren Gliederung von Fassaden kénnen die Baulinien jedoch ausnahmsweise von
Gebaudeteilen jeweils um bis zu maximal 5,0 m Breite und maximal 1,0 m Tiefe un-
ter- bzw. Uberschritten werden, wenn es aus Grinden differenzierter Einzelgestal-
tung erforderlich ist.

Als MaB der baulichen Nutzung setzt der Bebauungsplan fir das Mischgebiet Ge-
schossflachenzahlen fest, die Uber den nach § 17 Abs. 1 BauNVO zuldssigen
Hochstwert von 1,2 hinausgehen. Diese Ausweisungen erfordern gemaB § 17 Abs. 3
BauNVO aus folgenden stadtebaulichen Grinden eine Abweichung von den Ober-
grenzen.

1. Der stadtebauliche Charakter der im Stadtteil Nordstadt vorhandenen Blockrand-
bebauung soll erhalten bleiben bzw. wieder instandgesetzt werden. Erforderliche
Neubauten missen deshalb die zwingend festgesetzte Zahl der Vollgeschosse
einhalten.

2. Durch die im Engelbosteler Damm verkehrenden Stadtbahn- und Buslinien sowie
die in der Nahe liegende S-Bahn-Haltestelle Nordstadt ist ein glinstiger Anschluss
der Baugebiete an den 6ffentlichen Nahverkehr gegeben.



3. Weite Teile des Plangebietes waren bei Inkrafttreten der BauNVO am 1.8.1962
bereits bebaut.

Sonstige 6ffentliche Belange stehen einer Uberschreitung der zuldssigen Obergren-
ze von GRZ und GFZ nicht entgegen.

Die rlickwartige Baugrenze liegt am Engelbosteler Damm bezogen auf das Gebaude
Engelbosteler Damm 120 um ca. 12 m hinter der vorhandenen rickwartigen Gebau-
deauBenkante. Mit dieser Baugrenze wird zum einen eine einheitlichere Ruckfront
der Gebaude am E-Damm angestrebt, zum anderen steht aber die Schaffung eines
Abstandes zwischen den Bauflachen des Gewerbegebietes und des Mischgebietes
im Vordergrund. Bei dieser bestandsorientierten Planung waren gréBere Abstande
nicht mit der vorhandenen Bebauung vereinbar. Im Rahmen des Bestandsschutzes
ist eine Nutzung des Gebaudes Engelbosteler Damm 120 uneingeschrankt weiter
problemlos mdglich. Eventuelle Ersatzbauten missten sich allerdings an die hier
festgesetzte Baugrenze halten.

Auf den nicht Uberbaubaren Grundstlcksflachen entlang der BodestraBe und der
von Bebauung freizuhaltenden Flache fir die geplante Weidendammtrasse sind Ne-
benanlagen im Sinne des § 14 BauNVO nicht zulassig, um Uberschaubare, ,aufge-
raumte” StraBenrdume mit klar definierten Raumkanten zu schaffen.

3. Verkehr

Das Baugebiet ist durch Engelbosteler Damm und BodestraBe verkehrlich erschlos-
sen.

Durch die im Engelbosteler Damm und in der HaltenhoffstraBe verkehrenden Stadt-
bahn- und Buslinien und durch die S-Bahn-Haltestelle Nordstadt wird das Plangebiet
vom 6ffentlichen Nahverkehr sehr gut bedient.

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt die aus dem Flachennutzungsplan
entwickelte Trasse flr die geplante Verlangerung des Weidendammes. Dieses letzte
Teilstlck stellt die Verbindung zur Bahnbriicke nach Hainholz her und komplettiert
somit die stadtteilverbindende UmgehungsstraBBe fir den Engelbosteler Damm. Die
Anbindung der Weidendammtrasse ist erforderlich, um folgende Ziele zu erreichen:

- Bindelung des Verkehrs (StraBenverkehr und Deutsche Bahn) und damit Ver-
kehrsberuhigung des Engelbosteler Damms im Rampenbereich

- Umbau der StraBen im Rampenbereich zu AnliegerstraBen und damit weitaus
geringere Belastungen der Anwohner durch Abgase und Larm

- Entzerrung und Neuordnung der Verkehrsstrome am Knotenpunkt Engelbosteler
Damm / HaltenhoffstraBe / BodestraBe

- Verbesserung der internen Quartiersverbindungen fir FuBganger (u.a. zum Kin-
derspielplatz Auf dem Loh)

Die Ansiedlung verkehrsintensiverer Nutzungen im Gewerbegebiet, wie z.B. Einzel-
handel, ist aus verkehrstechnischer Sicht sehr problematisch. Die ErschlieBung Uber
die neue Weidendammtrasse ist wegen der Anrampung an die héher liegende Ei-
senbahnbriicke aus topografischen Griinden schwierig und aus verkehrstechnischer



Sicht sehr problematisch, da abbiegende Fahrzeuge den geradeaus fahrenden Ver-
kehr behindern und gesonderte Abbiegespuren aus Platzgriinden nicht maoglich sind.
Der Rickstau hatte unter anderem eine Uberlastung der Kreuzung BodestraBBe /
Weidendamm zu Folge. Deshalb wird die geplante Weidendammtrasse auf der ge-
samten Lange als Bereich ohne Ein- und Ausfahrt festgesetzt. Die Abwicklung des
gesamten Zu- und Abfahrtverkehrs Uber die vorhandene Zufahrt an der BodestraBe
ist bereits heute schwierig und wirde bei verstarkter Nutzung den Verkehr im Kreu-
zungsbereich Engelbosteler Damm / HaltenhoffstraBe / BodestraBe zum Erliegen
bringen.

Far Teilflachen der geplanten Weidendammtrasse hat die Landeshauptstadt Hanno-
ver derzeit noch nicht die Planungshoheit, da sie sich noch im Besitz der Deutschen
Bahn befinden und erst entwidmet werden missen. Um dem Entwicklungsgebot des
§ 8 Abs. 2 BauGB Rechnung zu tragen, werden die Flachen, die im Flachennut-
zungsplan fur die Trasse vorgesehen sind und fur die die Landeshauptstadt die Pla-
nungshoheit besitzt, von der Bebauung freigehalten. Eine Ausweisung als 6ffentliche
Verkehrsflache ist aus den oben genannten Griinden nicht mdglich.

Die sonstigen festgesetzten Verkehrsflachen entsprechen dem derzeitigen Bestand.
Anderungen bezlglich dieser Verkehrsflachen und der Verkehrsfihrung setzt der
Bebauungsplan nicht fest.

4. Offentliche Spielplatze

Der fiir das Mischgebiet erforderliche Spielplatzbedarf kann nicht innerhalb des Gel-
tungsbereichs des Bebauungsplans Nr. 1411 nachgewiesen werden. Der Bedarf
kann allerdings durch den nordwestlich angrenzenden Spielplatz Auf dem Loh ge-
deckt werden. Die GrdBe dieses Spielplatzes Uberschreitet den Bedarf des angren-
zenden Wohnblocks Auf dem Loh bei weitem und ist durch die anvisierte Verkehrs-
beruhigung im Rampenbereich auch gut erreichbar.

5. Umweltvertraglichkeit
5.1. Larmschutz

Das Plangebiet wird durch Schallimmissionen belastet, die vom Engelbosteler
Damm, der BodestraBe und den Anlagen der Deutschen Bahn AG ausgehen.

FOr die schalltechnische Untersuchung konnte auf eine Verkehrszéhlung vom
8.7.1997 zuruckgegriffen werden. Nachdem zwischenzeitlich der Engelbosteler
Damm zwischen HaltenhoffstraBe und Strangriede fiir den Kfz-Verkehr gesperrt
wurde, wurde dieser Verkehr in der Untersuchung der BodestraBe zugeordnet. Im
einzelnen waren folgende Verkehrsdaten zubeachten:

Engelbosteler Damm 21 100Kfz/24h,
HaltenhoffstraBe 14 200Kfz/24h,
BodestraBe 19 200Kfz/24h.



Fir die Anlagen der Deutschen Bahn AG wurde der 25-m-Pegel aus dem Schallim-
missionsplan Lmzs = 74,7 / 71,00 dB(A) (Tag/Nacht) ibernommen und zusétzlich die
S-Bahn mit einer Frequenz von 6/3 Zigen/h pro Richtung (Tag/Nacht) beriicksichtigt.

Mit diesen Daten wurden mittels eines Rechenprogramms getrennt fir die Quellen
StraBe und Deutsche Bahn die Mittelungspegel an acht Immissionspunkten berech-
net. Die Berechnungsergebnisse kénnen wie folgt zusammengefasst werden

- Die Orientierungswerte eines MI-Gebietes (60/50dB(A) nach DIN 18005) werden
an den zum Engelbosteler Damm und zur BodestraBe hin orientierten Gebaude-
fronten deutlich tGberschritten. Die Uberschreitungen reichen im Kreuzungsbereich
der beiden StraBen bis an 16 dB(A) heran.

- Der Stadtbahnverkehr tragt zu keiner Erhéhung der Mittelungspegel bei.

- Die Immissionen von den Anlagen der Deutschen Bahn fiihren auf den Gebaude-
rickseiten zu erhdéhten Werten. Die Uberschreitung des Orientierungswertes flr
den Nachtzeitraum im Obergeschoss einzelner Immissionsorte bewegen sich al-
lerdings in einer GréBenordnung, die keine erhdhten Anforderungen an die Fens-
ter begrindet.

In Anlehnung an die DIN 18005 - Schallschutz im Stadtebau -, die anzustrebende
Orientierungswerte in den Baugebieten enthalt, sind die prognostiziert einwirkenden
Verkehrsimmissionen damit so erheblich, dass grundsatzlich SchutzmaBnahmen als
erforderlich erachtet werden, um gesunde Wohn- und Arbeitsverhéltnisse gewahr-
leisten zu kénnen.

Aus straBenbautechnischer und stadtebaulicher Sicht ist kein aktiver Larmschutz,
z.B. durch eine Larmschutzwand, méglich. Erforderliche SchutzmaBnahmen kénnen
daher nur durch die Festsetzung passiven Larmschutzes erreicht werden. Durch die
Festsetzung dieser MaBnahmen sollen die durch den Verkehrslarm entstehenden
schadlichen Auswirkungen soweit wie mdglich vermindert werden. Im Ergebnis sol-
len in den kinftigen Gebauden Innenraumpegel erreicht werden, die gesunde Wohn-
und Arbeitsverhaltnisse ermdglichen.

Eine exakte Berechnung hierzu erforderlicher bewerteter SchallddmmmaBe ist im
Rahmen der Bauleitplanung insofern nicht méglich, weil wichtige Berechnungspara-
meter, wie z.B. die RaumgréBen, die FenstergroBen und die Wandstarken noch nicht
bekannt sind und erst im Baugenehmigungsverfahren festliegen. Die Festsetzung
von Larmschutzfenstern kann daher nur pauschal und allgemein vorgenommen wer-
den. Erst im Baugenehmigungsverfahren kénnen anhand der dann vorliegenden Be-
rechnungsparameter die Anforderungen an den Schallschutz konkretisiert werden.

Verbindliche Anforderungen Uber bestimmte einzuhaltende Innenpegel sind gesetz-
lich nicht vorgeschrieben. Als sinnvolle Grundlage zur Erzielung eines ausreichenden
Schutzes vor Verkehrsimmissionen ist es sachgerecht, die vierundzwanzigste Ver-
ordnung zur Durchfilhrung des Bundesimmissionsschutzgesetzes (Verkehrswege-
SchallschutzmaBnahmenverordnung - 24. BImSchV) hinzuzuziehen. Diese Verord-
nung legt Art und Umfang der zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen
durch Verkehrsgerausche notwendigen MaBnahmen flir schutzbedulrftige Raume in
baulichen Anlagen fest, soweit u.a. durch den Bau 6ffentlicher StraBBen die Immissi-



onsgrenzwerte der hierfir anzuwendenden sechzehnten Verordnung zur Durchfih-
rung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verkehrslarmschutzverordnung - 16.
BImSchV) Uberschritten werden.

Auf diese Weise sind passive LarmschutzmaBnahmen zu erreichen, die den Nutzern
eine gegen unzumutbare Larmbeeintrachtigungen -auch nach den Erkenntnissen der
Larmforschung- abgeschirmte Gebaudenutzung ermdglichen. Dem liegt die Erwa-
gung zugrunde, dass MaBnahmen des passiven Schallschutzes die ihnen zugedach-
te Schutzwirkung erflllen, wenn sie die Gewahr daflir bieten, dass Kommunikations-
und Schlafstérungen vermieden werden.

5.2. Naturschutz

Mit Ausnahme der straBenbegleitenden Baumreihe und der Bepflanzung mit heimi-
schen Gehdlzen im Bdschungsbereich am Engelbosteler Damm sowie der Bepflan-
zung im rickwartigen Bereich der Hauser BodestraBe 8 - 12 besteht im Planbereich
ein hoher Versiegelungsgrad des Bodens und damit auch ein Vegetationsmangel.

Mit den getroffenen Festsetzungen vollzieht die Planung die tatsachlich vorhandene,
drtliche Situation nach. Ein Eingriff in Natur und Landschaft liegt daher nicht vor. Die
Eingriffsregelung ist nicht anzuwenden.

5.3. Altlasten

Neben der beim Bau des Parkhauses in der BodestraBe angetroffenen ca. 0,6 bis
1,0 m dicken Schlackeschicht, die durch Schwermetalle nicht aufféllig belastet war,
ist davon auszugehen, dass auch in anderen Bereichen des Plangebietes aus
Schlacken, Aschen und Bauschutt bestehende Auffiillungen vorhanden sind.

Beim Bau des Geschaftsgebaudes in der BodestraBe sind schadliche Bodenveran-
derungen angetroffen worden, die im Zuge der Bauarbeiten ausgekoffert und ent-
sorgt worden sind (Einzelfall 448). Bei der Neuanlage eines Regenwasserversicke-
rungsbeckens direkt nérdlich des Parkhauses wurde ca. 0,6 m unter der Geléande-
oberflache eine ca. 0,6 bis 1,0 m machtige Auffillung (schwarz) aus Aschen, Schla-
cken und Ziegelresten angetroffen. Die entnommenen Proben wurden auf Schwer-
metalle und polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe (PAK) untersucht. Dar-
aus hat sich ergeben, dass eine aufféllige Belastung durch Schwermetalle - zumin-
dest in diesem Bereich - nicht vorlag. Die nachgewiesenen PAK-Gehalte sind dage-
gen zum Teil stark erhéht.

Es ist davon auszugehen, dass die aus Schlacken, Aschen und Bauschutt beste-
hende Auffillung nicht nur auf den Bereich nérdlich des Parkhauses beschrankt ist,
sondern vor allem im gesamten nérdlichen Bereich des Bebauungsplangebietes ver-
breitet sein wird. Da durch diesen Bebauungsplan keine BaumaBnahmen vorbereitet
werden, sondern lediglich der tatsachlich vorhandene Bestand gesichert werden soll,
sind auch keine MaBnahmen zur Altlastensanierung geplant. Sollten dennoch Bau-
maBnahmen im Bestand anstehen, die den Bodenbereich betreffen, ist deshalb eine
gutachterliche Begleitung und Dokumentation erforderlich. Untersuchungen sowie
der Untersuchungsumfang sind mit den zustédndigen Mitarbeitern des Amtes fir
Umweltschutz abzustimmen.
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Es besteht die Mdglichkeit von schadlichen Bodenverdnderungen durch branchenty-
pische Substanzen (Schwermetalle, MKW, PAK und ggf. Rickstédnde der chem. In-
dustrie). In der Grundwasser-Messstelle V 414 siidlich des B-Plan-Gebietes wurden
im Jahre 1992 leichtflichtige halogenierte Kohlenwasserstoffe (LHKW) nachgewie-
sen. Es ist jedoch davon auszugehen, dass die gesunden Wohn- und Arbeitsver-
héltnisse nicht beeintrachtigt werden, weil im Plangebiet auch weiterhin eine nahezu
vollstdndige Uberbauung der Baugrundstiicke zu erwarten ist. Eine akute Gefahr-
dung der Bevdlkerung kann derzeit ausgeschlossen werden.

6. Stadtebauliche MaBnahmen - Umlegung
Mit Ratsbeschluss vom 28.06.1984 wurde in dem Teilbereich der Nordstadt, in dem
auch der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt, die Umlegung angeordnet.

7. Kosten fir die Stadt

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 1411 entstehen der Landeshaupt-
stadt Hannover voraussichtlich keine Kosten.

Begriindung des Entwurfes Der Rat der Landeshauptstadt

aufgestellt: Hannover hat der Begriindung

Stadtplanungsamt, 10. Juli 2001 des Entwurfes am
zugestimmt.

Amtsleiter



Stellungnahme der unteren Naturschutzbehérde
zum Bebauungsplan 1411
entsprechend dem RatsbeschluB vom 22.10.1987 (723/1987)

Planung

Der Bebauungsplan sieht die Ausweisung von MI- und GE-Gebieten vor. Er soll damit die Ab-
grenzung unterschiedlicher Nutzungen, dem Erhalt des Gewerbestandortes sowie der Flachen
fir die Weidendammtrasse festlegen. Auf griinplanerische Festsetzungen wurde vollstandig
verzichtet.

Bestandsaufnahme und Bewertung aus Sicht des Naturschutzes

Grinflachen im Bebauungsplangebiet sind lediglich parallel zur Bahn und an den Béschungen
des Engelbosteler Dammes vorhanden. Hier prédgen insbesondere die straBenbegleitenden
Baume das Orts- und StraBenbild. Das Gewerbegebiet ist fast vollstandig versiegelt. Auf Grund
dieses Zustandes ist das Artenspekirum eingeschrankt. Lediglich die einzelnen Grinbereiche
im Norden des Plangebietes stellen eine Ausnahme hiervon dar und haben somit eine héhere
Wertigkeit aus Sicht des Naturschutzes.

Auswirkungen der Planung auf den Naturhaushalt und auf das Landschaftsbild

Durch die Verlangerung der Weidendammtrasse kommt es zu erheblichen Beeintrachtigungen
auf Grund der Uberbauung und dem Verlust von Gehdlzstrukturen.

Eingriffsregelung

Die Bearbeitung der Eingriffsregelung ergab, dass ein Ausgleich nicht erforderlich ist, da die
Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung zulédssig waren.

Zu entfernende Gehdlzbestande sind nach MaBgabe der Baumschutzsatzung auszugleichen.

6. Februar 2001



BUNanIs Yu/vle urunen
Fraktion im Rat der Landeshauptstadt Hannover

SPD
Fraktion im Rat der Landeshauptstadt Hannover

e In den Ausschuss flir Umweltschutz und Griinflachen
¢ In den Stadtentwicklungs- und Bauausschuss
¢ In den Verwaltungsausschuss
¢ In die Ratsversammlung

20. November 2001
Zusatzantrag gemanB § 34 der Geschéftsordnung des Rates
------------------ der Landeshauptstadt Hannover

Ds 2275/2001

B-Plan Nr. 1411 - BodestraBle

Der Rat und seine Ausschiisse mdgen beschlieBen:

Bezuglich der laut F-Planung vorgesehenen Verlangerung der Weidendammtrasse
pruft die Verwaltung sinnvolle Entwicklungsalternativen flir das B-Plan-Gebiet bei
einem Verzicht auf die geplante Trasse. Die Prifung bezieht zum Beispiel folgende
Fragestellungen ein:

e Moglichkeit zur Erweiterung des Plangebietes in Richtung Nordost um die von
der DB nicht mehr benétigten, ehemaligen Gleisflachen und Nutzung als Ge-
werbeflachen,

e Moglichkeiten zur Wohnumfeldverbesserung am Engelbosteler Damm im Ab-
schnitt nérdlich HaltenhoffstraBe, z. B. StraBenraumumgestaltung, Geschwin-
digkeitsreduzierung, Begrliinung, FuBgangertiberweg zum Kinderspielplatz
»Auf dem Loh“ etc..

e Moglichkeiten zur Reduzierung des motorisierten gewerblichen und individu-
ellen Verkehrs auf der Achse Schulenburger LandstraBe/Weidendamm unter
Zuhilfenahme eines City-Logistik-Sytems fiir die Versorgung des Einzelhan-
dels und durch Verlagerung zugunsten des OPNV.

Begrindung:
Fuar die Planung um eine Verlangerung der Weidendammtrasse sollen auch mégliche

Vorteile flr das B-Plan-Gebiet bei einem Vorhabensverzicht erarbeitet und in die Dis-
kussion einbezogen werden.

Lothar Schlieckau Klaus Huneke
Fraktionsvorsitzender Fraktionsvorsitzender



SPD-Fraktion und Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
( Antrag Nr. 2947/2001 )

BITTE AUFBEWAHREN - wird nicht noch einmal versandt

Zusatzantrag der SPD-Fraktion und Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur DS
2275/2001, B-Plan Nr. 1411 - BodestraBBe

Antrag,
Der Rat und seine Ausschiisse
mobgen beschlieBen:

Beziiglich der laut F-Planung
vorgesehenen Verlangerung der
Weidendammtrasse prft die
Verwaltung sinnvolle
Entwicklungsalternativen fir das
B-Plan-Gebiet bei einem Verzicht auf
die geplante Trasse. Die Prifung
bezieht zum Beispiel folgende
Fragestellungen ein:

J Mdoglichkeit zur Erweiterung
des Plangebietes in Richtung
Nordost um die von der

DB nicht mehr benétigten,

ehemaligen Gleisflachen und

Nutzung als

Gewerbeflachen,

J Maoglichkeiten zur

Wohnumfeldverbesserung am

Engelbosteler Damm im
Abschnitt nérdlich

HaltenhoffstraBe, z. B.

StraBenraumumgestaltung,

Geschwindigkeitsreduzierung,

Begrinung, FuBgangeriberweg zum
Kinderspielplatz

“Auf dem Loh” etc..

J Mdoglichkeiten zur

Reduzierung des motorisierten

gewerblichen und individuellen



Verkehrs auf der Achse
Schulenburger
LandstraBe/Weidendamm unter

Zuhilfenahme eines
City-Logistik-Sytems fir die
Versorgung des Einzelhandels

und durch Verlagerung
zugunsten des OPNV.

Begriindung

Far die Planung um eine
Verlangerung der
Weidendammtrasse sollen auch
maogliche Vorteile fur das
B-Plan-Gebiet bei einem
Vorhabensverzicht erarbeitet und
in die Diskussion einbezogen
werden.

Lothar Schlieckau
Klaus Huneke
Fraktionsvorsitzender

Fraktionsvorsitzender

Hannover/21.11.2001



Beschluss-

drucksache
Landeshauptstadt Hannover

In den Stadtbezirksrat
Dohren-Wiilfel

In den Stadtbezirksrat Nr.
Misburg-Anderten

In den Ausschuss flr
Umweltschutz und Grinflachen
In den Stadtentwicklungs- und
Bauausschuss

In den Verwaltungsausschuss
In die Ratsversammlung

0229/2004

=

Anzahl der Anlagen |3

Zu TOP

BITTE AUFBEWAHREN - wird nicht noch einmal versandt

Bebauungsplan Nr. 1668 - Kompostplatz Seelhorst
Aufstellungs- und Auslegungsbeschluss

Antrag,

1. die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 1668 zu beschlieen,

2. dem Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 1668 mit Begriindung zuzustimmen und

3. die offentliche Auslegung des Entwurfes mit Begrindung gemans § 3 Abs. 2 BauGB zu
beschlieBen.

Beriicksichtigung von Gender-Aspekten

Die geplante Nutzung von Flachen als stadtischer Kompostplatz und als stadtischer
Lagerplatz berlhrt selbst keine Gender-Aspekte. Allerdings ist die vorgesehene Anbindung
an die Peiner StraBe Uber einen noch auszubauenden Weg innerhalb der Grinverbindung
GravemeyerstraBe wegen moglicher Gefahrdungen von Personen nicht optimal. Aber
aufgrund der geringen Anzahl der taglichen LKW-Fahrten sind keine Konflikte hinsichtlich
der gleichzeitigen Nutzung durch FuBgangerinnen, FuBganger, Radfahrerinnen und
Radfahrer zu erwarten, zumal die Lastkraftwagen auf dem Kompostplatz wenden kénnen
und so die den zuvor genannten Personenkreis besonders gefahrdenden Rickwartsfahrten
vermieden werden kdnnen. Die Nutzung der Grinverbindung als Anlieferungsweg soll im
dbrigen nur von vortbergehender Dauer sein. Es ist langfristig geplant, im Rahmen einer
stadtebaulichen Weiterentwicklung der Kleingartenflache an der Peiner StraBe eine direkte
geradlinige Verbindung von der Peiner StraBe zum Tor des Kompostplatzes auBerhalb der
Grinverbindung zu schaffen.



Kostentabelle

Darstellung der zu erwartenden finanziellen Auswirkungen:

Investitionen in€ bei der Verwaltungs- in € p.a. bei der
Hsh-Stelle haushalt; Hsh-Stelle
(im Budget Nr.) auch (im Budget Nr.)
/Wipl-Position Investitions- /Wipl-Position
folgekosten
Einnahmen Einnahmen
Finanzierungs- 0,00 Betriebsein- 0,00
anteile von Dritten nahmen
sonstige Ein- 0,00 Finanzeinnah- 0,00
nahmen men von Dritten
Einnahmen 0,00 Einnahmen 0,00
insgesamt insgesamt
Ausgaben Ausgaben
Erwerbsaufwand 0,00 Personal- 0,00
ausgaben
Hoch-, Tiefbau 0,00 Sachausgaben 0,00
bzw. Sanierung
Einrichtungs- 0,00 Zuwendungen 0,00
aufwand
Investitionszu- 0,00 Kalkulatorische 0,00
schuss an Dritte Kosten
Ausgaben 0,00 Ausgaben 0,00
insgesamt insgesamt
Finanzierungs- 0,00 Uberschuss/ 0,00
saldo Zuschuss

zu den entstehenden Kosten siehe die Anlage 2 zur Drucksache
(Begriindung zum Bebauungsplan Nr. 1668, Abschnitt 6 -Kosten fir die Stadt - )

Begriindung des Antrages:

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen
fir den Bau eines stadtischen Kompostplatzes und eines stadtischen Lagerplatzes dstlich
des Stadtfriedhofes geschaffen werden. Das Verfahren wurde unter der Nummer 1141, 1.
Anderung begonnen.

Als Ergebnis einer planerischen Vorabstimmung mit Tragern 6ffentlicher Belange ist eine
VergréBerung des Plangebietes erforderlich. In das Plangebiet (Teil A) werden nérdlich des
geplanten Kompostplatzes liegende Flachen als Abstandsflache einbezogen. Dadurch
sollen Beeintrachtigungen durch Gerlche fur die Nutzerinnen und Nutzer der
Kleingartenanlage GravemeyerstraBe verhindert werden. Vor Ort kénnen die erforderlichen
AusgleichsmaBnahmen nicht durchgefuhrt werden, es muss hierzu auf Flachen im Stadtteil
Anderten zuritickgegriffen werden (Teil B).

Dieser zuséatzliche Teil B auBerhalb des Stadtteils Seelhorst erfordert nach der
Nummerierungssystematik der Stadt fir den Bebauungsplan insgesamt die neue Nummer
1668.

Der Stadtbezirksrat D6hren-Wilfel hat die Durchflihrung einer friihzeitigen Beteiligung der
Burgerinnen und Blrger auf seiner Sitzung am 06.02.2003 beschlossen. Die 6ffentliche




Unterrichtung und Erérterung der allgemeinen Ziele und Zwecke fand in der Zeit vom
06.03.2003 bis zum 07.04.2003 statt. W&hrend dieser Zeit sind die nachfolgend
aufgefihrten Hinweise und Vorschlage eines Birgers namens des Arbeitskreises der
Volkshochschule "Déhren wird verandert" zur Planung eingegangen.

Der Einwanderheber bemangelt, dass der Beschluss zur Durchfiihrung einer friihzeitigen
Beteiligung der Bilrgerinnen und Birger wegen der fehlenden Zusténdigkeit des
Stadtbezirksrates von einem anderen Beschlussgremium wiederholt werden misse. Er
begrindet das damit, dass der Friedhof Seelhorst, zu dem der geplante Kompostplatz als
Funktionsflache gehdrt, nicht im Anhang Il der Hauptsatzung, Zustandigkeiten der
Stadtbezirksrate, aufgefuhrt sei. AuBerdem lage der vorgesehene Kompostplatz in dem
Uberbezirklich bedeutsamen Griinzug Alte Bult-Eilenriede-Seelhorst-Kronsberg, der
gleichzeitig Bestandteil des regional bedeutsamen Freiraumsystemes sei.

Stellungnahme der Verwaltung:

Der Rat der Landeshauptstadt Hannover hat grundsatzlich den Beschluss zur Durchfiihrung
einer friihzeitigen Beteiligung der Blrgerinnen und Blrger auf den Stadtbezirksrat
Ubertragen. Der vom Einwanderheber angesprochene "Aspekt der Uberbezirklichkeit" der
beabsichtigten Planung ist bereits auf der Ebene der erforderlichen
Flachennutzungsplananderung abgehandelt worden.

Die Aufstellung des Bebauungsplanes sei, gemessen an der das gleiche Vorhaben
behandelnden 174. Anderung des Flachennutzungsplanes, unzutreffend begrindet. Als
Grund fur die Planung des Kompostplatzes sei der liberholte Stand der Technik der
jetzigen Anlage angegeben. Zutreffender sei dagegen die Begrindung der 174. Anderung
des Flachennutzungsplanes zu sein, nach der der jetzige Kompostplatz verlagert werden
solle, damit an seiner Stelle Wohnbauland entstehen kann.

Stellungnahme der Verwaltung:

Nach einer umfassenden Grundlagenerhebung fiir eine Optimierung des nicht mehr den
herrschenden rechtlichen und technischen Anforderungen entsprechenden
Kompostbetriebes fir die stadtischen Friedhéfe sowie der Grinflachenpflege sollen
zukinftig nur noch drei vorhandene dezentrale Kompostierungsanlagen - angegliedert an
die groBen Stadtfriedhéfe - vom Fachbereich Umwelt und Stadtgriin betrieben werden. Der
vorhandene Kompostplatz des Stadtfriedhofes Seelhorst am Hohen Weg / Peiner StraBe
reicht jedoch in Ausstattung und Dimensionierung fir den zuklnftigen Betrieb in keiner
Hinsicht aus. Die Verlagerung schafft die Voraussetzung dafir, das frei werdende Areal flr
den Bau von nach wie vor in Hannover nachgefragten Einfamilienhdusern bereitzustellen.

Durch eine unzureichende Darlegung der Planungsziele wirden die Blrgerinnen und Birger
nicht ausreichend informiert. Es wlrden die Beschreibungen des betroffenen und der
benachbarten Planbereiche fehlen. Es wirden Angaben Gber Lage, Héhe, Breite,
B&schungsneigung, Entwasserung und Bepflanzung der Begrenzungswalle fehlen.

Stellungnahme der Verwaltung:

Nach dem Baugesetzbuch sind die Birgerinnen und Blrger frihzeitig Uber die allgemeinen
Ziele und Zwecke, Uber mogliche Alternativen und Gber die voraussichtlichen Auswirkungen
der Planung 6ffentlich zu unterrichten. Das ist nach Auffassung der Verwaltung mit der
durchgefuhrten 6ffentlichen Unterrichtung und Erérterung auch geschehen. Der Anlass der
Planung, das wesentliche Planungsziel - Kompostplatz - und die damit einhergehende




Versiegelung des Bodens als voraussichtliche Auswirkung der Planung wurden benannt.
Der weit Uberwiegende Anteil des zu verarbeitenden Grinschnittes stammt vom Friedhof
Seelhorst , das erfordert aus betrieblichen Griinden eine rdumliche Nahe zum
Entstehungsort des Griinschnittes, so dass eine Standortalternative nicht vorhanden war
und ist. Somit konnte in der frihzeitigen Unterrichtung keine Alternative benannt werden.
Viele der vom Einwanderheber vermissten Angaben konnten zum Zeitpunkt der friihzeitigen
Unterrichtung und Erérterung noch nicht benannt werden, da sie von den Tragern
offentlicher Belange noch nicht vorgetragen wurden bzw. vieles auch der Detailplanung und
den folgenden Verfahrensschritten vorbehalten blieb. Der gréBte Teil der aufgeworfenen
Fragen ist in der Begrindung (Anlage 2 zur Drucksache) abgehandelt, so zum Beispiel im
Abschnitt 2.1 eine Betriebsbeschreibung mit Angaben Gber die Begrenzungswalle.

Stadtischer Kompostplatz sei keine planungsrechtlich mégliche Festsetzung. Ungeklart
bliebe also, ob eine dem Friedhof untergeordnete Anlage als Friedhofsflache oder eine
selbstéandige Anlage als Flache far Entsorgungsanlagen festgesetzt werden solle. Da ein
Bebauungsplan aus dem Flachennutzungsplan zu entwickeln sei, wére fir die geplante
Festsetzung die Darstellung in der 174. Anderung des Flachennutzungsplanes, Flache far
Entsorgungsanlagen, maBgebend.

Stellungnahme der Verwaltung:

Das Ziel der Planung ist die Verlagerung eines Kompostplatzes. Zum Zeitpunkt der
frihzeitigen Unterrichtung und Erdrterung der 174. Anderung des Flachennutzungsplanes
standen die genauen Anteile des anfallenden Griinschnittes an den einzelnen
Entstehungsorte noch nicht fest. Der Flachennutzungsplan sah deshalb in den allgemeinen
Zielen und Zwecken Flache fur Entsorgungsanlagen vor. Nachdem feststand, dass 80% des
Grinschnittes vom angrenzenden Friedhof kommen werden, wurde in der 6ffentlichen
Auslegung zur Flachennutzungsplan-Anderung die Flache als Friedhof dargestellt.
Entsprechend dieser Zielsetzung weist der Bebauungsplan die Flache als Griinflache -
Friedhof mit den ndheren Zweckbestimmungen stadtischer Kompostplatz und stadtischer
Lagerplatz aus.

Es wirde die Angabe der Nutzungsanteile fehlen, wieviel Griinschnitt vom Friedhof stamme,
wieviel aus anderen Bereichen, damit u. a. der Umfang des Anlieferungsverkehrs auf
6ffentlichen StraBen eingeschatzt werden kénne. Die verkehrliche Anbindung bliebe im
unklaren. Sofern als Fahrweg der StraBenzug Peiner StraBe / Vor der Seelhorst angedacht
sei, wirde angemerkt, dass dieser StraBenzug baulich und wegen der spitzwinkligen
Abknickung fur LKW-Verkehr kaum geeignet sei.

Stellungnahme der Verwaltung:

Die Anbindung des Kompost- und Lagerplatzes an das &ffentliche StraBennetz erfolgt Gber
die Griinverbindung GravemeyerstraBe, die zu diesem Zweck noch ertlchtigt wird. In der
Begriindung zum Bebauungsplan sind im Abschnitt 2.1, 2. Absatz Angaben Uber die
taglichen Fahrten enthalten. Wegen der fehlenden Tragfahigkeit der StraBe Vor der
Seelhorst fir den Schwerlastverkehr ist eine Anbindung Uber diese StraBe nicht
vorgesehen.

Kompostieranlagen kénnen nach dem Bundesimmissionschutzgesetz
genehmigungspflichtige Anlagen sein. Es ware deshalb erforderlich gewesen, darauf



hinzuweisen, ob ein Genehmigungsvorbehalt bestehe, eine Umweltvertraglichkeitspriifung in
Frage komme und ob bestimmte Grenzwerte auch bei einer nicht genehmigungsbedurftigen
Anlage eingehalten wirden.

Stellungnahme der Verwaltung:

Die vorgesehene GrdBe der Kompostieranlage erfordert keine Genehmigung nach dem
Bundesimmissionschutzgesetz und keine formale Umweltvertraglichkeitsprifung.
Hinsichtlich einer méglichen Belastigung der Nachbarschaft durch bei der Kompostierung
entstehende Gerliche siehe den Abschnitt 4.3 der Begriindung. Durch die Festsetzung einer
6ffentlichen Griinflache nérdlich der festgesetzten Friedhofsflache wird sichergestellt, dass
die geltenden Grenzwerte eingehalten werden kénnen.

In der 174. Anderung des Flachennutzungsplanes sei die gesamte Brachflache als
Kompostplatz vorgesehen. Der Flachenanspruch im Bebauungsplan sei geringer. Es wird
die Frage gestellt, welche Griinde daflir maBgebend seien?

Stellungnahme der Verwaltung:

Die 174. Anderung des Flachennutzungsplanes stellt den Bereich als Friedhof dar. Aus
Grunden der mangelnden Parzellenschérfe des Flachennutzungsplanes sind die im
Bebauungsplan Nr. 1141 ausgewiesenen Griinverbindungen GravemeyerstraBe und
nérdlich der Kleingartenanlagen Im Stillen Winkel und An der Seelhorst in die Darstellung
einbezogen.

Die Bezugnahme auf die 141. Anderung des Flachennutzungsplanes hinsichtlich floraler
oder faunistischer Besonderheiten sei fir die Beschreibung des Vorhabens wertlos, weil die
Lage der Anderung nicht angegeben sei. Planungsrechtlich geboten sei die Darlegung der
Auswirkungen der Planung. Dementsprechend fehlten beispielsweise Angaben Uber die
Veranderungen des Landschaftsbildes, der Sichtbeziehungen und des bioklimatisch
wertvollen Freilandklimas durch die Inanspruchnahme des bisherigen Freiraumes. Die
angegebene GréBe der versiegelten Flache des Kompostplatzes sei nicht das Ergebnis
einer Minimierung, wie behauptet wirde, sondern lediglich die Angabe des fur erforderlich
gehaltenen, aber nicht begriindeten Umfangs.

Stellungnahme der Verwaltung:

Bei der Bezugnahme auf die 141. Anderung des Flachennutzungsplanes handelte es sich
um einen Schreibfehler in den allgemeinen Zielen und Zwecken der Planung, gemeint war
die einschlagige 174. Anderung des Flachennutzungsplanes. Eine detaillierte
Eingriffsbewertung wird erst zur 6ffentlichen Auslage vorgenommen, als Ergebnis dieser
Bewertung wird u. a. festgestellt, dass das Landschaftsbild durch die Errichtung einer
Betriebsflache gestdrt und negativ veréndert wird. Als Ergebnis der Abwagung gibt es zur
jetzt vorgeschlagenen Lage keine Alternative, zumal sich auch bei einer Realisierung des
bestehenden Planungsrechts - Dauerkleingérten - eine Landschaftsbildveranderung
erheblicher Art ergeben hétte. In einem gewissen Umfange wird diese Beeintrachtigung im
Hinblick auf die eingeschrankten Sichtbeziehungen dadurch minimiert, dass die nérdlich an
den Kompostplatz grenzende Flache einer Dauerkleingartennutzung entzogen wird.
Auswirkungen auf das Kleinklima sind nicht erkennbar. Es ist richtig, dass streng
genommen die in den dargelegten allgemeinen Zielen und Zwecken angesprochene
Minimierung keine im naturschutzrechtlichen Sinne darstellt. Die angegebene FlachengréBe
bezieht sich auf eine Durchsatzmenge von 2.900 t pro Jahr, erste Uberlegungen waren von
4.500 t pro Jahr und einem damit verbundenen gréBeren Flachenbedarf ausgegangen.




Es wirden Aussagen Uber die Auseinandersetzung mit den vorrangigen Zielen des
Regionalen Raunordnungsprogrammes und des Landschaftsrahmenplanes sowie mit den
abwagungsrelevanten Zielen des Landschaftsplanes Déhren/W{lfel fehlen.

Stellungnahme der Verwaltung:

Die Auseinandersetzung mit den Zielen der vom Einwanderheber genannten Grundlagen
erfolgt auf der Ebene des Flachennutzungsplanes. Bei der Anderung des
Flachennutzungsplanes wurde festgestellt, dass die Verlagerung des Kompostplatzes auf
eine Ostlich des Friedhofs gelegene Flache einen Konflikt auslést. Der Empfehlung des
Landschaftsplanes wurde nicht gefolgt, da der Bereitstellung stadtischen Baulands auf dem
bisherigen Kompostplatz in einer durch die vorhandene gute Infrastruktur beginstigten Lage
der Vorrang eingeraumt werden sollte. Da Bebauungspléne aus dem Flachennutzungsplan
zu entwickeln sind, ist auf dieser Ebene grundsétzlich keine Auseinandersetzung mit den
genannten Grundlagen mehr erforderlich.

Wie bereits im Rahmen der Flachennnutzungsplananderung vom Arbeitskreis beméangelt,
seien auch im Bebauungsplanverfahren keine Alternativen aufgezeigt. Durch drei Varianten
will der Arbeitskreis aufzeigen, dass sich wesentliche unterscheidende Lésungen fur die
Gestaltung des Freiraumes in Betracht kAmen. Das Hauptanliegen bei den
unterschiedlichen Alternativstandorten sei es darzulegen, dass die mit der stadtischen
Planung herbeigefihrte Kammerung nicht zwingend sei, die Einengung des Weges
GravemeyerstraBe entlang des Friedhofes vermeidbar sei und die Ziele des
Landschaftsplanes D6hren/Wiilfel Berlcksichtigung finden kdnnten.

Stellungnahme der Verwaltung:

Die vom Einwanderheber vorgelegten Varianten stellen keine tatsachliche Alternative dar,
da sie den erforderlichen Flachenbedarf u. a. fir den in einem zweiten Bauabschnitt
vorgesehenen Lagerplatz auBer Betracht lassen. Die Varianten weiten die vorhandene
Grinverbindung GravemeyerstraBe groBzlgig auf. Dabei hatten zwei Varianten langere
Anfahrtswege vom Friedhof bzw. von der Peiner StraBe zur Folge als der stéadtische
Planentwurf. Die dritte Variante hatte diesen Nachteil nicht, aber hier reicht die
vorgeschlagene Flache nicht mal fir den Kompostplatz aus.

Die wohl formulierten fachplanerischen Anspriiche zur Sicherung und ggf. zur

Weiterentwicklung siedlungsnaher Landschaftsrdume wurden wenig nitzen , wenn sie keine

Beachtung fanden. Diesem Desinteresse sei auch der hier in Rede stehende Griinzug

ausgesetzt. Neben dem aktuellen Vorhaben Kompostplatz seien folgende MaBnahmen fir

die Einschréankung seiner Bedeutsamkeit verantwortlich:

e die planungsrechtlich fragwlrdige Umwandlung von Kleingérten in die Wohnsiedlung
Peiner StraBe/Vor der Seelhorst,

e das Vorhaben, die vorgenannte Siedlung weiter zu verdichten und

e die bauliche Verdichtung des Gebietes 6stlich der Sommerlindenallee.

Es wird empfohlen, durch einen Griinordnungsplan, der von der Eilenriede bis zur

GarkenburgstraBe reichen sollte, eine Abstimmung zwischen den stadtebaulichen

Winschen und den landschaftsplanerischen Bedingungen zur Sicherung des Griinzuges

herbeizufihren.Dabei sollten auBerdem folgende Probleme behandelt werden:



e Uberschwemmungen im Unterlauf des Seelhorstbaches am Lenzbergweg, die nach dem
Ausbau des Oberlaufes im Baugebiet Wiilfeler Bruch vermehrt auftreten,

e Klarung der Nutzungsvertraglichkeit des mit Altablagerungen belasteten Raumes
zwischen Wiilfeler Bruch und Peiner StraBe und

e Umwandlung des Waldstreifens westlich des Messeschnellweges in eine
Larmschutzpflanzung.

Stellungnahme der Verwaltung:

Durch die Anlage des Kompostplatz wird die Funktionsféhigkeit des Griinzuges vom
Kronsberg Uber die Seelhorst zur Eilenriede nicht eingeschrankt, die Aufstellung eines
Griinordnungsplanes aus Anlass dieses Vorhabens wird daher nicht fir erforderlich
gehalten. Ob flr die anderen vom Einwanderheber angeflihrten stadtebaulichen Vorhaben
ein Grinordnungsplan notwendig wird, muss zu gegebener Zeit geprift werden. Der
Kompostplatz erhalt keinen Anschluss an das umgebende Grabensystem und hat somit
keine Auswirkungen auf die Aufnahmefahigkeit dieser Gréaben.

Die beantragten Beschllsse sind erforderlich, um das Bebauungsplanverfahren
weiterfUhren zu kénnen.
Die Stellungnahme des Fachbereichs Umwelt und Stadtgriin ist als Anlage 3 beigefligt.

61.2alt / 61.12 neu
Hannover / 27.01.2004



Beschluss-

drucksache
Landeshauptstadt Hannover

In den Kulturausschuss

In den Stadtentwicklungs- und
Bauausschuss Nr.
In den Verwaltungsausschuss
An den Stadtbezirksrat Mitte (zur Anzahl der Anlagen |4
Kenntnis)

0550/2004

=

Zu TOP

MaBnahmen zum vorbeugenden Brandschutz im Historischen Museum

Antrag zu beschlieBen

1. Die Brandschutztore im Historischen Museum werden erneuert; auf der
Grundlage eines zu erstellenden Flucht- und Rettungswegeplans wird eine
Sicherung der Flucht— und Rettungswege im Historischen Museum
vorgenommen.

2. Den Haushaltsunterlagen gemaB § 10 GemHVO (Anlagen 1 bis 4) und

3. der Mittelfreigabe sowie dem sofortigen Baubeginn

wird zugestimmt.

Kosten und Finanzierung

Die Kosten fur die Erneuerung der Brandschutztore im Historischen Museum werden
auf 295.000 € geschatzt, die Kosten fiur die Sicherung der Flucht— und
Rettungswege auf 35.000 €.

Zur Finanzierung der notwendigen MaBnahmen steht bei der Haushaltsstelle
2.3102.940000.0 Vorh. 001 — Historisches Museum, Hochbau, Sanierung der
AuBenfassade und des Innenbereiches — ein Haushaltsrest von 330.000,-- € zur
Verflugung.

Berucksichtigung von Gender-Aspekten



Die Drucksache ist geschlechtneutral.



Kostentabelle

Darstellung der zu erwartenden finanziellen Auswirkungen:

Investitionen in€ bei der Verwaltungs- in € p.a. bei der
Hsh-Stelle haushalt; Hsh-Stelle
(im Budget Nr.) auch (im Budget Nr.)
/Wipl-Position Investitions- /Wipl-Position
folgekosten
Einnahmen Einnahmen
Finanzierungs- 0,00 [Betriebsein- 0,00
anteile von Dritten nahmen
sonstige Ein- 0,00 Finanzeinnah- 0,00
nahmen men von Dritten
Einnahmen 0,00 Einnahmen 0,00
insgesamt insgesamt
Ausgaben Ausgaben
Erwerbsaufwand 0,00 Personal- 0,00
ausgaben
Hoch-, Tiefbau 330.000,00 2.3102.940000.0 | Sachausgaben 0,00
bzw. Sanierung Vorh. 001
Einrichtungs- 0,00 Zuwendungen 0,00
aufwand
Investitionszu- 0,00 Kalkulatorische 26.400,00 Einzelplan 9
schuss an Dritte Kosten
Ausgaben 330.000,00 Ausgaben 26.400,00
insgesamt insgesamt
Finanzierungs- -330.000,00 Uberschuss/ -26.400,00
saldo Zuschuss

Begriindung des Antrages
Bei den turnusmaBigen Beschauungen der brandschutztechnischen Einrichtungen
mit der Feuerwehr Hannover wurden erhebliche Mangel festgestellt.

Die im Gebaude installierten Brandschutztore sind nicht ausreichend funktionsfahig.
Zur Wiederherstellung des Brandschutzes mussen vier Brandschutztore
(einschlieBlich Eingangsbereich) erneuert und drei VorraumabschluBtiren vor den
Aufziigen eingebaut werden. Im Kellergeschoss ist die Reparatur von zwei Schotten
erforderlich.

Weiterhin sind die Hinweisschilder auf Fluchttiren im Museum nicht hinreichend
erkennbar. Im Notfall kann durch die vorhandene Beschilderung nicht ausreichend
gewahrleistet werden, dass Besucher die Fluchttiren auf direktem Weg erreichen.
Die Fluchttiren sind wahrend des normalen Museumsbetriebes aus Grinden der
Diebstahlsicherung abgeschlossen. Bei groBen Veranstaltungen wie ,Der Nacht der
Museen® werden die Turen gedffnet und bewacht.



Hier ist zur Einhaltung der Brandschutzvorschriften eine Erneuerung der
Beschilderung sowie der Einbau von Panikriegeln an den Fluchttiren vorgesehen.

41.3
Hannover / 03.03.2004



Historisches Museum am Hohen Ufer Anlage 1 zur DS-Nr.
Erneuerung Barandschutztore / Glas Seite 1/1

Objektbeschreibung:

Bei den turnusmaBigen Beschauungen der brandschutztechnischen Einrichtungen mit der
Feuerwehr Hannover wurden erhebliche Mangel festgestellt. Diese werden im Rahmen der
MaBnahme ,Brandschutztore — Glas” abgestellt und die Anregungen der Feuerwehr zur
Wahrung bzw. zur Wiederherstellung des Brandschutzes umgesetzt.

Im Kellergeschoss werden die beiden T-90 Schiebetore durch eine lokale
Brandmeldeauslésung erweitert. Zur Justierung der Gewichte werden Revisionséffnungen
geschaffen.

Die Aufzugsbereiche im EG. und 1. OG erhalten Rauchschutztiren mit runden
Glasausschnitten.

Zur Schottung der Ausstellungsbereiche sind Glaselemente in F-30 Qualitat im 1. und 2. OG
vorgesehen. Als begleitende BrandschutzmaBnahme ist fir diese Bereiche eine
Brandmeldeanlage geplant. Die vorhandenen, nicht mehr funktionsfahigen T-90 Schiebetore,
werden in diesen Ebenen stillgelegt und verkapselt.

Im 2. OG wird der Grundriss vor dem Aufzug geringfligig geandert. Fir die ErschlieBung sind
hier ein Glaselement und 2 Stahltiiren erforderlich.

Die Bodenbeldge werden in den bearbeiteten Bereichen in Teilflachen erneuert.

Objektbeschreibung Var B Brandschutztore_Gilas (Anl.1).doc




Landeshauptstadt Hannover
Hochbauamt OE. 65.22 BC.

Hannover, den 29.07.03
Telefon: 168- 45733

BAUVORHABEN

Historisches Museum am Hohen Ufer
Erneuerung Brandschutztore / Glas

ANLAGE NR. 2

ZUR

DRUCKSACHE NR.

KURZFASSUNG DER KOSTENBERECHNUNG NACH DIN 276 (NEU) Index:
Basis:
KOSTENGRUPPE Euro incl. 16% MwST ERLAUTERUNGEN
100 Grundstiick 0,00 0,00
200 Herrichten und
Erschliessen Herrichtender Geléandeoberflache
0,00 Gesamt 200 0,00
300 Bauwerk-
Baukonstruktion Baustelleneinrichtung 7.500,00
Gerustarbeiten
Maurerarbeiten 5.300,00
Natursteinarbeiten und Belagsarbeiten 11.550,00
Tischler- und Beschlagsarbeiten 79.000,00
Trockenbauarbeiten 37.290,00
Anstricharbeiten 16.450,00
Metallbauarbeiten 29.250,00
Sonstige MaBnahmen 14.050,00
200.390,00 Gesamt 300 200.390,00
400 Bauwerk
Techn. Anlagen Abwasser und Wasseranlagen
Warmeversorgungunganlagen
Liftungstechnische Anlagen
Starkstromanlagen (incl.Beleuchtung und Blitzschutz)
Gefahrenmelde- und Alarmanlagen 50.450,00
Gebaudeautomation
50.450,00 Gesamt 400 50.450,00
250.840,00 Summe 300 +400 250.840,00
500 Aussenanlagen Befestigte Flachen
Technische Anlagen
Einbauten in Aussenanlagen
0,00 Gesamt 500 0,00
600 Ausstattung und
Kunstwerke 0,00 0,00
700 Baunebenkosten Projektsteuerung 0,00
Architekten u. Ingenieurleistungen 43.550,90
Tragwerksplaner
Pruflabor
Allgemeine (Baunebenkosten Prifungen,Genehmigungen)
Lichtpausen,Vervielfaltigungen etc.
Sonstiges (Verwaltungskosten)
43.550,90 Gesamt 700 43.550,90
Zur Rundung 609,10 609,10
Gesamtsumme 295.000,00




Historisches Museum am Hohen Ufer Anlage 3 zur DS-Nr.
Erstellung eines Flucht- und Rettungswegeplanes,
Instandsetzung der Flucht- und Rettungswege Seite 1/1

Objektbeschreibung:

Bei den turnusmaBigen Beschauungen der brandschutztechnischen Einrichtungen mit der
Feuerwehr Hannover wurden erhebliche Mangel festgestellt. Diese werden im Rahmen der
MaBnahme ,Brandschutztore — Glas” abgestellt und die Anregungen der Feuerwehr zur
Wahrung bzw. zur Wiederherstellung des Brandschutzes mit aufgenommen.

Dies bedeutet, dass im Zusammenhang mit der Erstellung eines Flucht- und
Rettungswegeplanes die ordnungsgemaBe Fluchtwegssicherung vorgenommen werden soll.

Im einzelnem wird im KelleregeschoB ein neuer Mauerwerksdurchbruch mit eine F 90 - Tar
geschaffen, um einen notwendigen Fluchtweg zu garantieren. Hierfiir sind diverse
Leitungsverlegungen erforderlich.

Alle im Gebaude befindlichen Fluchtwegstiiren werden auf Funktion und Zulassung hin
Uberprift und instandgesetzt.

An sieben Stlck Fluchtwegstiiren wird eine Verschlusssicherung Uber eine Meldeanlage
vorgenommen.

Die vorhanden Rauch- und Wéarmeabzugsanlage wird auf Funktion hin tUberprift und
instandgesetzt.

Im Rahmen der Gesamtbetrachtung der Flucht- und Rettungswege wird vorab umféngliches
Brandschutzkonzept abgestimmt werden.

Objektbeschreibung Flucht- und Rettungswege (Anl. 3).doc




Landeshauptstadt Hannover
Hochbauamt OE. 65.22 BC.

Hannover, den 15.12.03
Telefon: 168- 45733

BAUVORHABEN

Historisches Museum am Hohen Ufer
Erstellen eines Flucht- und Rettungswegeplanes,
Instandsetzung Flucht- und Rettungswege

ANLAGE NR. 4
ZUR
DRUCKSACHE NR.

KURZFASSUNG DER KOSTENBERECHNUNG NACH DIN 276 (NEU) Index:
Basis:
KOSTENGRUPPE Euro incl. 16% MwST ERLAUTERUNGEN
100 Grundstiick 0,00 0,00
200 Herrichten und
Erschliessen Herrichtender Geléandeoberflache
0,00 Gesamt 200 0,00
300 Bauwerk-
Baukonstruktion Baustelleneinrichtung
Gerustarbeiten
Maurerarbeiten
Natursteinarbeiten
Klempnerarbeitten
Verglasungsarbeietn
Maler- und Lackierarbeiten
Metallbauarbeiten 14.350,00
Sonstige MaBnahmen 2.175,00
16.525,00 Gesamt 300 16.525,00
400 Bauwerk
Techn. Anlagen Abwasser und Wasseranlagen
Warmeversorgungunganlagen
Liftungstechnische Anlagen
Starkstromanlagen (incl.Beleuchtung und Blitzschutz) 7.500,00
Fernmeldeanlagen (incl. Behindert.-WC,Alarmanlage)
Gebaudeautomation
7.500,00 Gesamt 400 7.500,00
24.025,00 Summe 300 +400 24.025,00
500 Aussenanlagen Befestigte Flachen
Technische Anlagen
Einbauten in Aussenanlagen
0,00 Gesamt 500 0,00
600 Ausstattung und
Kunstwerke 0,00 0,00
700 Baunebenkosten Projektsteuerung 0,00
Architekten u. Ingenieurleistungen 5.347,28
Brandschutztechnische Beratung 2.500,00
Flucht- und Rettungswegeplan 3.000,00
Allgemeine (Baunebenkosten Prifungen,Genehmigungen)
Lichtpausen,Vervielfaltigungen etc.
Sonstiges (Verwaltungskosten)
10.847,28 Gesamt 700 10.847,28
Zur Rundung 127,72 127,72
35.000,00
Gesamtsumme 35.000,00







Beschluss-

drucksache
Landeshauptstadt Hannover

In den Ausschuss fir
Umweltschutz und Grinflachen
In den Stadtentwicklungs- und Nr.
Bauausschuss

In den Verwaltungsausschuss

An den Stadtbezirksrat Ricklingen
(zur Kenntnis)

0417/2004

=

Anzahl der Anlagen |1

Zu TOP

Anwendung der Eingriffsregelung in der Bauleitplanung: Buchung von
AusgleichsmaBnahmen auf das Okokonto

Antrag, )
der Buchung der folgenden MaBnahmen auf das Okokonto zuzustimmen, soweit sie nicht
bereits in Bebauungsplanen rechtsverbindlich zugeordnet sind:

Landschaftsraumverbessernde MaBnahmen im Bereich Hirtenbach / Wettberger Holz in
Form von Feldgehdlz- und Obstbaumpflanzungen.

Berticksichtigung von Gender-Aspekten
Gender-Aspekte sind bei der hier beantragten Buchung von KompensationsmaBnahmen auf
das Okokonto nicht von Belang.

Kostentabelle )

Durch die Buchung der MaBnahmen auf das Okokonto entstehen der Stadt keine
zusatzlichen Kosten, der Beschluss fihrt dazu, dass die Kosten flr die Umsetzung der
MaBnahmen zu einem spateren Zeitpunkt refinanzierbar sind.

Begriindung des Antrages

Aufgrund der seit 1.1.1998 bestehenden Rechtslage (§ 135a (2) Baugesetzbuch) ist es
moglich, AusgleichsmaBnahmen bereits vor den BaumaBnahmen und der Zuordnung
durchzufiihren. Von dieser gemeinhin als Okokonto bezeichneten Méglichkeit einer
zeitlichen Entkoppelung von Eingriff und Ausgleich hat die Stadt bereits in einigen Fallen
Gebrauch gemacht. So wurden zuletzt durch Beschluss der Drucksache 1116/2002
(Neufassung) mehrere kompensationswirksame MaBnahmen auf das Okokonto verbucht.
Im Rahmen dieser Drucksache hat die Verwaltung seinerzeit auch Uber das Instrument
Okokonto ausfiihrlich informiert.



Der hier beantragte Beschluss ist notwendig, um die genannten MaBnahmen und
insbesondere die mit ihnen verbundenen 6kologischen Aufwertungen fir das Okokonto zu
sichern. Diese MaBnahmen kdnnen dann zu einem spateren Zeitpunkt jeweils mit Eingriffen
verbundenen Bebauungsplanen zugeordnet werden, so dass dann eine Refinanzierung der
Kosten gem. Kostenerstattungssatzung madglich ist. Somit wird im Rahmen der vorliegenden
Drucksache nicht die Umsetzung konkreter MaBnahmen beschlossen, sondern lediglich
deren Buchung auf das Okokonto. Fir die meisten der hier in Rede stehenden Flachen sind
entsprechende Bebauungsplane bereits im Verfahren (Nr. 1654 Schwarze Worth, Nr. 1649
Tronjeweg, Nr. 1065 westlich Stadtfelddamm)

Bei den MaBnahmen handelt es sich um die Anlage von Hecken, Feldgehdlzen, einer
Obst-wiese und einer Obstbaumreihenpflanzung im Landschaftraum Hirtenbach /
Wettberger Holz. Sie sind Bestandteil des MaBnahmenprogramms zur Entwicklung der
Landschaftsraume Hannovers (Drucksachen Nr. 971/98 und Nr. 489/02). Die MaBnahmen
wurden mit den betreffenden Landwirten vor Ort detailliert abgestimmt; der Stadtbezirksrat
Ricklingen wurde im November letzten Jahres schriftlich informiert.

67.20
Hannover / 18.02.2004



Beschluss-

drucksache
Landeshauptstadt Hannover

In den Stadtbezirksrat Ricklingen
In den Stadtentwicklungs- und

Bauausschuss Nr.
In den Verwaltungsausschuss

0536/2004

=

Anzahl der Anlagen |1

Zu TOP

Widmung des Kreipeweges

Antrag,

das in Nord-Sud-Richtung verlaufende Teilstlick des Kreipeweges von Ricklinger Stadtweg
bis Kreipeweg in Ost-West-Richtung rickwirkend zum 01.01.1963 ohne Beschrankung als
GemeindestraBe zu widmen.

Kostentabelle
Es entstehen keine finanziellen Auswirkungen.

Begriindung des Antrages

Das in der Anlage 1 gekennzeichnete Teilstlick des heutigen Kreipeweges wurde bereits
weit vor dem Inkrafttreten des Niedersachsischen StraBengesetzes am 01.01.1963 als
offentliche (Gemeinde-)StraBe genutzt.

Es ist jedoch unklar, ob dieses StraBenteilstlck in friherer Zeit ebenso wie der Ubrige
Kreipeweg als “BeekestraBe” bezeichnet war und damit im Jahr 1960 als “BeekestraBe”
dem offentlichen Verkehr gewidmet wurde.

Aus Grinden der Rechtssicherheit ist es deshalb erforderlich, das in Nord-Sid-Richtung



verlaufende Teilstlick des heutigen Kreipeweges erneut als GemeindestraBe fiir den
offentlichen Verkehr zu widmen.

Die Widmung wird entsprechend dem Urteil des OVG Lineburg 9 A 146/86 vom 23.03.1988
rickwirkend zum 01.01.1963 in Kraft gesetzt.

66.05.20
Hannover / 27.02.2004
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Beschluss-

drucksache
Landeshauptstadt Hannover
In den Stadtbezirksrat Ricklingen
In den Stadtentwicklungs- und
Bauausschuss Nr.[0571/2004
In den Verwaltungsausschuss
In die Ratsversammlung Anzahl der Anlagen |1

ZuTOP

StraBenausbaubeitrag Kreipeweg - Aufwandsspaltung -

Antrag,

fur das in Nord-Sud-Richtung verlaufende Teilstlick des Kreipeweges von Ricklinger
Stadtweg bis Kreipeweg in Ost-West-Richtung den beitragsféahigen Aufwand fiir den Ausbau
der westlichen Nebenanlagen (Gehweg, Parkflachen, StraBenbegleitgriin,

2 StraBenleuchten) einschlieBlich Grunderwerb und Freilegung gesondert zu ermitteln und
abzurechnen.

Beriicksichtigung von Gender-Aspekten

Aussagen zur Geschlechterdifferenzierung geman Beschluss des Rates vom 03.07.2003
(Drucksache Nr. 1278/2003) sind im Falle dieser Drucksache nicht relevant und werden
daher auch nicht nadher ausgefihrt.

Kostentabelle
Es werden Einnahmen aus StraBenausbaubeitrdgen in Héhe von ca. 96.000,- € erwartet.

Begriindung des Antrages

Das in Nord-Sid-Richtung verlaufende Teilstlick des Kreipeweges von Ricklinger Stadtweg
bis Kreipeweg in Ost-West-Richtung wurde im Jahr 2001 entsprechend den Festsetzungen
des Bebauungsplans Nr. 1248 durch den erstmaligen Ausbau von Nebenanlagen auf der
westlichen StraBenseite verbreitert. Die Verbreiterung erfillt den Beitragstatbestand der
Verbesserung im Sinne von § 1 der StraBenausbaubeitragssatzung.

Flr den Ausbau ist ein beitragsféahiger Aufwand von ca. 160.000,- € entstanden.

Der Kreipeweg in Nord-Sid-Richtung gehért zu den “InnerortsstraBen”; der von den
Anliegern zu tragende Anteil am beitragsféahigen Aufwand betragt nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 der
StraBenausbaubeitragssatzung fir die StraBenbeleuchtungseinrichtung 50 %, fur die
Gehwege / das StraBenbegleitgrin 60 % und fir die Parkflachen 70 %.



Nach obergerichtlicher Rechtsprechung ist 6ffentliche Einrichtung im Sinne von

§ 6 Abs. 1 NKAG nur die GemeindestraBe insgesamt. Erstrecken sich die beitragsfahigen
MaBnahmen nur auf einen Abschnitt oder einzelne StraBenteileinrichtungen, kénnen
Ausbaubeitrdge nur nach einer Abschnittsbildung und Aufwandsspaltung erhoben werden,
fir die der Rat zustandig ist (Beschluss des OVG Lineburg 9 OVG B 122/86 vom
11.02.1987).

Der beantragte Ratsbeschluss ist erforderlich, damit die Verwaltung der aus der
StraBenausbaubeitragssatzung resultierenden Beitragserhebungsverpflichtung
nachkommen kann.

66.03
Hannover / 04.03.2004
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Beschluss-

drucksache
Landeshauptstadt Hannover

In den Stadtbezirksrat
Buchholz-Kleefeld

In den Stadtentwicklungs- und Nr.
Bauausschuss

In den Verwaltungsausschuss
In die Ratsversammlung

0265/2004

=

Anzahl der Anlagen 1

Zu TOP

StraBenbenennung im Stadtteil GroB-Buchholz

Antrag,
folgende StraBenbenennung zu beschlieBen:

Die private StichstraBe, die im &stlichen Bereich von der GehagestraBe abzweigt und in
stdliche Richtung verlauft, erhalt den Namen Henriettenweg.

Kartendbersicht siehe Anlage

Beriicksichtigung von Gender-Aspekten

Die Benennung von StraBen, Wegen und Pléatzen dient insbesondere der Ordnungsfunktion
im Sinne der Orientierung innerhalb des StraBengeflechts. Als Kennzeichnung einer Sache
er6ffnet der StraBenname keine persdnlichkeitsrechtliche Betrachtung. Die
Landeshauptstadt Hannover ist insbesondere durch den Ratsbeschluss vom 09.12.1999,
DsNr. 2810/99 -"Bei StraBenneubenennungen und bei notwendigen Umbenennungen sollen
verstarkt weibliche Persdnlichkeiten bertcksichtigt werden"- bestrebt, vorrangig
Frauennamen bei Benennungen umzusetzen. Insoweit erfolgt bei jeder Benennung nach zu
ehrenden Personlichkeiten eine Einzelfallprifung.

Kostentabelle

Es entstehen keine finanziellen Auswirkungen.

Begriindung des Antrages

Uber die StichstraBe werden ausschlieBlich Geb&ude der Henriettenstiftung erschlossen, die

bisher die Bezeichnungen GehagestraBe 6, 8 und 10 haben.

Aufgrund weiterer Bautatigkeiten in diesem Bereich, soll mit der eigenstandigen Benennung



der PrivatstraBBe eine eindeutigere Zuordnung und somit ein zweifelsfreies Auffinden der
Gebaude sicher gestellt werden. Mit der Benennung wird die Anderung der Bezeichnungen
fir die Gebaude der Henriettenstiftung, GehagestraBe 6, 8 und 10, erforderlich.

Die Henriettenstiftung ist Uber die Benennung und der damit verbundenen
Adressenanderung informiert und unterstitzt die eigenstandige Benennung in
Henriettenweg. Der Bereich wird bereits jetzt allgemein Henriettenviertel genannt.

Henriette, Herzogin von Wirttemberg, geboren am 22.04.1780 als Tochter des Flrsten Karl
von Nassau-Weilburg in Kirchheim-Bolanden (Pfalz), ist die Namensgeberin der
Henriettenstiftung Hannover. Sie heiratete 1797 Herzog Ludwig von Wiirttemberg. Herzogin
Henriette verstarb am 02.01.1857 und hinterlieB3 ihrer Enkelin Marie, Kénigin von Hannover,
6000 Taler. Mit diesem Nachlass wurde der Grundstock fur die Kranken- und Altenpflege
der Henriettenstiftung in Hannover gelegt. Am 01.07.1859 unterzeichnete Kénigin Marie die
Griindungsurkunde der Stiftung und nannte diese Stiftung zu Ehren ihrer GroBmutter
Henriettenstiftung.

Herzogin Henriette griindete und unterstltzte zahllose Einrichtungen zum Schutz und zur
Hilfe von Vernachlassigten und Bedurftigen im Umkreis ihres Wohnsitzes Kirchheim unter
Teck, Ostlich von Stuttgart.

Quelle: Neue Wege, alte Ziele: 125 Jahre Henriettenstiftung, Wolfgang Helbig

62.14 (alt), 61.21 (neu)
Hannover / 02.02.2004
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Informations-

drucksache
Landeshauptstadt Hannover

In den Stadtentwicklungs- und
Bauausschuss

Nr.|0620/2004

=

Anzahl der Anlagen |1

Zu TOP

BITTE AUFBEWAHREN - wird nicht noch einmal versandt

Bericht des Baudezernats iiber Leistungen im Jahr 2003

Mit dieser Informationsdrucksache kommt das Baudezernat seiner Pflicht nach, dem
Stadtentwicklungs- und Bauausschuss im Rahmen des Berichtswesens zweimal jahrlich
einen Bericht Gber steuerungsrelevante Daten vorzulegen.

In den nunmehr 5 Jahren seit Einfihrung des Berichtswesens wurde die Struktur standig
fortentwickelt und den Erfordernissen einer modernen Verwaltungsflihrung und eines
zeitgemaBen Controllings angepasst.

Durch das Inkrafttreten der Verwaltungsneugliederung vom 01.02.2003 ergab sich die
Notwendigkeit, die Struktur des Berichtswesens an den neuen Gegebenheiten auszurichten.
Dies hat das Baudezernat zum Anlass genommen, Struktur und Inhalt seines
Berichtswesens einer griindlichen Uberarbeitung zu unterziehen.

Im Vordergrund der Uberlegungen stand die Absicht, die zukinftigen Berichte zu straffen
und auf - fir den Ausschuss - wesentliche Inhalte zu konzentrieren.

Es ist beabsichtigt, das Berichtswesen fiir den Stadtentwicklungs- und Bauausschuss
klinftig wie folgt zu strukturieren:

o Es wird weiterhin zweimal jahrlich ein Bericht vorgelegt, da der Ratsbeschluss
zum Berichtswesen, Drucksache Nr. 2537/98, zwei Termine pro Jahr zwingend vorgibt.

o Im ersten Bericht des Jahres wird tber die Grund- und Leistungsdaten zum
Stichtag 31.12. des Vorjahres berichtet. Dieser Bericht wird im ersten Quartal dem
Ausschuss zur Kenntnisnahme vorgelegt.

. Der zweite Bericht gibt dariber Auskunft, wie die Grund- und Leistungsdaten des
ersten Halbjahres zum Stichtag 30.06. des laufenden Jahres aussehen. Dieser Bericht
soll in der ersten Sitzung des Stadtentwicklungs- und Bauausschusses nach den Ratsferien
vorgelegt werden, so dass die Informationen rechtzeitig vor Beginn der
Haushaltsplanberatungen vorliegen.



o Das Berichtswesen wird projektorientiert ausgerichtet. Es werden wichtige
stadtpolitische Bauvorhaben und Planungen aufgenommen und nach folgenden Kenndaten
gliedert:

- Ziel

- LeistungsmaBstab und —ziel

- Status / Zielerreichung

- Hinweise

- Finanzen / Haushaltsdaten

o Es werden nur noch stadtpolitisch bedeutsame Grunddaten aufgenommen (aus den
Bereichen Wohnen und Bauordnung)

o Da steuerungsrelevante Finanz- und Haushaltsdaten im gesamtstadtischen
Finanzbericht von Dezernat Il geliefert werden, werden im Berichtswesen keine gesonderten
Finanzberichte mehr aufgenommen. Steuerungsrelevante Haushalts- und Finanzdaten
werden kinftig zusatzlich in den Leistungsbericht integriert und projektbezogen
ausgewiesen.

Der als Anlage | zu dieser Drucksache vorgelegte Leistungsbericht zum Stichtag 31.12.2003
nimmt die oben erlduterte Struktur bereits auf und berichtet Gber die wesentlichen
Leistungen des Baudezernates im abgelaufenen Jahr 20083.

Beriicksichtigung von Gender-Aspekten

Aus dieser Informationsdrucksache ergeben sich keine relevanten Aspekte fir das Gender
Mainstreaming.

Kostentabelle
Es entstehen keine finanziellen Auswirkungen.
Dez. J
Hannover / 10.03.2004
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Nr. FB Projekt Status Seite
29 66T StraBenbau Jahresprogramme / Bau von nicht N 35
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30 66T StraBenbau Jahresprogramme / Umbau von N 36
Radverkehrsanlagen
31 66 T StraBenbau Jahresprogramme / Ausbau von N 37
Radwegen
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Projekt wurde abgebrochen \7
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l. Leistungen des Fachbereichs
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Fachbereich Planen Leistungsbericht | 2003
und Stadtentwicklung

1. Innenstadtbereiche

s

Id

Ziel

Starkung der Innenstadt und des 6ffentlichen Raumes:

a) in Konkurrenz zur "griinen Wiese" (Einzelhandel)
b) Verbesserung der Aufenthalts- und Erlebnisqualitat

@ LeistungsmaBstab und —ziel
e Verbesserung von funktionaler und gestalterischer Qualitat
e Erhéhung der Akzeptanz durch die Burgerinnen und Blrger

e Verbesserung der funktionalen Bezuge, Erreichung einer hohen Gestaltungs- und
Aufenthaltsqualitat.

=) Status / Zielerreichung

Die Zielerreichung ist nicht gefahrdet

+” Hinweise

Umbau/Neugestaltung unter anderem an folgenden Schwerpunkten:
¢ Neugestaltung Center am Kropcke

"Projekt Kaufland" / Hamburger Allee und ZOB

Hohes Ufer / Marstall West

Geschaftshaus am Ernst-August-Platz

Entwicklung Raschplatz/ Lister Dreieck

B Finanzen

Die zur Zielerreichung erforderlichen Haushaltsmittel werden aus dem
Verwaltungshaushalt im Unterabschnitt 6100 ,Stadtentwicklung® finanziert.
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Fachbereich Planen Leistungsbericht | 2004
und Stadtentwicklung

Fachbereich Bauen

Tiefbau

2. Hannover schafft Platz

s

Id

Ziel

Das Programm setzt sich zum Ziel, zur Starkung der urbanen Lebensqualitat in den
Stadtteilen ausgewahlte Platze zu neuem Leben zu erwecken, Impulse fir lokale
Zentren zu geben und der Abwanderung der Wohnbevélkerung vorzubeugen.

@ LeistungsmaBstab und —ziel

¢ Verbesserung von funktionaler und gestalterischer Qualitat

¢ Verbesserung der ldentifikation mit dem Stadtteil durch die Blrgerinnen und
Burger

¢ VVerbesserung von Aufenthalts- und Erlebnisqualitat

e Offener Dialog mit Einwohnerinnen und Einwohnern Gber Beteiligungsverfahren

¢ Impulse und Vernetzung von stadtteilbezogenen Aktivitaten

=P Status / Zielerreichung

Folgende MaBnahmen wurden in 2003 realisiert:
- Sallplatz

- Davenstedter Markt

- Vinnhorster Rathausplatz

< Hinweise

Folgende Projekte im Verfahren und in Vorbereitung:

Ahlemer Rathausplatz (im Bau)

Neustadter Markt (im Ausschreibungsverfahren)
Kichengarten (Blrgerbeteiligung abgeschlossen)
Schwarzer Bér (Burgerbeteiligung abgeschlossen)
Herrenhauser Markt

B Finanzen

Unterabschnitt/Vorhaben 6300-213 Stadtplatze
Vermdgenshaushalt

Hpl.-Ansatz 2002 Ausgaben 1.500.000 €
Hpl.-Ansatz 2003 Ausgaben 700.000 €
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Fachbereich Planen Leistungsbericht | 2004
und Stadtentwicklung

3. Imagebroschire ,,In Hannover wohnen*

s

Id

Ziel

e Herausstellung der Starken Hannovers als Wohnstandort mit dem Ziel,
Abwanderung ins Umland einzuddmmen.

e Imagebildung durch Darstellung positiver Beispiele neuer und bestehender
Wohnquartiere

e Darstellung der in Bezug auf das Wohnen in Hannover verfolgten Zielvorstellungen
sowie Information Uber die in der Umsetzung befindlichen Projekte und
Programme

@ LeistungsmaBstab und —ziel

¢ Inhaltliche und gestalterische Konzeption
e Abgleichung der Inhalte mit den Zielen der Kampagne ,Hannover heiBt zuhause*®
e Fertigstellung des Heftes und Verteilung

A\ Status/ Zielerreichung

Das Projekt ist abgeschlossen.

< Hinweise

B Finanzen

Kosten: 22.750 €
Finanzierung aus dem Verwaltungshaushalt / Unterabschnitt 6100 ,Stadtplanung*®
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Fachbereich Planen Leistungsbericht | 2004
und Stadtentwicklung

4. Radverkehr in Hannover - Netzkonzept

s

Id

\

Ziel

Erarbeitung eines Hauptnetzes als Grundlage fir weitere MaBnahmen und
Realisierungsschritte zur Férderung des Radverkehrs in Hannover

Schaffung von Anreizen flr eine verstarkte Nutzung des Fahrrades, um den Anteil
am gesamten Verkehrsaufkommen zu erhéhen und damit zur Reduzierung von

Umweltbelastungen und zur Erhéhung der Wohn- und Lebensqualitéat in Hannover
beizutragen

LeistungsmaBstab und —ziel

Erarbeitung eines Vorschlages fur ein stadtweites Hauptverbindungsnetz im
Radverkehr bestehend aus den radialen und tangentialen Hauptverbindungen, den
Stadtteilverbindungen und dem Nachbarschaftsnetz sowie Darstellung der Netzllicken

Zusammenfassung des Konzeptes in einer Veroffentlichung als Diskussions- und
Entscheidungsgrundlage in Politik, Offentlichkeit und Verwaltung.

Status / Zielerreichung

Das Netzkonzept ist erstellt.

Die Broschiire wurde im Rahmen einer Informationsdrucksache (DS 1014/2003)
vero6ffentlicht.

Hinweise

Finanzen

Die zur Zielerreichung erforderlichen Haushaltsmittel wurden aus dem
Verwaltungshaushalt im Unterabschnitt 6100 ,Stadtentwicklung® finanziert.
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Fachbereich Planen Leistungsbericht | 2004
und Stadtentwicklung

5. Umstellung der Stadtkarte 1:1000 in eine digitale Karte

S
/97/ Ziel

Vollstandige Umstellung der Stadtkarte Hannover 1:1000 in eine digitale Struktur. Die
automatisierte Liegenschaftskarte (ALK) der staatlichen Katasterverwaltung enthalt
nur Flurstiicke und Gebaude. Die fur eine Stadtkarte wesentlichen topographischen
Inhalte (StraBenausbau, Wege, Platze, Baume, Gullys, Gebdudeausgestaltung,
Geschossanzahl usw.) werden vom Stadtvermessungsamt erfasst.

@ LeistungsmaBstab und —ziel

Der MaBstab ist das Verhaltnis der bereits umgestellten Flache zur Gesamtflache des
Stadtgebietes Hannover (931 Kartenblatter: 931 umzustellen/931 umgestellt = 1). Es
wurde angestrebt, dass die Raumbezugsebene 1:1000 den stadtischen Amtern zum
Jahresende 2003 digital zur Verfligung gestellt wird.

A\ Status/ Zielerreichung

Zum Jahresende 2003 wurde die LeistungsmaBstabszahl 1,0 erreicht. Damit ist das
Ziel erreicht, samtliche Karten in digitaler Form vorzuhalten.

7 Hinweise

Die durchgefuhrten Vereinfachungen und Umstellungen in der thematischen
Datenkodierung zeigen weiterhin positive Auswirkungen. Die Prifphase bindet einen
GroBteil der eigenen Arbeitskréafte. Die Abschlussarbeiten werden durch eigene
Arbeitkrafte erledigt.

Folgende MaBnahmen werden weiterhin verfolgt:

+ Veranderungen in der geratetechnischen Ausstattung

¢ Vermehrte Erledigung von Prifaufgaben und Abschlussarbeiten
¢ Optimierung der inhaltlichen Gestaltung der digitalen Karte

B Finanzen

Die zur Zielerreichung erforderlichen Haushaltsmittel werden aus dem
Verwaltungshaushalt im Unterabschnitt 6120 ,Stadtvermessung® finanziert.
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Fachbereich Planen Leistungsbericht | 2004
und Stadtentwicklung

6. Grunddaten der Bauordnung / Antragsverfahren

31.12.99 | 31.12.00 | 31.12.01 | 31.12.02 | 31.12.03

Bauantrage 7.625 4.022 3.477 4.046 3.241
(einschlieBl. Werbe-
anlagen, Bauvoranfra-
gen, Denkmalrecht)

Antrage nach § 69a NBauO 615 434 356 584 382
Baulasten 253 278 375 408 421
Teilungen § 94 NBauO 277 283 297 279 250
Wohnungseigentumsgesetz 348 241 230 222 209
BuBgeldverfahren 33 67 40 29 42
Anordnungen zur Sicherung 633 698 630 652 379

bauordnungsrechtlicher
Zustande
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Fachbereich Planen Leistungsbericht | 2004
und Stadtentwicklung

leichsbetrage Linden-Nord

Erhebung von Ausgleichsbetrédgen im 3. Teilbereich des Sanierungsgebietes Linden-
Nord zur Finanzierung von SanierungsmaBnahmen

Q LeistungsmaBstab und -ziel

Zusammenstellung der bodenwertrelevanten Einflussfaktoren und Ermittlung der
sanierungsbedingten Bodenwerterh6hungen der ausgleichsbetragspflichtigen
Grundsticke auf der Grundlage des ,Niedersachsenmodells” und der Zonalen
Anfangs- und Endwerte fir den 3. Teilbereich (ca. 240 Grundstiicke)

=) Status / Zielerreichung

Erhebung der Ausgleichsbetrage innerhalb der Verjahrungsfrist (Ende 2004)
Die Erreichung des Ziels ist nicht gefahrdet.

/ Hinweise

E Finanzen

Die zur Zielerreichung erforderlichen Haushaltsmittel werden aus dem
Verwaltungshaushalt im Unterabschnitt 6150 ,Stadtsanierung” finanziert.
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Fachbereich Planen Leistungsbericht | 2004
und Stadtentwicklung

8. Sanierung Limmer / Projektentwicklung Conti Limmer

S
/97/ Ziel

Entwicklung Limmers im Bereich Conti / Sanierung einer Industriebrache
Sanierung Limmer/ Wasserstadt

1. Umnutzung Conti Limmer

2. Wohnumfeldverbesserung im Stadtteil

@ LeistungsmaBstab und —ziel

1. Conti Limmer/Wasserstadt

Vorbereitung der Zielvereinbarung
Vorbereitung einer 2. OrdnungsmaBnahme
Vorbereitung des Rahmenplanes

2. Stadtteil Limmer
Intensive Birgerbeteiligung fur zwei Blockkonzepte und zwei StraBenprojekte

=P Status / Zielerreichung

zu 1. und 2.: Zielerreichung nicht gefahrdet

+” Hinweise

B Finanzen

Unterabschnitt / Vorhaben 6150-001 Limmer-Nord

Vermdgenshaushalt

Hpl.-Ansatz 2002 Ausgaben 767.000 €
Einnahmen 511.000 €

Hpl.-Ansatz 2003 Ausgaben 1.287.000 €
Einnahmen 858.000 €

Verpflichtungserméachtigung
zu Lasten 2004 500.000 €



Anlage 1 zur Drucksache /2004 Seite 13

Fachbereich Planen Leistungsbericht | 2004
und Stadtentwicklung

9. Sanierung Vahrenheide - Ost

s

Id

Ziel

1.
2.
3

4.

Fortsetzung der Modernisierungs- und WohnumfeldverbesserungsmaBnahmen
Vorbereitung/Durchfiihrung der StadtumbaumaBnahme Klingenthal
Vorbereitung/Durchfihrung des Projektes ,Sanierung/Umnutzung Emmy-
Lanzke-Haus*

Konzepte und MaBnahmen zur Sicherung/Entwicklung der Nahversorgung und
des Infrastrukturangebotes

@ LeistungsmaBstab und —ziel

1.

Abwicklung von Gebaude- und Wohnungsmodernisierung unter Erhéhung des
Anteils familiengerechter WE im 60 er Jahre Quartier in Abhangigkeit der im
Programmjahr 2004 vorhandenen StBauFG — Mittel; einzelne, kleine WU
Verbesserungen mit intensiver Blrgerbeteiligung

Klingenthal: Koordinierung der AbrissmaBnahme mit Beseitigung der
Abrissfolgen, intensive Einbindung/Begleitung der Grundstlicksnachbarn,
Offentlichkeitsarbeit; Vorbereitung und Durchfihrung des
Bautragerwettbewerbes fir die neue Siedlung;

Emmy-Lanzke-Haus: Vorbereitung der GrundstiicksverauBerung, Vorbereitung
und Durchfuhrung der Sanierung in den Jahren 2004/2005
Vorbereitung/Koordination der Entwicklung eines Einzelhandelsstandortes
(Aldi) am Vahrenheider Markt in Kooperation mit privaten Investoren

=P Status / Zielerreichung

zu 1. und 2.: Zielerreichung nicht gefahrdet
zu 3. und 4.: In Vorbereitung. Zielerreichung abhangig vom Engagement privater

Investoren, beim Vahrenheider Markt von der Mitwirkungsbereitschaft
der berUhrten Grundeigentimer

< Hinweise

B Finanzen

Unterabschnitt / Vorhaben 6150-040 Vahrenheide Ost
Vermdgenshaushalt
Hpl.-Ansatz 2002 Ausgaben 1.790.000 €

Einnahmen 1.022.000 €

Hpl.-Ansatz 2003 Ausgaben 1.916.000 €

Einnahmen 767.000 €

Verpflichtungsermachtigung
zu Lasten 2004 500.000 €
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Fachbereich Planen Leistungsbericht | 2004
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10. Sanierung Hainholz

N o

/97/ Ziel
1.
2.
3.
4.
5.

Modernisierungs- und WohnumfeldverbesserungsmaBnahmen
Entwicklung des Stadtteilzentrums Hainhélzer Markt auf dem Areal der
ehemaligen Niedersachsenringtrasse

Vorbereitung/Durchfihrung von AufwertungsmaBnahmen im 6ffentlichen
Raum und Wohnumfeld

Kinder und Jugendhaus Hainholz

Abstimmung/Beschluss des Nordraumgutachtens

@ LeistungsmaBstab und —ziel

1.

Durchfuhrung von Gebaude- und Wohnungsmodernisierung unter Erhéhung
des Anteils familiengerechter WE im 60 er Jahre (Bémmelburg) Quartier und
den Altbaublécken der Vorkriegszeit in Abhangigkeit der im Programmjahr
2004 vorhandenen StBauFG — Mittel;

Erarbeitung von Vor- bzw. Teilbereichsplanungen in Abstimmung mit
Grundeigentiimern von Schlisselgrundstiicken und potentiellen Investoren
Erarbeitung von Ausbauplanen zur Umsetzung von Verkehrsberuhigungsmaf-
nahmen in der VoltmerstraBe mit intensiver Blrgerbeteiligung,
Vorbereitung/Durchfiihrung der Sanierung des Spielplatzes VoltmerstraBe mit
intensiver Blrgerbeteiligung

Erarbeitung von Ausbauplanungen mit Kostenschatzungen fir das Kinder- und
Jugendhaus in der PPG

Sanierungszielbeschluss ,Rahmenplan Nordraum* (Nordraumgutachten) unter
vorheriger intensiver Beteiligung der Stadtteilbevélkerung

=) Status / Zielerreichung

zu 1., 3., 4. und 5.: und 2.: Zielerreichung nicht geféahrdet
zu 2.: In Vorbereitung, Zielerreichung abhangig vom Engagement privater Investoren,

von der Mitwirkungsbereitschaft der berGihrten Grundeigentimer

> Hinweise

B Finanzen

Unterabschnitt / Vorhaben 6152-002
Vermdgenshaushalt
Hpl.-Ansatz 2002 Ausgaben 767.000 €

Einnahmen 511.000 €

Hpl.-Ansatz 2003 Ausgaben 767.000 €

Einnahmen 511.000 €

Verpflichtungserméachtigung
zu Lasten 2004 500.000 €
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Fachbereich Planen Leistungsbericht | 2004
und Stadtentwicklung

11. Sanierung Nordstadt
jﬁ Ziel

Sanierung Nordstadt
e Verbesserung des Wohnumfeldes
e Abschluss der Sanierung

@ LeistungsmaBstab und —ziel

Vorbereitung und Umsetzung von 3 Blockkonzepten
Vorbereitung von 6 StraBenumbauten

Vorbereitung 1. Teilentlassung

Umbau RehbockstraBe

Projektbegleitung Kopernikusstr. 5

o > 0 np -

=) Status / Zielerreichung

zu 1. bis 5.: Zielerreichung nicht gefahrdet

+” Hinweise

B Finanzen

Unterabschnitt / Vorhaben 6150-007, 009, 010, 014, 026, 901
Vermdgenshaushalt
Hpl.-Ansatz 2002 Ausgaben 3.102.000 €
Einnahmen 859.000 €
Hpl.-Ansatz 2003 Ausgaben 1.766.000 €
Einnahmen 170.000 €

Verpflichtungsermachtigung
zu Lasten 2004 400.000 €
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Fachbereich Planen Leistungsbericht | 2004
und Stadtentwicklung

12. Wohnbegleitung

<\ o
X/ Ziel
Der Anteil an Mieterinnen und Mietern mit erheblichen persdnlichen und sozialen
Problemen in Belegrechtswohnungen wird immer gréBer. Probleme die dadurch sicht-
bar werden, sollen dort gelést werden, wo sie entstehen, friihzeitig und
unkonventionell. Mit der Arbeit ,Mobile Wohnbegleitung“ sollen:
- bestehende Mietverhaltnisse gerettet werden, indem Mieterinnen/Mietern der
Verbleib in der Belegrechtswohnung ermdglicht wird
- schwierige Antragstellerinnen/Antragsteller in neue Mietverhaltnisse vermittelt
werden und bei der Integration in ein neues Wohnumfeld unterstitzt werden.

Dieses passiert, indem eine von der entsprechenden Wohnbaugesellschaft
beauftragte Fachkraft (Sozialpddagogin/Sozialpadagoge, Padagogin/Pédagoge,
Psychologin/Psychologe) Kontakt mit den betroffenen Mietern bei einem Hausbesuch
aufnimmt. (Finanzierung der Personalkosten siehe “Finanzen®)

@ LeistungsmaBstab und —ziel

Mit der Mobilen Wohnbegleitung soll eine objektunabhéngige, mieterorientierte
Begleitung gesichert werden. Es ist ein niedrigschwelliges, praventives Angebot, das
kontinuierlich ausgeweitet werden soll. Funktionierende Nachbarschaften sollen bei
Problemen professionell unterstiitzt werden.

=P Status / Zielerreichung

Nach Prasentationen des Konzeptes Mobile Wohnbegleitung und anschlieBenden
Verhandlungen, wurden bisher acht Rahmenvereinbarungen mit Wohnbau-
gesellschaften geschlossen, somit sind fast alle “GroBen” aus der Wohnungs-
wirtschaft, bei denen die Stadt Belegrechte hat, mit dabei und die Arbeit lauft.

Kontinuierlich wird bei weiteren Firmen geworben. Das Ziel ist, mit allen wichtigen
Partnern aus der Wohnungswirtschaft Rahmenvereinbarungen zu schlieen, zur
Sicherung der Belegrechtswohnungen im Bestand.

+” Hinweise

Die 6ffentliche Hand tragt bei diesem Arbeitsansatz die Hélfte der anfallenden
Personalkosten und zwar jeweils von der Landeshauptstadt Hannover und der Region
Hannover finanziert. Es muss kein zusétzliches stadtisches Personal rekrutiert
werden, da das Fachpersonal von der Wohnungswirtschaft engagiert wird.

Jeder Einzelfall wird von der Wohnungswirtschaft dokumentiert und bei der
Abrechnung der 50 % Personalkostenanteile wird im Zuge des Controllings auf einem
eingereichten Verwendungsnachweis mit einem Hinweis auf den Sachstand nochmals
jeder Fall aufgefiihrt und seitens der Stadt gepruift.

B Finanzen

Unterabschnitt / Vorhaben 6210 Wohnungsbauférderung
Verwaltungshaushalt
Hpl.-Ansatz 2003 Ausgaben 50.000 €

Die Region stellt Mittel in gleicher H6he zur
Verflgung.
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13. Grunddaten zum Wohnungswesen

Aussiedler

Aufgabe Stand Stand Stand Stand Stand

31.12.1999 |31.12. 2000| 31.12.2001 | 31.12.2002 | 31.12.2003

Bestand an Belegrecht- 33.205 30.602 23.408 23.256 22.432

wohnungen (unter

Beriicksichtigung der

Freistellungen)

B-Schein-Wohnungen 470 2.208 2.731 1.801 1.815

ohne Belegrechte

Wohnungen mit 6.798 6.492 6.193 6.111 5.836

erweitertem B-Schein

Erteilte Wohnberech- 6.185 6.732 5.688 5.058 5.221

tigungsscheine

Erweiterte Wohnberech- 500 604 461 251 215

tigungsscheine

Anerkannte Neuantrage 4.552 4.038 3.874 3.400 3.801

auf Wohnungsvermittiung

Vermittelte Belegrechts- 2.907 2.385 2.133 2.005 2.182

wohnungen

Noch nicht vermittelte 1.597 1.382 1.330 1.261 1.086

Antragsteller

Davon dringende Falle 1.312 1.165 1.059 969 1.020

Anzahl der Obdachlosen 640 548 518 544 556

Untergebrachte 1.347 962 690 498 405

auslandische Flichtlinge

In Heimen untergebrachte 218 217 162 198 154
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gebericht zur Stadtentwicklung

=\ .
/97/ Ziel
Erarbeitung des Lageberichtes zur Stadtentwicklung 2003
@ LeistungsmaBstab und —ziel

Fortschreibung des GroBstadtvergleiches zur Entwicklung in wichtigen Gebieten der
Stadtentwicklung.
Schwerpunkithema: Perspektiven der langfristigen Bevdlkerungsentwicklung

/) Status/ Zielerreichung

Der Bericht wird im Méarz 2004 herausgegeben.

< Hinweise

B Finanzen

Die zur Zielerreichung erforderlichen Haushaltsmittel werden aus dem
Verwaltungshaushalt im Unterabschnitt 0200 ,Amt fiir Koordinierung und Controlling
und Stadtentwicklung® (ab 01.01.2004 aus Unterabschnitt 6110 ,Stadtentwicklung®)
finanziert.
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Fachbereich Planen Leistungsbericht | 2004
und Stadtentwicklung

15. Programm ,,Hannover hei3t Zuhause*
N o
/)7/ Ziel
Starkung der Bindung der Einwohner/innen an ihren Wohnstandort
@ LeistungsmaBstab und —ziel

Weiterflihren der Konzeption und der Kommunikations-Kampagne in den Stadtteilen
List, Stécken sowie Start in Linden und Déhren.

=) Status / Zielerreichung

im Zeitplan

7 Hinweise

B Finanzen

Unterabschnitt / Vorhaben 0200 Amt fir Koordinierung u. Contr. u. Stadtentw.
Verwaltungshaushalt
Hpl.-Ansatz 2003 Ausgaben 100.000 €
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Fachbereich Planen Leistungsbericht | 2004
und Stadtentwicklung

16. LKW-Lenkungskonzept
jf;ﬁ Ziel

a) Bessere Ausschilderung der Gewerbestandorte
b) Fihrung der LKW auf HauptverkehrsstrafBBen

@ LeistungsmaBstab und —ziel

Workshops in den einzelnen Zielgebieten vorbereiten.

=P Status / Zielerreichung
im Zeitplan

+” Hinweise

B Finanzen

Die zur Zielerreichung erforderlichen Haushaltsmittel werden aus dem
Verwaltungshaushalt im Unterabschnitt 0200 ,Amt fir Koordinierung und Controlling
und Stadtentwicklung® (ab 01.01.2004 aus Unterabschnitt 6110 ,Stadtentwicklung®)
finanziert.
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Fachbereich Planen Leistungsbericht | 2004
und Stadtentwicklung

17. Demokratische Teilhabe
X0 Ziel
Koordinierung und Férderung der Projektentwicklung im Rahmen des Leitthemas

,Demokratische Teilhabe*

@ LeistungsmaBstab und —ziel

Sukzessive Weiterentwicklung des Gesamtthemas.

Entwicklung, Koordinierung und Férderung von Konzepten und Projekten zum birger-
schaftlichen Engagement (Ehrenamt/Freiwilligenarbeit, Burgerbeteiligung, Demokra-
tiefdrderung) in unterschiedlichen Bereichen und fur unterschiedliche Zielgruppen.
Insbesondere Starkung der Kooperation der Akteure und Organisationen in dem
Handlungsfeld (Netzwerk Burgermitwirkung).

Dokumentation von gelungenen Anséatzen und Beispielen.

=) Status / Zielerreichung
Projektbearbeitung liegt im Zeitplan

+” Hinweise

B Finanzen

Die zur Zielerreichung erforderlichen Haushaltsmittel werden aus dem
Verwaltungshaushalt im Unterabschnitt 1.0200 ,,Amt fir Koordinierung und Controlling
und Stadtentwicklung® (ab 01.01.2004 aus Unterabschnitt 6110 ,Stadtentwicklung®)
finanziert.
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Fachbereich Planen Leistungsbericht | 2004
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18. Erhebung zu Umzugsmotiven innerhalb Hannovers

Vorbereitung einer Erhebung zu Bedarfen und Motiven der innerhalb Hannovers
Umgezogenen

@ LeistungsmaBstab und —ziel

Als Erganzung zur Wanderungsbefragung sollen Motivlagen und Bedtirfnisse der in
Hannover Umgezogenen ermittelt werden.

=) Status / Zielerreichung
im Zeitplan
< Hinweise
Befragung wird im FrGhsommer durchgefihrt

B Finanzen

Die zur Zielerreichung erforderlichen Haushaltsmittel werden aus dem
Verwaltungshaushalt im Unterabschnitt 0200 ,Amt flir Koordinierung und Controlling
und Stadtentwicklung® (ab 01.01.2004 aus Unterabschnitt 6110 ,Stadtentwicklung®)
finanziert.
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19. Wohnungsmarktbeobachtung
=\ .
/97/ Ziel
Fortschreibung des Wohnungsmarktbeobachtungssystems und der Berichtslegung
@ LeistungsmaBstab und —ziel

Aktualisierung der Datengrundlagen und Weiterentwicklung des EDV-Systems

=) Status / Zielerreichung

Projektbearbeitung liegt im Zeitplan

< Hinweise

B Finanzen

Die zur Zielerreichung erforderlichen Haushaltsmittel werden aus dem
Verwaltungshaushalt im Unterabschnitt 0200 ,Amt fiir Koordinierung und Controlling
und Stadtentwicklung® (ab 01.01.2004 aus Unterabschnitt 6110 ,Stadtentwicklung®)
finanziert.
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20. Demographischer Wandel

=\ .
X/ Ziel
Analyse zu Auswirkungen des demographischen Wandels
@ LeistungsmaBstab und —ziel

Aufzeigen der mittel- und langfristigen Perspektiven der Bevdlkerungsentwicklung und
deren Auswirkungen auf die Stadtentwicklung, insbesondere die Entwicklung der In-
frastrukturbedarfe

=P Status / Zielerreichung

Projektbearbeitung liegt im Zeitplan

7 Hinweise

B Finanzen

Die zur Zielerreichung erforderlichen Haushaltsmittel werden aus dem
Verwaltungshaushalt im Unterabschnitt 0200 ,Amt fir Koordinierung und Controlling
und Stadtentwicklung® (ab 01.01.2004 aus Unterabschnitt 6110 ,Stadtentwicklung®)
finanziert.
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Fachbereich Bauen Leistungsbericht | 2004
Hochbau

21. Erstellung einer Broschure Uber barrierefreies Bauen

in Hannover

S
/)7/ Ziel

Offentlichkeitsarbeit zum Thema ,Barrierefreiheit im Hochbau®

@ LeistungsmaBstab und —ziel

Erstellung einer Broschire Gber MaBnahmen zur Herstellung der Barrierefreiheit bei
Neu-, Um- oder Erweiterungsbauten im &ffentlichen Bereich sowie im Einzelfall auch
bei der Bauunterhaltung als Hilfestellung fir Planung und Bauausfihrung bei
Bauvorhaben anderer Trager

A\ Status/ Zielerreichung

Die Broschilre wurde im August 2003 fertiggestellt.

7 Hinweise
Die Broschiire ist im Internet abrufbar.
B Finanzen

Kosten: 9.012 € bei einer Auflage von 5000 Stlick
Finanzierung aus dem Vermdgenshaushalt, Vorhaben 4330-099
,Behindertenprogrammm®
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Fachbereich Bauen Leistungsbericht | 2004
Hochbau

22. Sanierungsprogramm Infrastruktur Sl 2000

S
/97/ Ziel

Sanierung und Teilsanierung von 26 Schulen
und einer Kita

@ LeistungsmaBstab und —ziel

Einhaltung der Gesamtkostenvorgabe in H6he von 17,9 Mio. €

/) Status/ Zielerreichung

25 Schulen und die Kita WaldstraBe sind fertiggestellt.
Die Peter-Petersen-Schule wird im Méarz 2004 fertiggestellt sein.

< Hinweise

B Finanzen

Die Finanzierung erfolgt aus dem Vermdgenshaushalt (Bauliche Unterhaltung von
Schulen) und aus dem GWB-Wirtschaftsplan.
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Fachbereich Bauen Leistungsbericht | 2004
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23. Nachhaltige Gebaudesanierung NG 2001

S
/97/ Ziel

Sanierung von 11 Schulen
und 4 Kitas

@ LeistungsmaBstab und —ziel
Die Gesamtkostenvorgabe betragt 33,7 Mio. €
=P Status / Zielerreichung

3 Schulen sind noch im Bau (u.a. Gerhart-Hauptmann-Schule, Kathe-Kollwitz-Schule)
8 Schulen sind fertiggestellt.

3 Kitas sind fertiggestellt. Die Kita Gliicksburger Weg befindet sich in der
Bauvorbereitung.

< Hinweise

B Finanzen

Die Kosten liegen teilweise unter den Kostenberechnungen.
Die Finanzierung erfolgt aus dem GWB-Wirtschaftsplan.
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Fachbereich Bauen Leistungsbericht | 2004
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24. Nachhaltige Gebaudesanierung NG 2002

S
/)7/ Ziel

Sanierung von 12 Schulen
und 2 Kitas

@ LeistungsmaBstab und —ziel

Die Gesamtkostenvorgabe betragt 31,4 Mio. €

=) Status / Zielerreichung

10 Schulen sind im Bau
2 Schulen sind fertiggestellt.
Beide Kitas sind fertiggestellt.

7 Hinweise

B Finanzen

Die Kosten liegen teilweise unter den Kostenberechnungen.
Die Finanzierung erfolgt aus dem GWB-Wirtschaftsplan.
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Fachbereich Bauen Leistungsbericht | 2004
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25. Nachhaltige Gebaudesanierung NG 2003 / 2004

S
/97/ Ziel

2-Jahres-Sanierungsprogramm
Sanierung von 15 Schulen und 7 Kitas

@ LeistungsmaBstab und —ziel

Abarbeitung des Programms wie in der Kleinen Kommission und in der Drucksache
Nr. 0824/2003 vorgestellt.

=P Status / Zielerreichung

9 Schulen sind in der Ausfiihrungsvorbereitung
3 Schulen sind im Bau.

Eine Schule ist fertiggestellt.
6 Kitas sind in der Bauvorbereitungsphase.

Eine Kita ist fertiggestellt.

+” Hinweise

B Finanzen

Die Finanzierung erfolgt aus dem GWB-Wirtschaftsplan.



Anlage 1 zur Drucksache /2004 Seite 31

lll. Leistungen des Fachbereichs
Bauen - Tiefbau

Seite 32 - 47



Anlage 1 zur Drucksache /2004 Seite 32

Fachbereich Bauen Leistungsbericht | 2004
Tiefbau

26. Wasserbau - Leinewehr Dohren

S
/97/ Ziel

\

>

1. Sicherung der einsturzgeféhrdeten Leinewehranlage Dohren.
2. Neubau eines einfachen Uberfallwehres ohne Bedienungselemente zur
Aufrechterhaltung des beantragten Stauzieles.

LeistungsmaBstab und -ziel

Die Aufgabenerfullung erfolgte nach B-DS 1664 / 2003.
Die Baufertigstellung ist fir den Herbst 2004 geplant.

Status / Zielerreichung

Mit der MaBnahme wurde im Herbst 2003 begonnen.

Der Leistungsstand stellt sich bis zum 31.12.2003 wie folgt dar:
Planung, Ausschreibung und Auftragsvergabe

Stellung des Wasserrechtsantrages

Beweissicherung an der umliegenden Bebauung
Technische Bearbeitung

Baustelleneinrichtung

Hinweise

Die MaBnahme verlauft planmaBig.
Finanzen

Unterabschnitt / Vorhaben 6040 — 001 Sanierung Leinewehr Déhren
Vermdgenshaushalt

Verpflichtungsermachtigung
zu Lasten 2004 1.400.000 €
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27. Wasserbau - Beuermanndeich
S
/)7/ Ziel

Sicherung der Deichanlage durch Spundwandeinbau

@ LeistungsmaBstab und —ziel

Die Aufgabenerfillung erfolgte nach B-DS 1632 / 2003

A\ Status/ Zielerreichung

Baubeginn November 2003
Baufertigstellung 23.12.2003

< Hinweise

B Finanzen

Unterabschnitt / Vorhaben 6040 - 003 Bauermanndeich, Hochwasserschutz
Vermdgenshaushalt

Verpflichtungserméachtigung
zu Lasten 2004 1.000.000 €
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28. StraBenbau Jahresprogramme

Bau von beitragsfahigen StraBen

S
/97/ Ziel

Die ErschlieBung von Neubaugebieten stellt eine wichtige Aufgabe der
Landeshauptstadt Hannover dar. Im Rahmen der Vermarktung werden vorhandene
Grundstulcksflachen fur eine Bebauung erschlossen.

@ LeistungsmaBstab und —ziel

Die Aufgabenerfullung erfolgt geman den Baufortschritten der anliegenden
HochbaumaBnahmen und den verkehrlichen Notwendigkeiten.

=) Status / Zielerreichung

MaBnahmen des beitragsfahigen StraBenbaus im Jahre 2003 waren der Ausbau der
folgenden StraBen:

. Langreder Hof

TillystraBe

Am Bahndamm

Eulenspiegelweg

Remarqueweg

Prinz-Albrecht-Ring

. Robinienweg

Der Langreder Hof, die stdl. Nebenanlage der TillystraBe, der Eulenspiegelweg, der
Remarqueweg, der Prinz-Albrecht-Ring und der Robinienweg wurden endausgebaut.
Die StraBe Am Bahndamm wurde als BaustraBe befestigt.

* & & o o

+” Hinweise

Die fur 2003 vorgesehenen ErschlieBungsmaBnahmen werden voraussichtlich im
kommenden Jahr 2004 erforderlich.

B Finanzen

Unterabschnitt / Vorhaben 6300-078 Bau von beitragsfahigen StraBen
Vermdgenshaushalt Jahresprogramm

Hpl.-Ansatz 2002 Ausgaben 1.790.000 €
Einnahmen 1.867.000 €

Hpl.-Ansatz 2003 Ausgaben 1.790.000 €
Einnahmen 1.611.000 €

Verpflichtungserméachtigung
zu Lasten 2004 900.000 €
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Fachbereich Bauen Leistungsbericht | 2004
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29. StraBenbau Jahresprogramme

Bau von nicht beitragsfahigen StraBBen
jﬁ Ziel

Realisierung von BaumaBnahmen, die weder nach der ErschlieBungsbeitragssatzung
noch nach der Ausbaubeitragssatzung abgerechnet werden kénnen

@ LeistungsmaBstab und —ziel

Verbesserung der Verkehrsabwicklung, punktueller Umbau von StraBen zur
Entscharfung von Unfallschwerpunkten, behindertengerechter Ausbau von
Knotenpunkten und StraBenquerungen.

A\ Status/ Zielerreichung

Die vorgegebenen Ziele wurden im Rahmen der vorhandenen finanziellen Mittel
planmaBig erreicht.

Die folgenden gréBeren BaumaBnahmen wurden im Jahr 2003 realisiert:
Regulierung und Absenkung von Gossen- und Randeinfassungen
Umbau der Lichtsignalanlage im Jadekamp/Hbhe Conti-Parkplatz
Umbau Einmindung MecklenheidestraBe/Jadekamp

Ausbau Niedersachsenring im Abschnitt Rehagen - Burgweg

~” Hinweise

B Finanzen

Unterabschnitt / Vorhaben 2.6300-079 Hst. 9510 Bau von nicht beitragsfahigen
Vermdgenshaushalt StraBen, Jahresprogramm

Hpl.-Ansatz 2002 Ausgaben 307.000 €
Einnahmen 25.000 €

Hpl.-Ansatz 2003 Ausgaben 0€
Einnahmen 0€

Verpflichtungsermachtigung
zu Lasten 2004 150.000 €
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30. StraBenbau Jahresprogramme
Umbau von Radverkehrsanlagen
o .
/)7/ Ziel

Anpassung von Radverkehrsanlagen an die Novellierung der StVO

@ LeistungsmaBstab und —ziel

Fortschreibung des seit 1999 laufenden Programms zum Umbau vorhandener
Radwege

A\ Status/ Zielerreichung
Es wurden im Jahre 2003 einige kleinere BaumaBnehmen planmaBig realisiert:
« Ricklinger Stadtweg zwischen Géttinger Chaussee und BeekestraBe

« KleestraBe/HolderlinstraBe
«  Willy-Brandt-Allee

< Hinweise

B Finanzen

Unterabschnitt / Vorhaben 6300-079 Hst. 9591 Umbau von
Vermdgenshaushalt Radverkehrsanlagen

Hpl.-Ansatz 2002 Ausgaben 103.000 €
Hpl.-Ansatz 2003 Ausgaben 0€

Verpflichtungsermachtigung
zu Lasten 2004 50.000 €
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Fachbereich Bauen Leistungsbericht | 2004
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31. StraBenbau Jahresprogramme

Ausbau von Radwegen

S
/97/ Ziel

Ausbau von Radwegen zur Erweiterung des vorhandenen Radwegenetzes sowie
insbesondere MaBnahmen zur Grunderneuerung vorhandener Radwege, die tber den
normalen Erhaltungsaufwand hinausgehen.

Die MaBnahmen dienen der Aufrechterhaltung der Verkehrssicherheit.

@ LeistungsmaBstab und —ziel

Fortsetzung des Jahresprogramms

A\ Status/ Zielerreichung

Im Jahre 2003 wurden insbesondere vorhandene, jedoch schadhafte Radwege
ausgebaut, um auf Dauer die Verkehrssicherheit gewéhrleisten und den Radfahrern
einen entsprechenden Komfort bei der Benutzung der Radwege bieten zu kénnen.

Folgende gréBere BaumaBnahmen konnten in 2003 planm&Big realisiert werden:
« Lindemannallee von Bischofsholer Damm bis DB-Briicke

Badenstedter StraBe von Bartweg bis DB-Briicke

HogrefestraBe

Niedersachsenring

Umsetzung verbesserter Radfahrerfiihrungen an Lichtsignalanlagen

+” Hinweise

B Finanzen

Unterabschnitt / Vorhaben 6300-079 Hst. 9592 Ausbau von Radwegen
Vermdgenshaushalt

Hpl.-Ansatz 2002 Ausgaben 500.000 €
Hpl.-Ansatz 2003 Ausgaben 0€

Verpflichtungserméachtigung
zu Lasten 2004 150.000 €
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32. StraBenbau Jahresprogramme

Verkehrsberuhigung in Wohngebieten

S
/)7/ Ziel

Erhdhung der Verkehrssicherheit und Lebensqualitéat in Wohngebieten
@ LeistungsmaBstab und —ziel

Es wurden gezielt MaBnahmen an als gefahrlich eingestuften Punkten des
StraBennetzes umgesetzt.

/) Status/ Zielerreichung

Als gréBere BaumaBnahme konnte im Jahre 2003 der Umbau der Kreuzung
Kéthnerholzweg / UngerstraBe ausgefihrt werden.

< Hinweise

B Finanzen

Unterabschnitt / Vorhaben 6300-079 Hst. 9593 Verkehrsberuhigung in
Vermdgenshaushalt Wohngebieten

Hpl.-Ansatz 2002 Ausgaben 103.000 €
Hpl.-Ansatz 2003 Ausgaben 0€

Verpflichtungsermachtigung
zu Lasten 2004 50.000 €
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33. StraBenbau Jahresprogramme

Verkehrsforen in Wohngebieten
(nicht beitragsfahiger StraBenbau)

N o
/;7/ Ziel

Im Rahmen von Verkehrsforen sollen zusammen mit den Blrgerinnen und Blirgern
MaBnahmen zur Verbesserung der Verkehrsverhaltnisse in den Stadtteilen erarbeitet
und umgesetzt werden.

@ LeistungsmaBstab und —ziel
Verbesserung des Wohnumfeldes durch zeitnahe Umsetzung der MaBnahmen.
/) Status/ Zielerreichung

Folgende MaBBnahmen wurden realisiert:
e Durchfuhrung Verkehrsforum Zoo-Viertel
e FuBganger-Schutzinsel Emmichplatz

7 Hinweise

B Finanzen

Unterabschnitt / Vorhaben 6300-079 Hst. 9594 Verkehrsforen in
Vermogenshaushalt Wohngebieten
Hpl.-Ansatz 2002 Ausgaben 103.000 €

Hpl.-Ansatz 2003 Ausgaben 0€

Verpflichtungserméachtigung
zu Lasten 2004 50.000 €
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34. StraBenbau Jahresprogramme

Bau von StraBen geman Beitrag

S
/97/ Ziel

Das StraBennetz der Landeshauptstadt Hannover stellt einen betrachtlichen
Vermdgenswert dar. Zur Werterhaltung der StraBen ist es erforderlich, regelmaBig in
die Erneuerung der StraBen zu investieren.

@ LeistungsmaBstab und —ziel

Da nicht ausreichend Haushaltsmittel vorhanden sind, um alle vorhandenen Schaden
an StraBen zu beseitigen, wird durch einen Priorisierung der MaBnahmen versucht,
gezielt die schadhaftesten StraBen zu erneuern. Dabei ergeben sich haufig jedoch
auch Abhangigkeiten zu BaumaBnahmen von Leitungswerken.

=) Status / Zielerreichung

Die vorhandenen Haushaltsmittel wurden eingesetzt, um an schadhaften StraBBen eine
Grunderneuerung durchzufiihren. Das angestrebte Ziel, méglichst alle geplanten
MaBnahmen umzusetzen, konnte nicht erreicht werden, da aufgrund von
Abstimmungsverfahren und vorab durchzufiihrende Leitungsbauarbeiten
Zeitverschiebungen hingenommen werden mussten.

Folgende gr6Bere BaumaBnahmen konnten in 2003 realisiert werden:

Wittekamp
« Pinkenburger StraBe
KornradenstraBe
Scheelenkamp

DaimlerstraBBe
Am Klagesmarkt / Kreisel
Wittenberger StraBe

> Hinweise

B Finanzen

Unterabschnitt / Vorhaben 6300-080 Bau von StraBen gemaB Beitrags-
Vermdgenshaushalt satzung

Hpl.-Ansatz 2002 Ausgaben 1.790.000 €
Einnahmen 204.000 €

Hpl.-Ansatz 2003 Ausgaben 1.588.000 €
Einnahmen 428.000 €

Verpflichtungserméachtigung
zu Lasten 2004 1.250.000 €
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35. StraBenbau Jahresprogramme

Verkehrsforen in Wohngebieten
(Bau von StraBen gemaB Beitrag

_;._._A -
)|
Py Ziel
Im Rahmen von Verkehrsforen sollen zusammen mit den Blrgerinnen und Blirgern

MaBnahmen zur Verbesserung der Verkehrsverhaltnisse in den Stadtteilen erarbeitet
und umgesetzt werden.

@ LeistungsmaBstab und —ziel
Verbesserung des Wohnumfeldes durch zeitnahe Umsetzung der MaBnahmen
A\ Status/ Zielerreichung

Folgende MaBnahme wurde erarbeitet:
e HusarenstraBe, Grunderneuerung

< Hinweise

B Finanzen

Unterabschnitt / Vorhaben 6300-080 Hst. 9501 Verkehrsforen in
Vermoégenshaushalt Wohngebieten

Hpl.-Ansatz 2002 Ausgaben 205.000 €
Hpl.-Ansatz 2003 Ausgaben 0€

Verpflichtungserméachtigung
zu Lasten 2004 125.000 €
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36. StraBenbau Jahresprogramme
Schulwegsicherung
X0 Ziel

Far jede 6ffentliche StraBe qilt, dass sie fir alle Verkehrsteilnehmer sicher zu
benutzen sein muss. Besondere Anforderungen hinsichtlich der Verkehrssicherheit
werden jedoch an Schulwege gestellt.

Ziel ist es daher, alle Schulwege standig auf vorhandene Gefahrenstellen hinzu
Uberprifen und im Bedarfsfalle kurzfristig durch geeignete MaBnahmen Abhilfe zu
schaffen.

@ LeistungsmaBstab und —ziel

Bei Bekanntwerden von Gefahrenstellen ist ein umgehendes Reagieren erforderlich.
Daher sind MaBnahmen im Rahmen der Schulwegsicherung kurzfristig mit allen
Beteiligten abzustimmen und umzusetzen.

/) Status/ Zielerreichung

Die MaBnahmen zur Schulwegsicherung sind in der Regel durch kleinere
BaumaBnahmen gekennzeichnet. So wurde in 2003 neben mehreren kleinen
MaBnahmen auch das folgende gréBere Projekt ausgefihrt:

e EleonorenstraBe / HeesestraBe

< Hinweise

B Finanzen

Unterabschnitt / Vorhaben 6300-097 Hst. 9520 Schulwegsicherung
Vermdgenshaushalt

Hpl.-Ansatz 2002 Ausgaben 179.000 €

Hpl.-Ansatz 2003 Ausgaben 90.000 €
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Einfamilienhaus-Programm

Ziel

Das Einfamlienhausprogramm soll dazu beitragen, dass in der Landeshauptstadt
Hannover weitere Bauflachen fur die Einfamilienhausbebauung erschlossen werden
und somit potentiellen K&ufern entsprechende Flachen kurzfristig angeboten werden
kdénnen.

LeistungsmaBstab und —ziel

Die Aufgabenerfullung erfolgt geman den Absprachen innerhalb des
Einfamilienhausbiros und der Bebauungsplankonferenz.

Status / Zielerreichung

Die NeuerschlieBung von Einfamilienhausgebieten wurde im Jahre 2003 in folgenden
Baugebieten fortgefuhrt:
e Badenstedt West
Steinbruchsfeld
Wilfeler Bruch
Rohfeld
Koénigsberger Ring

Weitere MaBnahmen:

e Im Baugebiet Badenstedt West wurde der Friedrich-Rasche-Winkel als
BaustraBBe und der Albrecht-Schaeffer-Weg endglltig ausgebaut.

e |Im Baugebiet Steinbruchsfeld wurden provisorische Gehwege angelegt.

e Im Baugebiet Wilfeler Bruch wurde eine Teilflache der HoltjebaumstraBe
endgultig befestigt.

e Im Baugebiet Rohfeld wurden Stichwege und Teilflachen des Dieter-Oesterlen-
Weges endgiiltig befestigt.

e Im Baugebiet Kénigsberger Ring wurden Stichwege und Teilflachen des
Kdnigsberger Ringes endglltig hergestellt.

Hinweise

Finanzen

Unterabschnitt / Vorhaben 6300-700 Einfamilienhausprogramm
Vermdgenshaushalt

Hpl.-Ansatz 2002 Ausgaben 1.610.000 €
Hpl.-Ansatz 2003 Ausgaben 900.000 €

Verpflichtungsermachtigung
zu Lasten 2004 100.000 €
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38. ErschlieBungsmaBnahmen im Stadtteil Kronsberg

S
/97/ Ziel

Durch den Bau von StraBen sollen weitere Bauflachen am Kronsberg fiir den
Einfamilienhausbau erschlossen werden.

@ LeistungsmaBstab und —ziel

Die Aufgabenerfullung erfolgt gemaB den Absprachen innerhalb des
Einfamilienhausbiros und der Bebauungsplankonferenz.

N Status / Zielerreichung

Wegen der fehlenden planungsrechtlichen Grundlagen waren in 2003
ErschlieBungsarbeiten am Kronsberg weder méglich noch notwendig.

< Hinweise

B Finanzen

Unterabschnitt / Vorhaben 6300-964 ErschlieBungsstraBen Kronsberg
Vermdgenshaushalt

Hpl.-Ansatz 2002 Ausgaben 614.000 €
Einnahmen 552.000 €

Hpl.-Ansatz 2003 Ausgaben 0€
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39. Erneuerung der Schulenburger LandstraBBe

S
/97/ Ziel

Verbesserung der Infrastruktur und des Umweltschutzes unter Einbeziehung einer
Sonderférderung von 75% GVFG-Mittel vom Land

@ LeistungsmaBstab und —ziel

Zeitnahe Aufgabenerflllung nach den Beschllissen der politischen Gremien — s. DS
1558 /2003

A\ Status/ Zielerreichung

Die MaBnahme wurde termingerecht in 2003 abgeschlossen.

< Hinweise

B Finanzen

Unterabschnitt / Vorhaben 6650-010 Schulenburger LandstraBBe
Vermdgenshaushalt

Bereitstellung einer tber-
planmaBigen Ausgabe
In 2003 1.049.700 €

Verpflichtungsermachtigung
zu Lasten 2004 2.046.000 €
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40. Ausbau der Langenforther StraBe

X Ziel

Verbesserung der Infrastruktur und des Umweltschutzes
@ LeistungsmaBstab und —ziel

Aufgabenerflllung nach den Beschliissen der politischen Gremien
/) Status/ Zielerreichung

Die MaBnahme wird voraussichtlich im Mai 2004 termingerecht abgeschlossen.

7 Hinweise

B Finanzen

Unterabschnitt / Vorhaben 6650-016 Ausbau Langenforther StraBe
Vermdgenshaushalt
Hpl.-Ansatz 2002 Ausgaben 512.000 €

Einnahmen 230.000 €

Hpl.-Ansatz 2003 Ausgaben 2.557.000 €
Einnahmen 307.000 €

Verpflichtungserméachtigung
zu Lasten 2004 2.506.000 €
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41. Sanierung der Passerelle Abschnitt A

=\ .

/97/ Ziel

Umgestaltung der Passerelle A vom Hauptbahnhof bis zum Krépcke einschlieBlich der
Erneuerung der Abdichtung in Verbindung mit dem Ausbau der BahnhofstraBe.

@ LeistungsmaBstab und —ziel

TermingemaBe Fertigstellung zum Weihnachtsgeschaft 2002.

A\ Status/ Zielerreichung

Die geplante MaBnahme wurde im November 2002 abgeschlossen.
In 2003 wurde die MaBnahme einschlieBlich der Prifung von Aufmassen und
Nachtragen ordnungsgeman abgerechnet.

< Hinweise

B Finanzen

Unterabschnitt / Vorhaben 8220-002 Sanierung Passerelle
Vermdgenshaushalt
Hpl.-Ansatz 2002 Ausgaben 895.000 €

Hpl.-Ansatz 2003 Ausgaben 1.790.000 €

Verpflichtungsermachtigung
zu Lasten 2004 450.000 €



SPD-Fraktion und Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
( Antrag Nr. 0663/2004 )

Zusatzantrag der SPD-Fraktion und Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur Drucks.
Nr. 0574/2003 N2, Umgestaltung des Strandbades Maschsee

Antrag,

zu beschlielRen:

1. Der Investor sorgt flr ausreichend bemessene Fahrradabstellanlagen fiir die gesamten
Nutzungen der Erbbauflachen.

2. Bezlglich des geplanten Ersatzstandortes Culemannstralle stellt die

Stadtverwaltung dar, mit welchen Verkehrsbelastungen zu rechnen ist und wie mit der hier
zu erwartenden Parkplatzproblematik umgegangen werden soll. Wildes Parken, welches
Gbrige Verkehrsnutzungen wie Rad- und FulRverkehr beeintrachtigen kénnte, ist durch
geeignete Malinahmen von vornherein zu verhindern.

3. Die Stadtverwaltung wendet sich an die Landesregierung mit der Bitte, die
Komplementarmittel fir eine baldmdégliche Umsetzung des geplanten S-Bahnhaltepunktes
Hildesheimer Stralle bereitzustellen.

4. Die Stadtverwaltung wendet sich an die Ustra und die Region Hannover mit der Frage,
wieweit fir den sidlichen Maschsee eine regelmafige Busanbindung in den
Sommermonaten und im Winter an den Wochenenden geschaffen werden kann.

5. Die Verwaltung stellt sicher, dass im Bereich des Strandbades eine 6ffentlich zugangliche
Toilettenanlage fur die Bevdlkerung zur Verfigung steht.

Begriindung
erfolgt mindlich

Klaus Huneke Lothar Schlieckau

Fraktionsvorsitzender Fraktionsvorsitzender

Hannover / 17.03.2004



	Sitzung ABau am 17.03.2004
	Einladung
	TOP 2. Antrag der CDU-Fraktion zur Austragung der Fußball-WM 2006 (Drucks. Nr. 0293/2004)
	TOP 3. Antrag der FDP-Fraktion zum Nachnutzungskonzept für die IGA 2017 in Hannover (Drucks. Nr. 0357/2004)
	TOP 4. Antrag der CDU-Fraktion zum Verzicht auf Einrichtung von Buscaps (Drucks. Nr. 0386/2004)
	TOP 4.1. Antrag der CDU-Fraktion zum Verzicht auf Einrichtung von Buscaps (Drucks. Nr. 0386/2004 S1)
	TOP 5. Antrag von Ratsherrn Wruck zur Aufwertung der Georgstraße durch Zulassung von Gastronomie auf der Dreieckswiese im Winkel zwischen Georgstraße und Rathenaustraße  (Drucks. Nr. 0401/2004)
	TOP 5.1. Stellungnahme der Verwaltung zum Antrag von Ratsherrn Wruck zur Aufwertung der Georgstraße  (Drucks. Nr. 0401/2004 S1)
	TOP 6.1. Bebauungsplan Nr. 752, 3. Änderung, Urnenfriedhof Misburg

Aufstellungs- und Auslegungsbeschluss (Drucks. Nr. 0141/2004 mit 3 Anlagen)
	0141-2004 Anlage1
	0141-2004 Anlage2
	0141-2004 Anlage3

	TOP 6.2. Bebauungsplan Nr. 1065, westlich Stadtfelddamm

Aufstellungs- und Auslegungsbeschluss (Drucks. Nr. 0487/2004 mit 3 Anlagen)
	0487-2004 Anlage1
	0487-2004 Anlage2
	0487-2004 Anlage3

	TOP 6.3. Bebauungsplan Nr. 1387 - Hamburger Allee,  Beschluss über Anregungen, Satzungsbeschluss (Drucks. Nr. 0023/2004 mit 4 Anlagen)
	TOP 6.4. Bebauungsplan Nr. 1411 - Bodestraße -

Auslegungsbeschluss, vorbehaltlicher Satzungsbeschluss (Drucks. Nr. 2275/2001 N1 mit 4 Anlagen)
	2275-2001-N1 Anlage1
	2275-2001-N1 Anlage2
	2275-2001-N1 Anlage3
	2275-2001-N1 Anlage4

	TOP 6.4.1. Zusatzantrag der SPD-Fraktion und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur DS 2275/2001, B-Plan Nr. 1411 - Bodestraße (Drucks. Nr. 2947/2001)
	TOP 6.5. Bebauungsplan Nr. 1668 - Kompostplatz Seelhorst

Aufstellungs- und Auslegungsbeschluss (Drucks. Nr. 0229/2004 mit 3 Anlagen)
	TOP 7. Maßnahmen zum vorbeugenden Brandschutz im Historischen Museum (Drucks. Nr. 0550/2004 mit 4 Anlagen)
	0550-2004 Anlage1
	0550-2004 Anlage2
	0550-2004 Anlage3
	0550-2004 Anlage4

	TOP 8. Anwendung der Eingriffsregelung in der Bauleitplanung: Buchung von Ausgleichsmaßnahmen auf das Ökokonto (Drucks. Nr. 0417/2004 mit 1 Anlage)
	TOP 9. Widmung des Kreipeweges (Drucks. Nr. 0536/2004 mit 1 Anlage)
	0536-2004 Anlage1

	TOP 10. Straßenausbaubeitrag Kreipeweg - Aufwandsspaltung - (Drucks. Nr. 0571/2004 mit 1 Anlage)
	0571-2004 Anlage1

	TOP 11. Straßenbenennung im Stadtteil Groß-Buchholz (Drucks. Nr. 0265/2004 mit 1 Anlage)
	0265-2004 Anlage1

	TOP 12. Bericht des Baudezernats über Leistungen im Jahr 2003  (Informationsdrucks. Nr. 0620/2004 mit 1 Anlage)
	0620-2004 Anlage1

	TOP 15.3. Zusatzantrag der SPD-Fraktion und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur Drucks. Nr. 0574/2003 N2, Umgestaltung des Strandbades Maschsee (Drucks. Nr. 0663/2004)


